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Begloublgte Absúrlft

URNr. 3117 R/]-992

Begründung von Benutzungsrecht,en, Ànlagenduldungen
und Übernahme von Kostenbelt,rägen

.Am sechsundzwanzigst,en Oktober
neunz ehnhunde rt zwe iundneunz i g

26. Oktober L992
erschien vor .mir, ':

r Àmts-

hi-e

mit
i-n sej-ner Eigenschaft als einzelvert.retungsberechtigter
Geschäfts führer.

Vertretungsbescheinigung wird beigrefugt.

Àuf Ànsuchen des Erschienenen und aufgrund seiner vormir abgegebenen Erklårungen habe ich nach Grundbuchein-
sicht beurkundet, was folgt:

T.
Sachstand

1.
Nach Vortrag im Grundbuch de of

tt 10052 ist die
mit dem Sit,z in e-
dstùcks der

Gemarkung Hof
Fl.Nr. 2380 .A,n der Enoch-Widman-St.raße,

Àckerland zu 8.544 qm.

Dieses Grundstück ist in Abteilung II des Grundbuches
l-astenf rei-.

In ^Abteilung III ist es belastet mit einer Buchgrund-
schuld über 5.000.000,-- DM zugunsten d.er Kreisspar-
kasse Bayreuth-Pegnit,z .

R/p
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Die Eigentümerin plant, eíne weitere Buchgrundschuld
ùber 7.000.000,-- DM zugunsten der g1eíchen Gl-åubigerin
einzutragen.

2.
chenden Kaufvertrages wird die
bayreuth rnbh mit dem Sitz in
s derzeit im Grundbuch des

Àmtsgerichts Hof für Hof Band 265 Blatt 10053 vorge-
tragenen Grundstùcks der

Gemarkung Hof
Fl.Nr. 2381 Bei der Dr.-Di-etlein-Straße,

Landwirtschaftsfläche zu 4.842 qn.

Dieses Grundstück wird in Äbtei-lung fI belastet sein
mit einem Kanalleitungsrecht sant Nebenrechten für
dle Stadt Hof.

Àuf dieses Grundstück sollen die in Àbt,eilung III des
Grundbuches am Grundstùck Fl.Nr. 2380 der Gemarkung Hof
eingetragenen Grundpfandrechte erstreckt werden.

Dj-e bayreuth nrbh nit, dem Sj_tz
in 
- im folgenden kurz als wbg bezeichnet -wird die in Zitf. 1. und 2. bezeichneten Grundstücke
Fl.Nrn. 2380 und 2381 der Gemarkung Hof in der trleise
neu aufteilen, daß insgesamt drej- Parzellen entstehen.

Diese drei Parzellen soll-en dann in Bauabschni_tten mit
Mehrfamilienhåusern in der Form von Vrrohnungseigentum
bebaut werden. Der beigefügte Lageplan, der anstelle
des Vorlesens zur Durchsicht bei der Beurkundung vor-
lag, stellt diese Parzell-ierung dar. Ðie zu ihrer
Durchfùhrunq erfordertichen Teilungsgenehmigungen sind
nach Àngaben der wbg beantragt, jedoch noch nj_cht,
erteilt,. Díe Stadt Hof aLs zuståndige Behörde hat
jedoch die Genehnigung dieser Teilung berej-ts in Àus-
sicht gestellt.
Die im beifügten Lageplan dargestellt,e Neuparzellierung
der in ZLff. L. und 2. bezeichneten Grundstùcke ergibt,
daß gebiJ-det werden

a) eine derzeit ausschli-eßlich im Grundstück FI.Nr.
2380 enthaltene Teilfl¿iche von etwa 2.280 qn,
im Nordwesten des grün umrandeten Gesamtareals
gelegen und entsprechend dem Lageplan im folgenden
kurz nur als BÀ I bezeichnet;
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b) eine derzeit, ausschließlich im Grundstùck Fl.Nr.
2380 enthalt'ene Teilfläche von etwa 5'600 qm'

imNordostendesgrùnumrandetenGesamtareals
gelegen und entspiechend dem Lageplan irn folgenden
kurz nur als BA II bezeichnet;

c)eineausdemGrundstückFl.Nr.23SLundeinerTei}_
flåche aus dem Grund.stück Fl.Nr. 2380 je der Gemar-
kungHofbestehende,imsüdendesgrünumrandeten
cesamtarearã 

-éãr*g.tte Teitf 1äche in einem Gesamt'f 1å-
chenausmats voñ etwa 5.500 qm, die im folgenden ent-
Àprechend der Einzeichnung im beÍgefùgt'en Lageplan
a1s SÀ III bezeichnet' wi-rd'

4.
Die notwendigen Kraftzeugstellplätze_fùr die auf den

durch Neuparzellierung entstehenden drei Grundstücken
zu errichtenden Mehrfamilienwohnhäuser werden unterge-
bracht

a)ineinerdoppelstöckigen,unterdenGrundst'ùcken
BA I und BÀ II gelegenen Tiefgarage'

b)inbeschränkterZahlaufdenGrundstückenBAIund
B.A II.

Auf dem nicht, Unmittelbar an die Enoch-widman-straße
angrenzenden Grundstück BÀ III werden keine Kraftfahr-
zãúgsterlplåt,ze errichtet. Die fùr das auf diesem
crunostück zu errichtende Mehrfamilienwohnhaus notwen-
¿ig.r, Kraftfahrzeugstellplät,ze sind in der Tj-efgarage
mit enthalten.

)

5.
AusdemdieserUrkundebeigefügtenLageP}anergibt'sich
aiã Lagre der zu errichtenden doppelstöckigen Tief-
garage. SÍe unierfangt, die durch Parzellierung zu bi]-
ãen¿ãn Grundstücke eÃ I und BA II. DÍese Tiefgarage
stellteineínheitlichesBauwerkdar,zudemesnur
eine Zufahrt gibt,. Diese liegt, auf dem Grundst'ück
BA IÏ.
ungeachtet dieser Tatsache wird diese Tiefgarage nach
aei in Zi-ff. 3. beschriebenen Neuparzellierung ent-
sprechend der Einzeichnung Ím beigefùgten Lageplan lot'-
rächt in zwej- Teile geteilt'. Die unter den beiden
Grundstücken gèl.gunãtt, recht.lich selbståndigen Tief-
garagen ernafÉãn ãauerhaft, markierte Ste1lplåtze, die
í* Zúg" der jeweíligen Àufteilung der durch Neuparzel-
lierung entstehen¿eñ Flächen BÀ I und BÀ II a1s Teil-
eiçfentum im Sinne des Wohnungseigent'umsgesetzes ausge-
wiesen werden

Der gegenst,ändigen Urkunde lÍegt' der Tiefgaragenplan
bei. Àus ifr¡n erõibt sich, daß auf dem durch Parzel-
iiãr.trg zu bildãnden crundstuck BA I die als Teileigen-
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tu.m auszubildenden Stellplåtze L-4, 20-27, 44-SL,68-78, 97-100, ttg-L26, 143-153 und 170-180 liegen,
während auf dem durch parzellierung entstehenden Grund-stück BÀ rr di-e als Teireigentum auszugestaltenden
Tiefgaragen Nrn. 5-19, 29.43, 52-67, 79-96, 101-118,
1,27-L42, !54-1,69 und j.B1- j_98 liegen.
Àus dem Tiefgaragenplan ergibt sich weiter, daß in kei-
nem Farl das sonderei-gentum an einem Tiefgaragenstell-pratz uber die crenze des jewei-ligen crunãstüãks ragit,durch dessen Àufteil-ung auch das ieil-eigentum an Tief-garagenstellplät,zen entsteht .

6.
Die räuml-iche Ànordnung der auf den drei zu bildenden
Grundstücken geplanten Baullchkeiten verlangt, daß
sowohl zur Herbeifùhrung der Genehmigung, als auch zurspäteren funktionalen Nutzung und eewirischaftung der
Gebåude und Ànlagen gegenseitige Rechte eingeråumt
werden und pflichten übernommen werd.en.

Dem di-enen die Ín dieser urkunde vorgeno¡nmenen Rege-
Iungen.

7.
Àngesichts des derzeiti-gen pranungsstandes besteht dieMöglichkeit, daß sich die in diesãr urkunde eingeräum-
t,en gegenseitigen Rechte und. die übernommenen gegensel-tigen verpfrichtungen noch nicht. als ausreic¡reñd-erwei-sen, so daß die Regelungen in di_eser urkunde möçiticher-weise noch nicht abschl-ießend sínd., sondern ro.Ë weite-rer Ergänzungen bedürfen. Zu solchen Ergänzungen ver-pflichten si-ch die Eigentümer der gebi-ldeten Grund-stücke BÀ r - BÀ rrr hiermit. gegenieitig. rm Hinblick
darauf , daß es si-ch bei- de¡n geplanten nãuvorhaben umdie Erstellung von wohnungs- uña teilei-gentum handelt,
haben die Kåufer einzelner wohnungs- unã Teileigentums-einheiten beirn Erwerb ihrer objekte sich verpflichtet,
solche dinglich zu sichernden verpflichtungeñ, die zur
funkti-onsgerecht,en Errichtung und. Bewirtscñaftung dereinzelnen Bauwerke erforderrich und. zweckd.ienlicñ sind,einzugehen und zu übernehmen.
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Rec hr. sta.l t ltncf
ïI.

in Be zltcf auf díe Tief CIaraqe

Die
auf

Tiefgaragenzufahrt (Zufahrt,srampe) befindet sich
dem Grundstück BA If

Die wbg ars Eigentümer des Grundstücks BÀ rr verfrich-tet sich hiermit gegenüber den jeweiligen Teireigentü-mern der Tiefgaragenstellplätze am Cruñ¿stück BÀ I,
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zeitlich unbeschrankt die Tiefgaragenrampe von allen
Hindernissen freízuhalt.en und zu dulden, daß sie unge-
hindert befahren und begangen wird.

Zur Sicherung dieses Zufahrt,srampenmit'benützungsrechtes
und unterlassungsverpflichtung bestellt, hiermit die wbg
am Grundstùck nÁ ff zugunsten der jeWeiligen Teileigen-
tümer der TiefgaragrensÈellplatze aT Grundstück BÀ r je
eine

Grunddienstbafkeit'
und bewilJ.igt, deren Eint,ragung im Grundbuch'

2.
Tie f qaragenschließanlaqe

Àm Ende der Tiefgaragenzufahrtsranpe wird die Tief-
garage durch'eín Tor verschlossen, dessen Öffnung und
Sch1leßung d.urch eine elekt,rische Àn1age gesteuert
wird. Oieée An1age befindet, sich auf dem Grundstuck
BÄ. ïï.
Die wbg als kùnftige Eigentünerin dieses Grundst'ücks
verpftichtet sich hÍermj-t gegenüber d9* jeweiligen
feileigentúmern der Tiefgaragenstellplåtze an Grundstück
BÀ I, ãiese Ànlage zeitlich unbeschränkt, zu dulden, zv
dulden, daß sie éewartet, instandgesetzt' und ggf' er-
neuert wird und áttes zu unterlassen, was ihre Funk-
tj-onstüchtigkeit, und Benutzbarkeit beeint,rächtigen
könnte.

Zur Sicherung dieser Duld.ungs- und unterlassungsver-
pflichtung bestellt hiermit, die wbg am Grundst'ùck BÀ II
je eine

Grunddienstbarkeit
zugunsten der jeweiligen Teileigentümer an den Tief-
gai.gensteltplãtzen am Grundstùck BÀ I und bewitligt
deren Eintragung im Grundbuch.

3.
Tie f garaqendurchf ahrten

Zwischen den einzelnen zu Teileigentum erklärten,
dauerhaft markierten Steltplatzflåchen auf bej-den von
der Tiefgarage unLerfangenen Grundstücken BÀ I und
BÀ, II neiin¿én sich Ín beiden Tiefgaragenunt'ergesct¡os-
sen Durchfahrtsflächen. um eine reibungsl-ose Ein- und
Ausfahrt zu den ste]lp]åtzen zu bewerkst'el-1igen, ist es
notwendi_g, daß jeder,Teileigenttrmer an einem Tief-
garagenstellplalz, gLeichgüItig, auf welchem Grundstück
ãr gãf.gen iËt, auch die Zufahrtsflächen, die auf dem

3ewãits-anderen Grundstùck gelegen sind, mitbenutzt.

.Dementsprechend verpflichtet sj-ch die wbg als künf-
tiger eigentüner des Grundstücks BA I gegenüber den
jeweiligãn teileÍgentumern, der auf dem Grundstück
ãe ff gelegenen tiefgaragenstellpl¿itze und die wbg als
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kunftige Eigrentümerin des Grundstücks BÀ rr gegenüberAgT jeweiligen_Teileigentümern der Tiefgaragenstell_pIätze, die auf dem ciundstück BÀ r-õãiãó"n sind, diejeweiligen Zufahrtsflåchen von allen die Durchfahrt,hindernden Hindernissen freizuhart,en urrd "u 
gestatten,daß diese Durchfahrtsflachen zeitrich unbeschränkt be-fahren werden

_Zur -Sj-cherung- der voreingegangenen Unterlassungs_ undDuldungsverpflichtungen Ëestefft hj_ermit die wËg

a) Grunddienstbarkeiten je zugunsten der jeweiligenTeileigentúmer an sá¡nLtichen auf dem GrundstückBÀ rr gelegenen Tiefgaragenstellprätzen am Grund-stück BÀ I,
b) am Grundstück.p+ rr. je Grunddienstbarkeit,en zugun-sten der jgw-eiriøen Eigentümer der såmtlichen-õãïi-eigentumseinheiten an iietgaragrensteripr-ätzen aufdem Grundstück BÀ I
und bewil].igrt deren Eintragung im Grundbuch.

4.
No t. au s qangs duldunqen

Den baurechtlichen vorschriften entsprechend ist, aufden Grundstücken BÀ f, BÀ II und Se iff je ein Notaus_gang aus der Tiefgrarage zu erri-chten. Diá jeweirigã--Lage der Notausgänge ergibt sich aus dem dieser uikundebeigefügten Tiefgaiagrenõlan. ::

Es verpflichten sich zu dulden, die Errj-chtung, denBestand und särntriche unterhaltungsmaß"ãir*"" an demjeweils auf ihrem Grundstück liegõndet ñotu,r=gang sowi_edessen Benutzung

a) die wbg als- künftige Eigentümerin des GrundstücksBA r gegenüber dem ieweitigen eigeniti*à, des Grund_stücks BÀ II,
b) die wbg als..künftige Eigentùmerin des GrundstücksBA rr sesenüber dem jewã*i-gen rigãn¿üil; -ü"-õri"a-

stücks BÀ f,
c) di-e wbg al-s künftige Eigentürnerin des Grundstùcks .

BA IrI gegenüber den jeweiligren eigrãntümern derGrundstücke Fl.Nrn. BÀ, I und-BÀ ffl
Die wbg besterlt hiermit an den vorgenannten dienendenGrundstücken zugunsten der jeweiligã" eiôã"tümer dervorgenannten herrschenden Grundstüõfe j.-ãirru
und bewirrigr o"ru'GäTiËlåËffioiåoål:"dbuch.

ì,1

¡

;a
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5.
Entlü f tunq s s chachtduldung

Der Ent,Iüftungsschacht fùr dÍe Tiefgarage wird im
sereicn der südwestlichen Àußenmauer der Tiefgarage
errichtet und danit' auf dem Grundstück BÀ III liegen'

ïm Hinblick auf diesen umstand verpflÍchtet sich die
*Ëg ãlã rùntriõe Eigenrümerin des Grundstüc]<s BÀ III
gegenüber den iã*ãiiis'en l'Íoentümern der Grundstücke
BÀ ï und BÀ f f] -áiese Ent.luitungsar,rlage dauernd zu

dulden, alfes zu unt,erlassen, wãs..iþrgn Bestand und
ihre Funktionsiücrrtj_gkej_t beeinträcht.igen könnte und

zu dulden, dar ãiesei enttuftungsschacht repariert und
gewartet wird.

Zur sicherung dieser Duldungrs- und Unt'erlassungrsver-
piiiãnt"ng uésiãrrr aie wbg hiermit, an j-hrem Grundstùck
BÀ ïïï zugunstã" ã"t jeweÍligen Eigentümer der Grund-
stùcke BA I und BA II je eine

Grunddienstbarkeit'
und bewi[Ígrt deren Eint'ragung i'm Grundbuch '

6.
intr Di

)

DieEintragungderDienst'barkeit'ensetztdieBildung
der zu belast,enããr, crrrr,dstùcke durch vermessung und
Vollzug des Messungsergebnisses im Grundbuch voraus'
rm Hinblicr oaiáùi-wirã die wbg erst nach_Bilduns der
herrschenden und dienenden cruñdstùcke und' soweit
herrschendeGrundst'ùckenureinzelneTeileigenLumsein-
heiten sind, uùãn-deren eildung durch Vollzug der Tei-
lungserklärungen, díe entsprecñenden Grundbuchant'räge

"tãii." 
und hierbei die herrschenden und dienenden

Grundstücke beschreiben.

soweit ein Grundstück mit mehreren Grunddi-enst'barkeiten
belastet wira, 

-sãii.tt 
diese Grunddienstbarkeit'en im

Ct"i"nt.ng miteinander eingetragen werden'

TIT.
Kostenbeitragsverpf lichtungen'

Ungeachtet der Tatsache, daß rechtlich durch die im
ãï.;;; ui:<unde ¡ãiãertisi,en Lageplan aussewiesene Grund-
stücksteilung-.nån-Aie die Grundstucke BÀ I und BA IÏ
unterfangene Tiefgarage zu zweL verschiedenen Grund-

=itiãL"" õehört unã im Zuge der Aufteilung in Wohnungs-

und Teilãig.ttùtr* auch diésen zugeordnet, wird, stößt'
eine gesonderià nrfa"sung der durch den Betrieb der
Tiefgárage verursachten Kosten bei jeder gebildeten
tietéaraéeneinheit, auf erhebliche Schwierígkeiten.



Zur Ermöglichung einer vereinfachten und. gerechtenAbrechnung der- durch aen eãirieb der Tieflarage zu_künftigr entstehenden xosten wird forgendes geregert:

Die laufenden Kosten d""1sowie die Kosten für eineein einheitliches Bauwerk
werden ungeachtet ihrer rTeile einheitlich ermitte

8

Betriebs und der UnterhaLtung
etwai-ge Inst,andsetzung der
darsteLl-ende Tiefgarage

echtlichen Teilung j_n zwei
1r.

Zufahrts-
der Tor-
stigen
Einrich-

Die Ermittlung soll durch den Verwalter der auf demGrundstück BÀ II entstehenden Wohnanlagre erfolgen, dender jeweilige verwalter der rvohnanr-ug.-u.r-,i BÀ r ent-sprechend der dafùr aufzusreltenden ieirunsrãärirãiü"gdabei zu unterstutzen hat.

Zu den Kosten der Gesamt3rrf.g" gehören

a) die laufenden Betriebskosten, insbesondere für strom(Toranlage und Beteuchtung) una ñãiniõü"g der Zu_fahrtsflächen zum SondereLgentum; -

b) dj-e fnstandhaltung und fnst.andsetzung derfl-åchen selbst, der elektriscrrãn-a¡liãgã",anlage, der Entlüftungsanlagen und dei-sonder Tiefgarage und ihiem netrieb d.ienendentungen;

c) die bauliche unterhaltung des Garagenbaukörpers samtNotausgängren und seine tàstandsetzung, ;;;;-;;ã ;;"weit' sie nur den Garasenbaukörper ueãiiiiË. -'* ""

3.
?"r leweilige Eigentúmer des Grundstücks BÀ f ist
9.* leweiligen Eigent.ümer des Grundstücks BÀ ïï und
9"t jeweilige Eigentümer des Grundstücks BÀ Iï demjeweiligen Ei-gentúmer des ciundstücks BÀ, ï gegenüberverpflichtet, die unt.er zLtÍ.. z. g."rrãrrrrt"n xosten derTiefgarage zu dem Bruchteil_ zu tragen, in welchem dieunter seinem jeweiligen Grundstück li"gã;¿"r, Tiefga--ragensterlplätze zur cesamtzahl der in der Tiefgui.gugelegenen stelrplåtze st,ehen. sofern der vorlåufigeTiefgaragenplan, der beigefügt, ist,, nach Zahl undAnordnung der sterlplatze unùer¿i.ndert urei¡t, oblågen
!9Trt den jeweiligen Eisenrúmer ãã;-ðñ;ã=ru"r.= BÀ ï65/lg8-Ànteire_gld dem jeweiligen sié."ir*er des Grund-stücks BÀ rr ß3/rg8-Ànleile der cesãntkoJr"rr.

Zur 
. 
sicherung der-voreirråågu.rgenen Kostenbeitragsver-pflichtungen zur TiefgarãgãnUewirtschattung, _unter_haltung und -instandhã]tuñg bestettt friãnnit die wbgan ihrem Grundstück BÀ 1 zúgrurrsten des jeweiligenEigentüners des Grundstùcks BÀ rr und an ihrem Grund-



stùckBÀIlzugunstendesjeweilÍgenEigentümersdes
Grundstùcks BÀ I je eine

Reallast
und bewilligt die Eint'ragung im Grundbuch'

5.
ïn der jeweiligen Teilungserklärung' durch die die
Grundst,ücke BÀ i un¿ BÀ ÍI in Wohnungs- und Teileigen-
iutn aufgeteilt werden, soll festgelegt werden' daß

ãi" *."ñ der in ZLf.t. 3. vereinbarten Kostenteilung die
lã*.ifiSen Eigentümer des belast,eten Grundstücks tref-
fenden Kosten der Bewirtschaftung, Unt'erhaltung und In-
standsetzung der Tiefgaragenanlage im verhält'nis unter
ãã" ltit.igeñtünern auãscntieglich zu gleichen Teilen
von den tãi-leigentümern getragen werden' -zu deren TeiI-
eigentum das Sóndereigenturn añ einem Tiefgaragenst'e1l -
;iá¿, sehört. r¿r dieãen Fal1 wird ietzt bereits bewil-
ligt, und beantiãgt, daß die vorstehend. bestellt'en Real-
Iasten nur an-Aeñ jeweiligen Teileigentumseinheiten an

Tiefgaragenstellplátzen einget'ragen werden und die
Wohnungsãigentumsei-nhej-ten damit, nicht, belastet wer-
den.

sofern mit Bildung der :St"irisen Grundst'ücke der vorr-
ãug der teirungàei:.rarrr.rg möglich ist,, soll bei vorlie-
geñ aer unter zj'Í-t. 5. genannten Voraussetzungerì. von
vornherein oer ¡nt.rag aut nintragung der Reallast auf
die jeweiligen Teileigentumseinheit,en an Tiefgaragen-
st,el1plätzen beschränkt werden'

wenn und solange die wbg Eigentümerj-n von Tiefgaragen-
sietlplätzen iãi, die nõch ñicnt verkauft sind und auch
ni"ftt- aufgrund einer entsprechenden rechtlichen Gest'at-
trrrg durcñ sie von Dritten genutzt werden' vert'eilen
sicñ die Bewirt,schaftungskosten an der Gesamtanlage
éemäß ZLff.. Z. zu gleicñen Teilen auf die Tei-leigen-
[,n*"t, die Tiefgarágenstellplät'ze erworben haben'

Weite

- und

IV
Díen

1.
rf

9

ke

Das Grundstück BÀ III liegt nicht an eÍner öffentlichen
Straße.

Da sich auf ihm keine Kraft,fahrzeugstellplät'ze befin-
den, bedarf es nicht der Bestellung von Fahrtrechten
über die vorgelagerten Grundst'ùcke '

Hingegenwird'derZugangzudiesemGrundstùcküberdie
nicht, überbauten Ftächen des Grundstùcks BÀ I und/oder
B.A, II erfolgen.
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Über diese Grundst,ùcke muß auch die Zufahrt, durchSonderfahrzeuge (Feuerwehr-, Krankentransporte u.ä. )sichergestellt werd.en.

Da mangels endgùltiger Àußenanragenplanungen di-e genauewegeführuns noch nichr feststeht, bleibt aie nestãiiü;;der entsprechenden Dienstbarkeiten zur sicherung derr)urchgangsduldung und der Zufahrtsdurdung fur sonder_fahrzeuge bis zum vorliegen dieser pr-äne vorbehalt.en.Nach deren Vorliegen verpflichtet, sich die wbg, dieseDienstbarkeiten unter BeÁchreibung des Àusübuñgsps_--reichs an dem oder den bet,roffenen Grundstücken zubestellen.

2.

Di-e Grundstücke BÀ r und BÀ rr werden jeweils gesondertan die öffentlichen versorgungs- und entsorgungrsein-richtungen in der Enoch-wid¡nan-straße angeschlossen.ver- und Entsorgrgngsanragen müssen insowãit wechselsei-tis nicht inst.arriert unã damit auch ni-ànt gesichertwerden.

Hingegen werden fùr das Grundstück BÀ rrr zumindest dieversorgungsleitungen fúr Frisctrwassãi, -siro*, 
Gas undder Anschruß an Kabel-TV von der Enocrr-ùiornan-straßeaus und somit über zumindest eines der vorgelagertenGrundstücke BÀ I und/oder BÀ, II geführt. Ob dies auchfür die Führung der Entwåsserungiei-nrichtungen gi]t,steht derzeit noch nicht fest. ._.

Die unkrarheit über die -A,rt und weise der Entsorgungs-möslichkeiten und die unkrarheit über den genauenTrassenverlauf für die versorgungsleitunqen zum Grund-stück BÀ III lassen die Best,eifuãgr von níenstbarkeiten
_zur _Sicherung von Ver- und Entsorõungsanlágrenduldungen,
Dul-dung von Reparaturen daran, unter der Voraussetzungder wiederherstellung des früheren Zustándes nachDurchführung der Reparat,uren und di-e verpitichtung desjeweiligen Eigentümers des dienenden cruñãstücks, arleszu unterlassen, was die Funktionsfähigkeii solcher r,eiltungen und Ànlagen beeintrachtisen ]çoñniã, nocr, nicht,endgültig erfolgen.

lie wbo verpfrichtet. sich desharb r-ediglich in ihrerEigenschaft als künftige Eigentúnerin ã.i-cr,rr,dstückeBÀ r und BÀ rr, wenn und soweit i-n ihnen oder einem vonihnen ver- und Entsorgungsleitungen 
""ã-¡"rugen desGrundstucks BÀ III verleét werdeñ müssen, umgehend dievorstehenden verpfrichtuñgen einzugehen und zu derensicherung entsprechende oienstbarkeiten zu besterlen.
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Da das Grundstùck BA III nicht' unmit'telbar an einer
étfentrichen st,raße liegt,, kann die MùIlentsorgungr
dieses Crundstùãf" nr.,r ãadurch bewerkstellist werden,

daß j-m der Enoch-widman-straße angrenzenden Berej-ch

auf dem crunAsiück BÀ I oder BÀ rÍ eine auch der MuII-
entsorgungdes_crundstücksBÀIIIdienendeÀn].agevor-
gehalten wird- ó"t genaue Standort des MüIltonnenstand-
platzes, der auch der Entsorgung des Grundst'ücks BÀ IIÏ
dient, wird .r"i i* Rahmen ¿ãs ãaugenehmigungsverfah-
rens festgestellt werden'

Die wbg a1s Eigentümerin der Grundstùcke BÀ I und BÀ IÏ
verpflicht,et sícfr, mit Fest'stehen des Standortes des

Mü11t,onn"rr"t.rrãóIåt".", der auch der Mùllentsorgung des

Grundstücks BA itr dient, am Grundst'ück' auf dem sich
der Mül-Itonnenslãt¿pf.t" befindet' eine zei'ttich unbe-

schrånkte Verpflichtung zur Duldung der Mül1t'onnenan-
lage unter dei vorausset'zul'lg' daß- áie Reinhalt'ung und

die Instandsetzung auf Kostán auch des jewei¡'gen
niõ""it¡*ers ¿ãs-nãrrscrrenden Grundsttrcks BA III er-
foIgt,, . einzugiãñ""-ù"¿ durch Grunddienstbarkeit, sicher-
zustellen.

4.
Grenz ab s tandsübernalrmen

Esistabzusehen,daßnachdeneingereichtenBauplånen
die baurecntrïã-n'.rãié.""hriebenen Grenzabstånde auf den

Grundstücken ãe r - ee III nicht sämt.lich eingehalt'en
werden können.

Es wird erforderlich sein' diese nicht' auf dem eigenen
Grundstücr einéãñárt"n"n Grenzabstände auf dem jeweils
benachbarten ðiu"¿sttick durch Eint'ragung einer durch
GrunddiensæaiXeit "" sichernde Bauunterlassungsver-
pflichturrg,rttã'-áuicn eine beschränkte persönliche
Dienstbarreit-züg"rr"t"" der stadt, Hof zu sichernde Bau-

unterlassungsverótficntung zu sichern'

Die wbg verpflichtet sich, auf den jeweils dienenden
Grundstücken 

-;ã;h-ieststehen der erforderlichen Bau-

absrande u"a ããiãn-iiere die entsprechenden Bauunter-
lassungsverrrrãñrü"õã" zu best,ellen und. die Dlenstbar-
keiten zur Ei;iiãõ"ñg zu bewÍIligen und zu beantrasen.

3.
*ùll.ntsorqung

; 5.
überbauungsdufdung

Nach den vorLäufigen Planungen wird die auf dem Grund-
stück BÀ rrr "ü-ãiii.htende 

tdohnanlage als Grenzbau zu

den Grundst'üc]<en BÀ I und' BA II erri-chtet werden' DÍe

vorlåufigen, noch nicht zur Genehmigung eingereichten
P1äne fùr diese Wohnanlage sehen vor' daß an der nörd-
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lichen Àußenwand erkerartige Vorsprunge angebrachtsind, die dann auf die crundstücre ne-r und. BÀ rr über-greifen.

Unter der Voraussetzung, daß sowohl der Grenzbau a1sauch die vorbeschriebene Gestartung der Àußenfassadean der nördlichen Àußenwand genehmigt werden, ver_pflichtet, sj-ch die wbg, an den Grundstùcken BÀ I undBÀ rr zugunsten des jeweirigen Ei-gentùmers des Grund-stücks BÀ rrr die forgenden durch Grunddienstbarkeit zusichernden Verpflichtungen zu ùbernehmen: ----:-

a) eine überbauungsduldung hinsichtrich der erkerar-tigen Bauvorsprünge,

b) ein Grundstùcksbetretungsrecht und Gerüstaufst,er-lungsrecht im Zuge der Èrsterrichtung und der spåte-ren Renovierung der Wohnanlage auf dém CrundstüãkBÀ III im Bereich der nördlichen, als Grenzbau aus_gestalteten Àußenmauer.

6.
rspielo atzmi ùtzunqs recht,

Sofern im Zuge des Baugenehmj-gungsverfahrens einKinderspielplatz fur die Gesalntanrage vorgeschriebenwird, wird er aufgrund der Geländegãstaltüng auf demGrundstùck BA III errichtet werd.en. 
-,,

sobard feststeht, daß ein spielplaLz erricht,et werdenmuß und wo er auf dem crundstùck ea rrr gena"-"iiiãirË"twird, verpflichtet sich die wbg als kunfü_sã-uIö;;;iil:rin des Grundstücks BÀ rrr, dÍãses ,rg,,,r"iã; ã;;-l;Ëi-ligen Eigentümer der Grundstücke BÀ r-und BÀ rr ,nit jeeiner Grunddienstbarkeit des rnhalts zu belasten, ¿arga9I jeweilj-ge Eigentúmer des dienenden Grundstücks ver-pflichtet i-st, den spielplatz dauernd auf seinem Grund-stück zu belassen und zu duLden, daß er von den jewei_ligen Eigentümern der herrschenden Grundstircke mitbe-nutzt wird, unter der Voraussset,zung, daß sich dieEigentùmer der herrschenden Grundstücke an den Kostender Unterhaltung und fnsLandhaltung Aes Xinderspiel_platzes zu je einem Drittel beteillgen.

7.
stell ze im

.A.ufgrund der gegebenen Situation ist es möglich, daßnicht alle für das Grund.stück BÀ rr unã aie ¿arautgeplanten Baumaßnahmen erford.erlichen Kraft.fahrzeug-stellplåt'ze in der Tiefgarage und. zu ebener Erde aufdem Grundstück BÀ rr zui veitügung gestelit werdenkönnen
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Àufgrund der Dimension der Tiefgarage u1!:t dem Grund-

stück BA r urr¿-äãi-áufstehenããn-wonnbauten werden

voraussichtlich nicrrt alle uüi--¿"* Grundstück BA I zrt

erstellenden sï.ïrprát" tur-ãiã darauf zur Entstehung

kommende wonnaiiãõã-ãrtot¿erriãrr sein' sollt'e sich

ergeben, daß ein õeir Aet stãiiprát'" im Freien auf dem

Grundsrück BA 
';--"i¿ha rùr ¿eãããñ eigetten. Bedarf erfor-

derrich ist, :ãaäãit-ãrs steriãiãtã"ã"hî?1" für die auf

dem Grundstück ãÁ-fr çreptantãã-lrocn¡aule+ erforderlich
Íst, verpfricntãï "ltñ 

äit t¡ã als künft'iger Eisen-

rümer des cru;ã"ru":.= BA r, 
-ãi.ãã-ti¡erschüssisen stell-

prät,ze in dem'il;;;; *ï"-åiã-iur ¿ie Hochbauten des

Grundst'üclcs s¡ îi-"óårt erforderlich sind' diesem zur

ausschrießrichen Nutzung zuzuweisen und dieses aus-

schließliche Ñ;Ë'il;;r"õnt åñ á"" von der wbs zu be-

srimmend..rr r.ulipiãËr"" ae*-le*ãiligen Eigenr,ùmer des

Grund.sr,ü.L" sÃ*ii-;ñ;"räurnei-und durch Grunddienst-

barkeit, zu sichern. tm vorgãt.tnt.n umfang unterlÍegt
es dem freien Ëi*ã="t" ¿er w¡g' ob sie das durch

Grunddiensr¡ar;ãii-ã" sicnernãå ausscntießliche stel}-
Dlatznutrr-rrrg=i"tht in Form itã"-st"t'cherstellplät'zen dem

iä;:íïî;;;^'Ëi;;ilüñ; aes crundstücks BÀ rr gewåhrt

oder unmit't'eIËái-ei"zelnen n'igentuÍtern von am Grund-

stück BA Ïr gãüháãten wohnunéseigentumseinheit'en' Der

Eisenr,ùme, ¿uI-ñãiirèn""au"-ðiu"ããtn.:.t.hat' die Reini-
gungs- un¿ uni'etitãrl""gskost'en für die ihm zur Nut'zung

zur verfugung stehenden st'eii;Iätze auf dem dienenden

Grundstück zu tragen'
B.

Garaqenüberbauung

Wie sj-ch aus dem dieser Urkunde beigefügten Tiefgara-
genplan ergibt, ist vorgesehen' die Grenzziehung

zwischen o",,"ðit"ãit""Lttt il-i und BA'rr so vorzuneh-

men,daßdieciã""imBereichderbeidenTiefgaragen-
ebenen zugreiãh-ã"t ¿ut etã""ã von Tiefgaragenstell-
plårzen .r.rråiïrl-"o=ããß rãi"-t"il eines zu sonderei-

sentt]]1l ", "riîãiå"ãã"-rieréãiaçrenstellplatzes 
im

Bereich ¿"" tãiããñüarten Giundstücks riest'

NachderRechtsprechungist'dieSondereigentumsfähj-g-
kej-t, nur dann gegeben' wenn ein Sondereigentum aus-

schließricn'ïm-ãËiãi.n ¿"s--auigeteitten Grundstücks

Iíegt oder i*"eãii" einer ÜuårËauung das Überbauungs-

recht durch 
-¡'ià"Ëinui:..it, 

arn-trueruauten Grundstück
gesichert' ist'

Sollte sich wider Erwarten ergeben! 91ß im Zuge der

Bildung a.t äiu"ástücke qÁ I und BÀ rI -od'er 
im Zuge

d,er Bebauung dieser crunastl"Lã' i* Tiefgaragenbereich
ein oder *.å'ä"E-;;tii;ïã[zã-nicnt s:l1y durch die

, Grundstücrsäi;;;t-õ;ãlãiit werden' sondern die Grund-
- stücksgr.rr"å-ãlrr"errrã steirptatze durchschneidet' ver-

pflichtet sich die wbg' ";t';;;echende 
Überbauungsdul-

dungen a¡n von einem stell-piãiz tøerbaut'en Grundst'ück
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zugrunsten des jeweiligen Eigentümers des überbauendenGrundstùcks zu gestatùen und durch Grunddi_enstbarteilten im Grundbuch zu sichern.
o
J.

Àllqemeine Regelungen

Àufgrund der vorsterrenaeå verpflichtungen zur Einräu-mung von DuÌdungs- und. unterlãssungsveipfu_crrtunqã; undderen sicherungen durch Dienstbarkãiten hat die wbg dieverpflichtungen dqnn zu begründen una ãiã- Dienstbarkei-ten dann zu besterren, wenñ die vorstehend genanntenVorausset,zungen dafür vorliegen.
Da die wbg beabsichtigt, die Àufteilung der noch nichtvermessenen parzellen nach s g wEG schon frühzeitiõ-vorzunehmen und dÍe aufgeteirten objekte ;or vermes-sulg, Vorliegen der Bauçrenehmigung únd der Abge_schlossenheitsbescheinigung zu veikaufen, verpflichtet 

.

-"-ish di-e wbg jetzt berelts] a.n ¡<tintiiõãn Käufern vonWohnungrs- und Teileigentum gegrenüber, Ëei vorliegender voraussetzungen die voritãrrenden'vãiptrichtungen zukonkretisieren und Dienstbarkeiten zu bestellen. siewird zu diesem Zweck im Rahmen der Kaufvert,ragsurkundenauf-diese verpflichtungen verweisen und umgekehrt die
{1uf9r verpflichten, sõfern ihr Objekt von sotchendinglich gesicherten verpfU-chtungrãn ¡etiôrt"r, wird,in.diese verpflichtungen einzutreten und sich ihrer-
:91!s zu verpflicht.en, diese Verpflichtungen zu er_fül1-en und ggf . ej_ngetragene Dienstbarkeiten zu über_nehmen

1¡

soweit aufgrund--der-in alå=.* Àbschnitt, ei-ngegangenenRegelungen und_verpfli-chtungen eines der durch parzel-lierung zu bi-r-denden crundsi,ücke mit mehreren Dienst-barkeiten belastet wird, stehen diese in creichranguntereinander. ?u" gril-t j edoch nur, wenn ái. n""iãÍr,rrrgder Diensrbarkeiren slei-ãhzeitis .it"iõË, ìeiI dievoraussetzungen dafür gt_eichzei[i_g rroiíãö"".
Treten di_e Voraussetzung,en zur Bestellung einzelnerDienstbarkei-ten erst zu ei-nem sp¿iteren zãitpuntt ein,so daß ein Teil von Dienstbarkeite"-eisi-nacn bereitserfolgter Eintragung anderer Dienstbariuii"n bestelrtwerden können, sorlen die neuen Dienstbarkeiten Nach-rang nach den bereits eingetragenen Ðienstbarkeitenerhalten.

Sollte die Baugenehmigun8"O"nörde im Zuge der gaugreneh-migung oder zu einem ãnaãren Zeitpunkt-üðrtangen, daßeinzerne der in diesem ebsãñni-tt äi"gðgurõ.r.r, ver-pfri-chtunsen nicht nur gegenüber dã*-jãËirigr"r, Eigen-tümer des herrschenden ðrúnãstücrrs, sondern zur siche-
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rung des Bestandes dieser -verpflicht'ungen 
auch ihr

sesenùbe, "irrrüöãñ""-ù"¿ 
¿"r"ñ-Ëã=ãrrta"rte persönliche

Diensrbarkeit, äü-"iãn"rn istl ttãiprri"l!:t sich die

wbg, diese verpflicht'ungen aücr'-ãitgunsteÎ der stadt' Hof

einzuseh"r, tna"ä;;;ü"Ë:ãñtãi[I"-pérsönriche Dienst'bar-

keir an zu ueraä[ãiä"ã-c=,rrraËã=itã sicherzuste]-len'

v.
Schlußbestirunungen

1.
Der beurkundende Notar wirA-beauftragt und ermåchtígt'

alte etwa ,ro.rr*ã,rrn-ùof f ",tg 
diã;;; 

-Ur['unAe erf orderli-
chen und zwec:.aiä'"riãñã" ÉrHáintrg.t abzugeben und

Ànrräse jeder À;r--;" stelrenl;;;ã-B.schránkuns auf die

gesetãliche vollmacht
2.

Die Kost'en dieser Urkunde und' ihres Grundbuchvollzugs

trägt die wbg

3.
Von dieser Urkunde erhalt'en

beglaubigt'e Àbschrif ten
die wbg (3),
das Grundbucha



)

Vertre tunqsbe scheiniqung

Àufgrund meiner am heutj_gen Tage vorgenommenen Ein_
sichtnahme in das Handelsregister beim Àmtsgericht
-Registergerj-cht- Bayreuth st.elle ich fest, daß dortin Abteilung 

dem 
eingetragen ist, und. daß Herr 
al-s Geschåftsführer dieser Ge  
ihrer Vert,retung unter Befreiung der Beschränkungen
des S 181 BGB berechtigt ist.

Bayreuth, den 25. Okt

,)

l

i
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Beglaubigte Absdlrfft 

URNr. 3331 R/1992 

Teilungserklärung 
nach§ 8 des Wohnungseigentumsgesetzes 

Am sechzehnten November 
neunzehnhundertzweiundneunzig 

16. November 1992 
erschien vor 

Notar mit dem mts­
stelle in Bayr

12, 

hier handeln

 

als Bevollmächtigter laut der in Ausfertigung vorge­
legten und dieser Urkunde in beglaubigter Abschrift 
beigehefteten Vollmacht. 

Auf Ansuchen des Anwesenden und aufgrund seiner vor 
mir abgegebenen Erklärungen beurkunde ich was folgt: 
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I. 
Sachstand 

1. 
Grundbuchstand 

Die bayreuth .t,h 11:lt daa Sitz 
in tümerin des clm:am.t 1ll 
Grundbuch des Amtsgerichts Hof fllr Bot Band 265 
Blatt 10052 vorgetragenen Grundstücks der 

Gemarkung Hof 
Fl.Nr. 2380 An der Enoch-Widman-StraSe. 

Ackerland zu 1.544 qm. 

Dieses Grundstück ist in Abteilung II dla &reEilitbJches 
lastenfrei. 

In Abteilung III ist es belastet mit e!rsr B11:!lgrund­
schuld über 5.000.000,-- DM zugunsten dar ...,_tespar 
kasse Bayreuth-Pegnitz. Es wird mit e1ner llld.~ 
Buchgrundschuld über 7.000.000,-- DM zug; •• der 
gleichen Gläubigerin belastet werden. 

2. 
Gesamtplanung 

Dem unter Ziff. 1. beschriebenen Grundat:6clt ft..llr. 2380 
schließt undstück F1.Jlr. 2381 an, 
das die bayreutb lllllalllS dem 
Sitz in . 

Die bayreuth .tJh al,; ._ Sitz 
in  als wbg r - l,eab­
sichtigt, die Grundstücke Fl.Nrn.23801IBll je 
der Gemarkung Hof zu parzellieren und M-4 !a ~e­
samt drei Grundstücke aufzuteilen. Die 911P] ; Po Auf­
teilung ergibt sich aus dem dieser Urk.aide ... ..,«Ggten 
Lageplan. 

In drei Bauabschnitten soll jedes dieaer AMil ~tei­
lung entstandenen Grundstücke mit einer e1J 1 7 11gen 
Mehrfamilienhausanlage bebaut werden. 

In den ersten Bauabschnitten werden die bei.SI --1.t­
telbar an die Enoch-Widrnan-Straße angy-eeN---5 CElmd­
stücke bebaut . 

Es handelt sich hierbei 
a) um das im Nordwesten gelegene, aus clllll • lwt 6ck 

Fl.Nr. 2380 stammende noch zu verJ111anmA1•1 O•~uck 
von etwa 2..a, ., 

b) um das im Nordosten gelegene, _.._ 
Grundstück Fl.Nr. 2380 stammende Gr11u M 7 1 11111.t 
einer Fläche von etwa 5. .. QR. 
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Die noch zu vermessenden, unter a) und b) bezeichneten 
Grundstücke werden durch eine Tiefgarage unterfangen, 
die durch die gemeinschaftliche Grenze dieser Grundstßcke geteilt wird, so daß rechtlich zwei selbständige Tief­
garagen entstehen. Die in den beiden Tiefgaragen - die 
nur baulich eine Einheit sind - gelegenen Stellpl&tze 
sind durch dauerhafte Markierungen voneinander abge­
grenzt und werden als Teileigentum im Sinne des Woh­
nungseigentumsgesetzes gestaltet. Die auf den einzelnen Grundstücken stehenden Hochbauten werden in Wohnungs­
eigentum aufgeteilt. 

3. 
Tiefgaragenanlage 

um eine funktionsgerechte Bewirtschaftung, Unterhaltung 
und Instandsetzung der durch die Grundstßcksgrenze 
zwischen den in Ziff. 2.a) und b) bezeichneten Grund­
stücken lotrecht in zwei Teile geteilten Tiefgarage 
sicherzustellen, hat die wbg als Eigentümer beider 
Grundstücke, unter denen die Teile der Tiefgarage 
liegen, Regelungen getroffen, durch die die Zufahrt 
über die Tiefgaragenrampe auf dem unter Ziff. 2.b) 
bezeichneten Grundstück gesichert ist, das Durchfahrts­
recht durch beide Tiefgaragen sichergestellt wird und 
die dauernde Verfügbarkeit der zum Betrieb der Tief­
garage erforderlichen Anlagen für die jeweiligen Teil­eigentümer an Tiefgaragenstellplätzen innerhalb der 
jeweils anderen Tiefgarage gewährleistet ist und si­
chergestellt ist, daß für die Bewirtschaftungs-, Unter­
haltungs- und Instandsetzungskosten an den Tiefgaragen­
einrichtungen anteilig die Eigentum.er beider Grund­
stücke und nach Aufteilung in Wohnungs- und Teileigen­
tum und entsprechender Regelung der Kostenaufbringung in den Teilungserklirungen die Eigentümer der jeweili­
gen unter den Grundstücken gelegenen Tiefgaragenstell­
plätze aufzukommen haben. 

Im Rahmen dieser Regelungen wurde bewilligt, daß am unter Ziff. 2.a) bezeichneten Grundstück eingetragen 
werden 

a) Grunddienstbarke1.ten zur Sicherung des Durchfahrts­
rechtes an den nicht zu Sondereigentum erklärten 
Durchfahrtsflächen zugunsten der jeweiligen Teil­
eigentßmer all, Tiefgaragenstellplätzen auf dem unter 
Ziff. 2.b) beteichneten Grundstück: 

b) Grunddienstbatlteiten zur Sicherung der dauernden 
Belassung, Instandsetzung und MitbenO.tzung des Not­
ausgangs aus der Tiefgarage zugunsten des jeweiligen 
Eigentßmers ~s in Ziff. 2.b) bezeichneten Grund­stucks, 
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c) Reallasten zur Sicherung der Verpflichtung zur an­
teiligen Tragung der Bewirtschaftungs-. Unterhal­
tungs- und Instandsetzungskosten der gesamten Gara­
genanlage im Verhältnis der dort vorhandenen Stell­
plätze, zu den auf dem dienenden Grundstückgelege­
nen Stellplätzen, lastend an den Teileigentumsein­
heiten an Tiefgaragenstellpl6tzen zugunsten des je­
weiligen Eigentümers des unter Ziff. 2.b) bezeichne­
ten Grundstücks. 

Andererseits wurden am in Ziff. 2.b) bezeichneten 
Grundstück zur Eintragung bewilligt 

aa) Grunddienstbarkeiten zur Sicheamg des Oberfahr­
und Obergehungsrechtes an der ~arnpe, 
zugunsten der jeweiligen 3 ran den 
Tiefgaragenstellplätzen am in ap. 2.a ) bezeichne­
ten Grundstück; 

bb) Grunddienstbarkeiten zur Si 
elektrischen Garagentoranlage 
zung zugunsten der gleichen 

cc) Grunddienstbarkeiten zur Si 
durchfahrtsmitbenutzung auf 
eigentum erklärten Durchf 
der gleichen Berechtigten; 

dd) Grunddienstbarkeiten zuguns 
Eigentümer des unter Zif!. 2. 
Grundstücks zur Sicherung e 
ausgangsduldungs- und Mitbe 
pflichtung; 

ee) Reallasten an den Teileigen 
garagenplätzen mit dem unter 
zugunsten des jeweiligen Ei 
Ziff. 2.a) bezeichneten G 

schließlich wurden am südlich 
stück aus dem in Ziff. 2. bezei 
zugunsten der jeweiligen Eigent 
2.a) und b) bezeichneten Grunds 
ten zur Sicherung einer dauern 
duldung und einer Tiefgaragenno 
111.tbenutzungsrechtes bestellt. 

4. 
Die wbg beabsichtigt, auf dem 
neten, etwa 2.280 qm großen G 
daa in Ziff. 1. bezeichneten G 
Glllarkung Hof noch abzumessen 1 

a ) 1a Rahmen 
llaus, das 
entllAlt; 
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b) im Rahmen der Errichtung der unter diesem Grund­
stock liegenden Tiefgarage 65 dauerhaft markierte 
Kraftfahrzeugstellplätze. 

Die mit dem Sitz 
in neh n für die 
vorgenannten Baumaßnahmen eingeleitet. Die Baugeneh­
migung ist noch nicht erteilt. 

Der Antrag auf Erteirung einer Abgeschlossenheits­
bescheinigung und der Erstellung des endgOltigen Auf­
teilungsplanes wird von der wbg als Grundstückseigen­
tumerin gestellt, sobald dies der Stand des Baugeneh­
migungsverfahrens zuläßt. Die dem Baugenehmigungsver­
fahren zugrundezulegenden Pl!ne liegen vor. Sie sind 
zugleich der Entwurf des Aufteilungsplanes. 

Dieser Entwurf bildet die Grundlage der in Ziff. II.A. 
dieser Urkunde vorgenOlllmenen Aufteilung in Wohnungs­
eigentum. Er ist dieser Urkunde beigefügt. Auf ihn wird 
verwiesen. 

Sollten sich im Baugenehmigungsverfahren Anderungen 
ergeben, die sich 
schlagen, wird die 
mit dem Sitz in Ba n  
Nachtrag zur gegenständigen Teilungserkl!rung Rechnung 
tragen. 

II. 
Aufteilung in Wohnungseigentum 

. 
Die mit dem 
Sitz r ß des Woh­
nungseigentumsgesetzes (WEG) das Eigentum an der 1m 
bei1iegenden Lageplan rot schraffierten Teilfläche aus 
dem Grundstdck Fl.Nr. 2380 der Gemarkung Hof im Flächen­
ausmaß von etwa 2.280 qm in der Weise auf, daß mit 
jedem Miteigentumsanteil das Sondereigentum an einer 
bestimmten Wohnung bzw. einem in der Tiefgarage gelege­
nen, dauerhaft markierten Stellplatz verbunden ist. 

Die Art und Weise der Aufteilung ergibt sich aus der 
Anlage 1 zu dieser Urkunde. Dort sind die durch Auf­
teilung entstehenden Wohnungs- und Teileigentumsein­
heiten nach ihrem Miteigentumsanteil am Grundstück, der 
Lage im Objekt und der Nummer des Sondereigentums, wie 
sie 1m vorläufigen Aufteilungsplan ausgewiesen ist, be­
zeichnet. 
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B. 
Grundlage für die vorstehende Auftei1ung wird der noch 
aufzustellende Aufteilungsplan und die noch zu ertei­
lende Abgeschlossenheitsbescheinigung nach S 7 Abs . 4 
WEG sein. 

Sollte der der Abgeschlossenheitsbescheinigung zugrun­
deliegende Aufteilungsplan Abweichungen gegenüber dem 
derzeitigen vorl!ufigen, der Urkunde bei.getilgten Auf­
teilungsp1an enthalten, die sich auf das gebildete Son­
dereigentum niederschlagen, wird dia Gumdstßckseigen­
tümerin in einea Nachtrag die vorst~r'e Aufteilung 
in Wohnungs- und Teileigentum entsp~ korrigieren. 

C. 
Hinsichtlich der .Abgrenzung von ~-ewe1,,.e:leftseigentum 
und sondereigenam wird folgendes t~: 

a) Alle RA~ und Gebäudeteile, die 1l;\clll: nach diesem 
Abschnitt .... Sondereigentum er::1:111.Dd• sowie 
der gesaJldl9 Grund und Boden sind ?mec:baftliches 
Eigentum. 8 inschaftliches Eig~e--lliliil. a1Dd auch al-

b) 

le trag auern und nicht t.!= Trennwände, 
welche gentum von gerne:! ?;Jil J1cbem Eigen-
tum abg 

soweit 

CC) 

. • 
tragende Mauern i 

Wld nicht tragen 
gentumseinheiten. 

Sondereigentums 
gesetzes und in 

bestimmt : 

t sind, 
: eine 
inheit 

• daß Son-
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§ 1 
Nutzungsbefugnisses 

1) Jeder Sondereigentümer ist berechtigt, sein s 
eigentum nach Belieben zu nutzen, soweit sich· 
Beschränkungen aus dem Gesetz oder dieser Br 
ergeben. 
Alle Eigentümer sind verpflichtet, ihr Sonderei~:~ 
tum so auszuOben, daß niemand llber das unvermeidlt-­
che Maß hinaus belästigt wird. 

2) Die zur gemeinschaftlichen Benutzung bestimmten 
Räume, Anlagen und Einrichtungen sowie Teile des 
Gebäudes und das Grundstück sind schonend und 
pfleglich zu behandeln. 

3) Die Wohnungen dürfen grundsätzlich nur für Wohn­
zwecke genutzt werden. 

Eine berufliche oder gewerbliche Nutzung einer Woh­
nungseigentumseinheit ist nur zulässig, wenn vorher 
die schriftliche Zustimmung des Verwalters hierzu 
erteilt wurde. Diese Zustimmung kann auch in zu­
nächst widerruflicher Weise erteilt werden. 

Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund versagt 
werden. Ein wichtiger Grund liegt dann vor, wenn 
durch die Art der beruflichen oder gewerblichen 
Nutzung eine unzumutbare Störung für die übrigen 
Bewohner verursacht würde. 

§ 2 
Gemeinschaftspflichten 

1) Alle Sondereigentümer sind zur ordnungsgem&ßen In­
standhaltung und Instandsetzung ihres Sondereigen­
tums verpflichtet. 

Die Sondereigentßmer dürfen die im gemeinschaftli­
chen Eigentum stehenden Räume des Gebäudes·und das 
Grundstück nicht eigenmächtig verändern. Das gilt 
auch für die AUßenfassade des Gebäudes, die Fenster 
und die .Abschlußtüren. 

Jeder Sondereigentümer hat dafür einzustehen, daß 
das aufgrund der Bestimmungen in dieser Urkunde und 
in der Hausordnung von ihm verlangte Verhalten auch 
von den Personen geübt wird, die seinem Hausstand 
oder seinem Geschäftsbetrieb angehören oder denen 
er die Benutzung seines Sonder- und Gemeinschafts­
eigentums überläßt. 
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2) soweit es für die ordnungsgemäße Verwaltung, die 
Instandhaltung und Instandsetzung des Gebäudes und 
des Grundstücks erforderlich ist, muß jeder sonder­
eigentßmer das Betreten und die Benutzung der im 
Sondereigentum und im Gemeinschaftseigentum stehen­
den Teile sowie Einwirkungen hierauf dulden. 

Ein hierdurch entstehender Schaden ist von der Ei­
gentßmergemeinschaft zu ersetzen. 

3) Jeder Sondereigentllmer ist verpflichtet, Schäden am 
Sonder- und Gemeinschaftseigentum unverzüglich dem 
Verwalter mitzuteilen. 

4) Beim Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der 
Verwalter die Besichtigung einer Sondereigentums­
einheit verlangen. 

5) Steht eine Sondereigentumseinheit im Eigentum einer 
Personenmehrheit, so muß ein Bevollmächtigter er­
nannt werden, der ihre Rechte geltend macht und dem 
gegenüber ihre Pflichten geltend gemacht werden 
können. Die Benennung des Bevollmächtigten hat un­
verzüglich gegenüber dem Verwalter zu erfolgen. 

6) Die Hausordnung wird vom Verwalter erlassen, soweit 
die Eigent'O.merversammlung nicht selbst eine Haus­
ordnung beschließt. 

7) Im Erdgeschoß und in den drei Obergeschossen des 
Mehrfamilienwohnhauses befindet sich je ein Gemein­
schartsraum. Die Gemeinschaftsraume mit Au~entha1ts­
raum im Erdgeschoß und im 1. und 2. Obergeschoß 
sollen ausschließlich den jeweiligen Ei.gent'Omern der 
Wohnungseigentumseinheiten dienen, deren Sonder­
eigentum sich in diesem Geschoß befind.et. Der Auf­
enthaltsraum im 3. Obergeschoß hineiegen soll aus­
schließlich den Wohnungseigentilmern zur Nutzung 
zur Verfügung stehen, deren Son4ere1Gentum sich im 
3. Obergeschoß und im Dachgeschoß bef:iudet. 

Gemäß§§ 10 Abs. 2,.15 Abs. 1 WBG werden eomit die 
folgenden gemeinschaftlichen Sondern1,1tzungarechte 
festgelegt: 
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a) am Aufenthaltsraum 1m Erdgeschoß zugunsten 
der jeweiligen Eigentümer, deren Wohnungen dort 
liegen und mit den Nrn. 1 - 27 bezeichnet sind: 

b) am Aufenthaltsraum im 1. Obergeschoß der jewei­
ligen Eigent'Clmer, deren Wohnungen dort liegen 
und mit den Nrn. 28 - 55 bezeichnet sind; 

c) am Aufenthaltsraum im 2. Obergeschoß der jeweili­
gen Eigentümer, deren Wohnungen dort liegen und 
mit den Nrn. 56 - 83 bezeichnet sind; 

d) am Aufenthaltsraum im 3. Obergeschoß und Dachge­
schoß der jeweiligen Eigentümer, deren Wohnungen 
dort liegen und mit den Nrn. 84 - 110 bezeichnet 
sind. 

§ 3 
Versicherungen 

Für das Sonder- und Gemeinschaftseigentum sind folgen­
de Versicherungen abzuschließen und aufrechtzuerhalten 

a) eine Gebäudebrandversicherung zum gleitenden Neu­
wert, 

b) eine Haftpflichtversicherung in angemessener Hohe, 
c) eine Leitungswasser- und Sturmschadenversicherung 

in angemessener Höhe, 
d) Glasversicherung für Gemeinschaftsflächen. 

§ 4 
Kostentragung 

1) Den einzelnen Eigentümern obliegen die Kosten für 
die Instandhaltung und Instandsetzung ihres Sonder­
eigentums sowie folgender Gebäudeteile, gleichgül­
tig ob es sich da.bei um. Sonder- oder Gemeinschafts­
eigentum handelt: 

a) nicht tragende Innenwände, 

b) Fußbodenbeläge, 

c} Innenseiten der Fenster, 

d) Wand- und Deckenverputz sowie Wand- und Decken-
verkleidung innerhalb des Sondereigentums, 

e) Rolläden und Rolladenkästen, 

f) Estriche und Innenseiten der Balkone, 

g) Ersatz zerstörter oder beschädigter Fenster von 
Sondereigentumsräumen, 
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h) Innenanstrich der Fenster in Sondereigentumsräu­
men. 

2} Die Kosten für die Reinigung, Instandhaltung und 
Instandsetzung der zur gemeinschaftlichen Sonder­
nutzung mehrerer Miteigentümer nach§ 2 Ziff. 7) 
zugewiesenen Aufenthaltsräume einschließlich 
der dort installierten Einrichtungen und Gerätschaf­
ten tragen diejenigen Wohnungseigentümer, die ge­
meinschaftlich sondernutzungsberechtigt sind, zu 
unter sich gleichen Teilen. 

3) Die Kosten der Beheizung und der Warmwasserversor­
gung werden zu 30 % von den Eigent'Omern im Verhält­
nis der beheizbaren Nutzflächen getragen, zu 70 % 
nach dem Verbrauch. Zur Ermittlung der Kosten für 
Heizung, Wasser und Warmwasser sind gemietete Er­
fassungsgeräte eingebaut. Aus den Mietverträgen über 
die Erfassungsgeräte werden alle Miteigentümer be­
rechtigt und verpflichtet. Den Mitarbeitern der mit 
der Abrechnung beauftragten Firma ist freier Zugang 
zu allen warme- und Warmwassermessern zu gestatten. 
Den Abrechnungsmodus bestimmt im Einvernehmen mit 
der beauftragten Firma der Verwalter. 

zu den Kosten der Beheizung und Warmwasserversor­
gung gehören die Aufwendungen für Brennstoffe und 
ihre Lieferung, Kosten des Betriebsstroms, der Be­
dienung, Oberwachung und Pflege der Anlage, der re­
gelmäßigen Oberprüfung ihrer Betriebsbereitschaft 
und Betriebssicherheit, einschließlich der Einstel­
lung durch einen Fachmann sowie der Reinigung der 
Anlage und des Betriebsraums, ferner die Kosten der 
Verwendung von Wärmemessern oder Heizkostenvertei­
lern und die Kosten der Messung von Emissionen. 

4) soweit Verbrauchskosten für jede Eigentumseinheit 
durch vorhandene Meßvorrichtungen oder in anderer 
Weise einwandfrei getrennt festgestellt werden kön­
nen, trägt jeder EigentOmer die für sein Sonder­
eigentum anfallenden Kosten allein. 

5) Von den Verwalterkosten entfällt a~ jede Wohnungs­
eigentumseinheit ein gleicher Teil, ohne RQ.cksicht 
auf den Umfang des Miteigentumsanteils. Auf jeden 
Tiefgaragenstellplatz entfällt fllr V&rwa.l.tungskosten 
ein ebenfalls gleicher Teil. Er -beffl.ißt a~ch auf 10 % 
der fßr Wohnungseigentum zu zahlenden Verwalter­
kosten. 
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6) Die Bewirtschaftungs-, Unterhaltungs- und Instand­
setzungskosten, die sich ausschließlich auf die 
Tiefgarage beziehen, die sich als Baukörper be­
trachtet, auch auf das östlich angrenzende Grund­
stück erstreckt, haben die Eigentümer des gegen­
ständig aufgeteilten Grundstücks kraft der mit dem 
anderen Eigentömer des das Tiefgaragenbauwerk unter­
fangenden Grundstücks getroffenen Vereinbarungen 
- die Verpflichtungen daraus werden jeweils durch 
Reallast gesichert·- in dem Verhältnis mitzutragen, 
in welchem sich die Zahl der auf dem aufgeteilten 
Grundstück vorhandenen Stellplätze zur Gesamtzahl 
der vorhandenen Stellplätze steht. 

Im Verhältnis unter den Miteigentümern des gegen­
ständig aufgeteilten Grundstücks obliegt die Kosten­
tragung ausschließlich denjenigen, die eine Teil­
eigentumseinheit (Tiefgaragenstellp.latz) halten. 
Unter ihnen sind diese Kosten so aufzuteilen, daß 
auf jeden Stellplatz ein gleicher Anteil kommt. 

7) Alle Unkosten, die das Gemeinschaftseigentum und 
seine Bewirtschaftung im Bereich der Hochbauten ver­
ursacht, tragen die Wohnungseigentümer im Verhältnis 
ihrer Miteigentumsanteile. Die Teileigentümer (Tief­
garagenstellplätze) sind insoweit nicht kostentra­
gungsverpflichtet. 

Die Wohnungseigentümer sind nicht verpflichtet, 
Kosten der Bewirtschaftung und Unterhaltung am 
Gemeinschaftseigentum im Bereich der Tiefgarage 
mitzutragen. Sie obliegen der ausschließlichen 
Kostentragungspflicht der Eigentllmer an Tiefgaragen­
stellplätzen unter Berücksichtigung der Verpflich­
tungen der Teileigentümer aus der angrenzenden Tief­
garage kraft der gesondert getroffenen Regelungen 
(Ziff. 6.). 

8) Alle übrigen anfallenden Unkosten und Aufwendungen, 
die im Zusammenhang mit der durch die gegenständige 
Teilungserklärung aufgeteilten Anlage entstehen, 
tragen die Miteigentümer im Verhältnis ihrer Mitei­
gentumsanteile. 

Durch Beschluß der Miteigentllmer, der einer Mehr­
heit von Dreiviertel der vorhandenen Stimmen be­
darf, kann der Schlüssel fOr die Verteilung der Ko­
sten des gemeinschaftlichen Eigentums abgeändert 
werden, wenn sich für diese Abänderung sachliche 
Gründe ergeben und kein Miteigentümer aufgrund der 
zu beschließenden Neuregelung der Lasten- und Ko­
stenverteilung gegenilber dem bisherigen zustand un­
billig benachteiligt wird. 
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§ 5 
Wirtschaftsplan, Kostenumlagen 

1) Die von den Wohnungseigentßmem aufzubringenden Ko­
sten sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
an den Verwalter zu entrichten. 

Auf der Grundlage des vom Verwalter alljährlich 
aufzustellenden Wirtschaftsplans wird von den Woh­
nungseigentQ.mern eine Kostenumlage erhoben. die in 
monatlichen Teilbeträgen zu entrichten ist. Diese 
Beträge sind zu Händen des Verwal.ters oder an eine 
durch diesen bestimmte Bank innerhalb von acht Ta­
gen nach Anforderung zu zahlen. 

2) Außer der Kostenum1age haben die Miteigentümer 
die dem Verwalter selbst zustehende VergQtung un­
mittelbar an ihn zu leisten. 

3) Reicht die nach 1) erhobene Uml.OQe zur Brt"O.llung 
der Zahlungsverpflichtungen ni.cht aus, so sind die 
vom Verwalter anzufordernden Mehr1eistungen unver­
zßglich zu erbringen. Ein Oberschuß wird auf den im 
:folgenden Jahr zu entrichtenden·Betrag angerechnet. 

4) Von einzelnen Wohnungseigentihne~ geschuldete RQck­
stände sind mit dem Zinssatz zu verzinsen, der dem 
Verwalter bei Oberziehung des Verwal.tergirokontos 
berechnet wird. Daneben trägt er die kosten einer 
etwaigen Rechtsver:folgung. 

5) Eine Instandhaltungsrdcklage wtN, sofern die 
abstimmungsberechtigten Mitei~r dies be­
schließen, nur in Bezug auf d±e Hochbauten gebil­
det. 

S 6 
Ver4ußerungszusti'Pll!PW 

Die Veräußerung eines Wohnungsei~ hedarf der 
vorherigen Zustimmung des Verwol:t_.;,. "'D:l:;.lse Zustimmung 
darf nur aus einem wichtigen Grum!'. .. ~t werden. 

Der Zustimmung des Verwalters b~ •nicht 

a) dr:r:=~u::b::. .. ~~:;~;=-
mbh, . -

b) bei der Veräußerung ·auf dem Wege lfk: -~gsverstei­
gerung, wenn der betreibende GlA•filr-Grundpfand­
gläubiger 1st: 
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c) wenn ein Grundpfandgläubiger ein Wohnungsei.i , 
erworben hat und weiterveräußert; 

,-1·L:~- _ --*-~--.·,_._-;~-:f, 
d) wenn die Veräußerung durch den Konkursverwal..,C 2 "t;-

folgt; ·~ - - - . 

e) bei der Veräußerung durch den Eigentümer an~~;;:: 
Ehegatten oder an mit ihm in gerader Linie~--~ 
te Personen. 

§ 7 
Hinweisschilder 

Wird in einer Sondereigentumseinheit eine gewe:r:))liche 
oder freiberufliche Nutzung berechtigterweise ausge­
llbt, ist das An.bringen entsprechender Hinweisschilder 
im üblichen Rahmen gestattet. 

§ 8 
Eigentümerversammlungen 

1) In Miteigentümerversammlungen gewährt je ein ange­
fangener 1/1000 stel Miteigentumsanteil eine Stim­
me. Hält ein Miteigentümer mehrere selbständige Ei­
gentumseinheiten, wird jede Eigentumseinheit fQr 
die Feststellung der Stimmenzahl gesondert behan­
delt. 

Ordnungsgemä.ß einberufene Eigentümerversammlungen 
sind ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden und 
vertretenen Eigentümer beschlußfähig. 

2) Steht eine Sondereigentumseinheit mehreren Personen 
zu, so können diese das Stimmrecht nur einheitlich 
ausuben. 

3) Jeder EigentOmer kann sich in der Wohnungseigentü­
merversa.rnmlung durch einen mit schriftlicher Voll­
macht versehenen Bevo1lmächtigten vertreten 1assen. 
Wird ein Wohnungseigentümer durch seinen Ehegatten 
vertreten, so muß dieser seine Vertretungsbefugnis 
nicht durch eine Vollmachtsurkunde nachweisen, so­
lange keine Zweifel an seiner Vertretungsmacht be­
stehen. 

4) zu den Aufgaben der Miteigentwnerversammlung gehört 
insbesondere auch, innerhalb der Gewährleistungs­
fristen über die bei auftretenden Sachmängeln am 
gemeinschaftlichen Eigentum geltend zu machenden 
Ansprüche zu beschließen. 

5) Für Beschlüsse von Miteigentßmerversammlungen, die 
ausschließlich Angelegenheiten zum Gegenstand haben, 
die die Hochbauten betreffen, sind nur die Wohnungs­
eigentümer stimmberechtigt. 
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Beschldsse, die sich ausschließlich auf Angelegen­
heiten beziehen, die die Tiefgarage betreffen, 
fassen ausschließlich die Teileigentümer an Tief­
garagenstellpl!tzen. 

§ 9 
Verwalter 

1. 
Zum erst

 B
bestellt. 

Die Bestellung erfolgt auf die Dauer von fdnf Jahren 
ab Bezugsfertigkeit des ersten Wohnungseigentums. 

2 •. 
Im Obrigen erfolgt die Bestellung und Abberufung des 
Verwalters durch die BigentOmerversammlung mit einfa­
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Mit dem Verwalter ist ein gesonderter Verwaltervertrag 
abzuschließen. 

Der Verwalter ist verpflichtet, Beschldsse der Mitei­
gentllmer schriftlich festzuhalten und alle für die Ei­
gentllmerversmnmlung wesentlichen SchriftstOcke ord­
nungsgemäß zu verwahren. 

Der Verwalter ist wAhrend der Dauer seiner Verwaltung 
ermächtigt, 1m Namen aller Miteigentümer und mit Wir­
kung fdr und gegen sie alle Ansprdche, einschließlich 
solcher gegen einzelne Miteigent"Omer gerichtlich und 
außergerichtlich geltend zu machen. Der Verwalter kann 
Prozeßvollmacht erteilen. Er ist von den Beschränkun­
gen des§ 181 BGB betreit. 

3. 
Dem ersten Verwalter steht für seine Verwaltungstätig­
keit während der ersten fllnt Jahre, fQ.r die er als 
Verwalter bestellt ist, eine monatliche Verg(itung 
von 25, -- DM pro Wohnung 
und von 2,50 DM pro Tiefgaragenstellplatz 
zu. Dazu kommt jeweils noch die gesetzliche Mehrwert­
steuer. 

PO.r die Verwaltungstätigkeit nach Ablauf der Pantjah­
resfrist steht dem Verwalter sodann eine Verg(ltung zu, 
die den ihm gesetzlich obliegenden Aufg~ .und den 
von der Gemeinschaft der Wohnungseigenttmer·gewQnsch­
ten Leistungen entspricht und deren H6he tie Bigen­
tOmerversammlung 1m Rahmen des Beschlusses \lber die 
Verwalterbestellung festlegt. 
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4. 
Die Abrechnung der Bewirtschaftungs-, Unterhaltungs­
und Instandsetzungskosten der gesamten sich über das 
gegenständig aufgeteilte Grundstück und das östlich 
daran anschließende Grundstück erstreckenden Tief­
garage soll aus PraktikabilitätsgrOnden in der Hand des 
jeweiligen Verwalters des östlich an das gegenständig 
aufgeteilte Grundstück gebildeten Grundstücks, das 
ebenfalls in Wohnungs- und Teileigentum aufgeteilt 
wird, liegen. Demgemäß wird dem Verwalter die Aufgabe 
zugewiesen, dem jeweiligen Verwalter der Wohnanlage, 
die auf dem östlich angrenzenden Grundstück entsteht, 
die zur Abrechnung der Bewirtschaftungs-, Unterhal­
tungs- und Instandsetzungskosten der auf dem gegenstAn­
dig aufgeteilten Grundstück gelegenen Tiefgarage not­
wendigen Unterlagen auszuhändigen, Auskllnfte zu ertei­
len und ihn bei der ErfO.llung dieser Aufgabe in jeder 
geeigneten Weise zu unterstO.tzen. 

Zu den Aufgaben des Verwalters gehört es auch, die vom 
abzurechnenden Verwalter der Wohnanlage auf dem östlich 
angrenzenden Grundstück für die Durchführung der Ab­
rechnung geforderte verQ"dtung mit diesem zu vereinbaren 
und aus der ihm zufließenden VerwaltervergQtung zu be­
gleichen. Eine unmittelbare Verg(ltungspflicht der Teil­
eigentOmer an den abrechnenden Verwalter besteht nicht. 

Der Verwalter ist verpflichtet, sofern nicht eine un­
mittelbare Abrechnung mit dem abrechnenden Verwalter 
erfolgt, die unter BerOcksichtigung der bestehenden 
Xostentragungsverpflichtungen den Teileigent'l1mern ob­
liegenden anteiligen Tiefgaragenunterhaltungs-, Bewirt­
schaftungs- und Instandsetzungskosten einzuheben und 
ihrem Verwendungszweck zuzufllhren. 

§ 10 
Verwaltungsbeirat 

Es ist ein Verwaltungsbeirat nach S 29 WEG zu bilden. 
Der Verwaltungsbeirat besteht aus einem Wohnungsei­
gentOmer als Vorsitzenden und zwei weiteren Miteigen­
tümern als Beisitzern. 

Der Verwaltungsbeirat unterst~tzt den Verwalter bei 
der Durchffillrung seiner Aufgaben. 

Der Wirtschaftsplan, die Abrechnung Ober den Wirt­
schaftsplan, Rechnungslegungen und Kostenanschläge 
sollen, bevor tiber sie die Wohnungseigentumerver­
sammlung beschließt, vom Verwaltungsbeirat geprüft und 
mit dessen Stellungnahme versehen werden. 

Der Verwaltungsbeirat wird von dem Vorsitzenden nach 
Bedarf einberufen. 
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§ 11 
Salvatorische klausel 

Soweit in dieser Urkunde nicht ausdrdcklich etwas an­
deres bestimmt ist, gelten die Vorschriften des Woh­
nungseigentumsg~setzes und alle sonstigen Bestimmun­
gen, die auf das Verhältnis der Miteigentümer unter­
einander anzuwenden sind. 

IV. 
Grundbuchvollzug 

1) Die mit dem 
Sitz

a) nach erfolgter Vermessung den Beschrieb des von 
ihr gegenständig nach§ 8 WEG aufgeteilten Grund­
stücks feststellen: 

b) nach Vorliegen der Abgeschlossenheitsbeschei­
nigung aut der Grundlage des endgültigen Auf­
teilungsplanes die Aufteilung des unter a) fest­
gestellten Grundstücks gemäß Abschnitt II. in 
Wohnungseigentum beantragen und beantragen, daß 
die in Ziff. III. §§ 1-8 und 10 getroffenen Rege­
lungen zum Inhalt des Sondereigentums erklärt 
werden. 

2) Der Notar hat darauf hingewiesen, daß das gebildete 
Wohnungs- und Teileigentum global für alle bei 
Aufteilung am aufgeteilten Grundstück eingetragenen 
Belastungen und für k\lnftige Belastungen, die das 
aufgeteilte Grundstück insgesamt betreffen, haftet. 

Das gilt vor allem für die Globalgrundschulden, wie 
sie in Ziff. I. 1. bezeichnet sind. 

Auch die auf der Grundl.age der Urkunde vom 
26.10.1992, Tag, URNr. 3117 R/1992, bestellten oder 
zur Bestellung bei Eintritt der dort genannten Voraus­
setzungen vorgesehenen Belastungen in Abteilung II 
des Grundbuches, die zur funktionsgerechten Bebauung 
des Gesamtareals, wie es in Ziff. I. 2. dargestellt 
ist und der künftigen Bewirtschaftung zweckm.Aßig und 
erforderlich sind, werden das Wohnungs- und/oder 
Teileigentum. belasten. 

V. 
Baubeschreibung 

Bezßglich der Bauausfuhrung der von der gegenstindigen 
AUfteilung betroffenen Wohnanlage wird auf die Anlage 2 
zu dieser Urkunde Bezug genommen. Diese Baubeschrei­
bung ist Bestandteil dieser Urkunde. 
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VI. 
Mietvertrag, Innenausstattung 

1) Die mit dem 
Sitz ges dige Wohn­
anlage mit 110 möblierten !-Zimmer-Apartments nebst 
dazugehörenden Gemeinschafts-, Funktionsräwnen und 
Verkehrsflächen als Studentenwohnheim an den 
Freistaat Bayern, vertreten durch die Bayerische 
Beamtenfachhochschule, vermietet. Der Mietvertrag 
ist dieser Urkunde als Anlage 3 beigefügt. 

2) Im Mietvertrag mit dem Freistaat Bayern, der auf die 
Dauer von zunächst zehn Jahren, gerechnet ab Fertig­
stellung, frühestens ab 01. Februar 1994, abge­
schlossen ist, sieht eine Ausstattung des Sonder­
eigentums und der betroffenen Räume des Gemein­
schaftseigentums entsprechend dem Raumprogramm vor, 
wie es dieser Urkunde als Anlage 4 beigefügt ist. 

3) Die mit dem 
Sitz sic e chung der 
Abwicklung des Mietverhältnisses für den Freistaat 
Bayern jederzeit widerruflich bereit, die Mietver­
waltung durch Inkasso des Mietzinses und dessen Ver­
teilung auf die einzelnen Wohnungseigentümer ohne 
besonderes Entgelt durchzuführen. Diese Tätigkeit 
endet in jedem Fall mit Ablauf ihrer Verwalter­
eigenschaft und wenn der Auftrag hierfür nicht von 
sämtlichen Wohnungeigentümern erteilt ist. 

VII. 
Schlußbestimmungen 

1) Die mit dem 
Sitz ich  en einer 
Nachtragsurkunde zu dieser Urkunde eine Änderung 
der Aufteilung in Wohnungs- und Teileigentum vor­
zunehmen, soweit sich diese im Baugenehmigungsver­
fahren als notwendig erweisen sollte. 

2) soweit einzelne Bestimmungen der Gemeinschaftsord­
nung nicht dinglicher Inhalt des Sondereigentums 
sein können, haben sie die Sondereigentümer als 
schuldrechtliche Vereinbarungen untereinander auf­
rechtzuerhalten. 

3) Von dieser Urkunde erhält die 
schaft bayreuth rnbh mit dem S ne 
Ausfertigung und zwei beglaubigte Abschriften. 
Beglaubigte Abschrift erhält das Grundbuchamt Hof. 
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4) Die Kosten dies Gr l
zugs trägt die 
mit dem Sitz i

5) Sie ermächtigt den Notar, alle zum Vollzug dieser 
Urkunde und etwaiger Nachtragsurkunden hierzu er­

abzu-



Begloublgte Abschrift 

Aüsf ertigang 
URNr ._1_4_2_3_/ 19 91 R 

Vollmacht 

Am zweiundzwanzigsten Mai 
neunzehnhunderteinundneunzig 

22. Mai 1991 
erschien vor mir, 

Dr. 
Notar mit dem Amtssitze in Bayreuth, an meiner Amts­
stelle in Bayreuth, Mainstraße 3: 

hier handelnd fQr die 

mit dem Sitz in.Bayreuth 
als deren alleinvertretungsberechtigter Geschäfts­
fllhrer. 

Aufgrund des heute eingesehenen Handelsregisters beim 
Amtsgericht Bayreuth bescheinige ich, Notar, daß die 

"wohnungsbaugese1J.schaft 
mit dem Sitz in Bayreuth 

ilung B 450 eingetragen ist und F.err 
deren alleinvertretungsberechtigter Geschäfts­
ist. 

Auf Ansuchen des Erschienenen beurkundete ich seinen 
Erklärungen entsprechend was folgt: 
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I. 

Die 

mit dem Sitz in Bayreuth 
b e v o l 1 m ä c h t i g t 

hiermit 

Herrn 
n Bayreuth, 

e 14d, 

in Bezug auf ihren Grundbesitz zu ihrer Vertretung 

1) beim Abschluß von Kaufverträgen (Verkauf), 
bei Abgabe von Vertragsangeboten und bei Vertrags­
annahmen (Verkauf), 
beim Abschluß von Grundabtretungen tür öffentliche 
Zwecke (auch in Form von Vertragsangebot und 
Vertragsannahme}, 
bei Beurkundung von Nachträgen zu vorgenannten 
Verträgen, 
bei Abgabe aller Erklär~gen, die zu..~ Vollzug der 
vorgenannten Urkunden und Verträge erforderlich 
sind, insbesondere bei Erklärung und Entgegennahme 
der Auflassung; 

2) bei Belastung des Grundbesitzes mit Grundpfandrech­
ten, bei Abgabe von Schuldanerkenntnissen und bei 
der Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvoll­
streckung -auch in dinglicher Weise- sowie bei der 
Verpfändung der Rechte aus Kaufverträgen -insbe­

sondere Auflassungsvormerkungen- und Abtretung von 
Grundpfandrechten, ·soweit dies mit der Finanzierung 
von Kaufeigenheimen oder von Wohnungs- oder Teil­
eigentum, die vom Vollmachtgeber verkauft werden, 
im Zusammenhang steht; 
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3) zur Abgabe von Teilungserklärungen nach dem Woh­
nungseigentumsgesetz(§ 3 und§ 8); 

4) bei der Belastung des Grundbesitzes mit Dienstbar­
keiten aller Art, bei Abgabe von Löschungsbewilli­
gungen, Löschungszustimmungen, Pfandfreigaben und 
Rangrücktritten s9wie bei der Antragstellung ~uf 
Vollzug von Veränd~rungsnachweisen und hierzu er­
forderlichen Pfandunterstellungen: 

5) bei Abgabe von Erklärungen und Stellung von An­
trägen bei Behörden, die zur Baureifmachung und 

Eebauung des Grundbepitzes notwendig sind, ein­
schließlich Ariträgen beim Vermessungsamt·. 

Der Bevollmächtige ist n 1 c h t berechtigt, diese 
Vollmacht ganz oder teilweise auf einen Dritten zu 
übertrag~n -ausgenommen Notare oder Notarbedienstete-. 

Von den Beschränkungen des§ 181 BGB ist der Bevoll­

mächtigte nicht befreit. 

Soweit der mit 
dem Sitz in Bayreuth Dritte Vollmacht in den Kaufver­

trägen erteilen oder bereits erteilt haben, erteilt 
hiermit die mit 

dem Sitz in Bayreuth Herrn 
macht, so daß dieser im Rahmen der erteilten Vollmacht 
für die Vollmachtgeber handeln kann. 

II. 

Die Kosten dieser Vollmacht trägt die Vollmacht­
geberin. 

Von dieser Vollmacht soll der Bevollmächtigte eine 
Ausfertigung erhalten. Eine weitere Ausfertigung soll 
beim beurkundenden Notar zur Verwendung in dessen 
Amt hinterlegt werden. 
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1. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 
1. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 
1. Obergeschol3 1-Zimmer 16,02 qia 
l. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 CJlll 
l. Obergeschol3 1-zimmer 16,02 CJlll 
1. Obergeschol3 1-Zimmer 15,02 qa 
l. Obergeschol3 1-Zimmer 15,69 4111 

.. 
_;S•6 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
~~57 2. Obergeschoß !-Zimmer . 16,02 qm 
• '"58 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm· 
,i 59 2. Obergeschoß 1-zimmer 15,02 qm 
'.~ 60 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 
;:" 61 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qa 

~· 62 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
63 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
64 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
65 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
66 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 

... 67 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 
.. 68 2 • Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm . 69 2 • Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm . 70 2 • Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 

- 71 2. Obergeschoß l.-Zimmer 15,02 qm . 72 2 • Obergeschoß 1-~:l:auner 16,02 qm . 73 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
74 2. Obergeschoß 1-~imrner 16,02 qm . 75 2 • Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 
76 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
77 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
78 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 
79 2. Obergeschoß !-Zimmer 16,02 qm 
80 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 
81 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 
82 2. Obergeschop 1-Zimmer 15,02 qm 
83 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 

-Nr. 84 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1„000 
Nr. 85 3. Obergeschol3 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.00 

- Nr. 86 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.00 , . ,'. 
- Nr. 87 3. Obergeschoß 1-Zilllmer 15,28 qm 8, 40/1. oofistid;•-.J 
'Br. 88 3. Obergeschol3 1-Zimm.er 15,28 qm 8 40/1.000 .... · 
'Nr. I ••·~· • 89 3. Ob!!rgeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8, 40/l. OOOdiil ' · 

Nr. 90 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.000sül 
Nr. 91 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.000stel 
Nr. 92 3. Obergeschoß 1-zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 93 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stal 
Nr. 94 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 95 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 96 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 8,63/1.000stel 
Br. 97 3. Obergescho(3 !-:Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 98 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 99 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr.100 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr.101 3. Obergeschol3 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr.102 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr.103 3. Obergeschoß 1-zimmer 15,69 qm 8,63/1.000stel 



Rr.104 
Nr.105 
Nr.106 
Rr.107 
Rr.108 
Nr.109 
Nr.110 

Dachgescho'3 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgesc;hoß 
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1-Zimmer 
1-Zimmer 
1-Zimmer 
1-Zimmer 
1-Zimmer 
1-Zimmer 
1-Zimmer 

+ je 1/1.000stel an den 65 
TG-StellplKtzen mit den Nummern: 
1-4, 20-27, 44-51, 68-78, 97-100, 
119-126, 143-153, 170-180 

Bayreuth, 10.11.1992 
m-sch 

15,28 qm 
15,28 qm 
15,28 qm 
15,28 qm 
15,28 qm 
15,28 qm 
15,62 qm 

1.701,81 qm 

8,40/1.000stel 
8,40/1.000stel 
8,40/1.000stel 
8,40/1.000stel 
8,40/1.000stel 
8,40/1.000stel 
8,57/1.000stel 

935/1.000stel 

65/1.000stel 

1.000/1.000stel 
======:=.;:=;=-================ 





Ausbau 

Elektro­
installation 

Sanitär­
installation 

Waschbecken 

Dusche 

WC 

Aufenthaltsräume 

Waschmaschinen 
und Wäschetrockner 

Heizungs­
installation 

Lüftung 

2 

Gemäß Installationsplan und den Erfordernis­
sen. Jedes Appartement erhält eine Klingel­
und Sprechanlage und Tilr6ffner. 

Jedes Appartement erhält eine Antennenansteck­
dose für Rundfunk und Fernsehen und Telefonan­
schlußdose. 

Gemeinschaftsräume, Bauszugänge etc. werden 
mit Beleuchtungskörpern ausgestattet. 

Gemäß Ausführungsplan. 
zentrale Warmwasserversorgung für Dusche und 
Waschbecken. 

Die sanitären Einrichtungsgegenstände werden 
weiß geliefert. 

Waschtisch aus Kristallporzellan, Einhebel­
mischbatterie mit Excenterablaufgarnitur, 
Handtuchhalter, Kristallspiegel, Ablage. 

Stahlduschwanne. porzellanemailliert, 
80 x 80 cm, 25 cm hoch, Unica-Brausegarnitur 
oder gleichwertiges, Einhebelmischbatterie 
unter Putz, Duschabtrennung mit Vorhang. 

Wandhängende Toilettenanlagen mit Spülkasten, 
Kristallporzellan mit farbig passendem Kunst­
stoffsitz und Deckel, Klosettpapierhalter. 

Zuleitungen für Kalt- und Warmwasser. 

Im Keller Anschlüsse Waschmaschine 2 Stück 
Ansch1üsse Wäschetrockner 2 Stück 

Nach Berechnung des Projektanten gemäß 
Heizungsinstallationsplan. 

Die Beheizung der Appartements erfolgt über 
eine zentral gesteuerte Gas- oder Ölheizung 
mit Warmwasserversorgung mit außentemperatur­
abhängiger Vorlauftemperaturregelung. 

Als Heizkörper werden Kompaktflacbheizkörper 
oder gleichwertige Wlrmetauscher verwendet. 

Zusätzlich werden die Heizkörper in den Appar­
tements mit Thermostat-Ventilen ausgerüstet. 

Innenliegende Duschräume werden nach DIN mit 
mechanischer Lüftung ausgerüstet. 
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Alle Wohnrlume werden mit isolierverglasten. 
lippengedichteten Kunststoff- oder Bo1z:ap­
fenstern ausgestattet. 

Jeder Raum erhllt mindestens einen Entlltf­
tungsflügel mit verdeckt liegendem Binhand­
drehkippbeschlag. 

Innenfensterbänke in Jura-Marmor„ Au~en­
fensterbänke in Leichtmetall. 

Zimmertüren als glatte R6hrenspantUren„ kunst­
stoffbeschichtet und ProfilzylinderschloJ„ 
Drückergarnituren aus eloxiertem Leichtmetall„ 
Bolzzargen (Futter und Verkleidung) kunst­
stoffbeschichtet mit dreiseitiger Gummi-
dichtung. · 

Bauseingangsanlage aus pulverbeschichtetem 
Leichtmetall. Sprech-,. Klingel-, Tilr6ffner­
anlage integriert. 
Verglasung und Konstruktion isoliert. 
Briefkastenan1age im Treppenhaus. 

In allen Räumen der Appartements wird ein 
einlagiger Maschinenputz verwendet. 

Wände und Decken mit Rauh:fasertapete (evtl. 
flüssige Rauhf.)hellem Anstrich„ ausgenommen 
Keller und Dachbodenrlume. 

Kunststoff-Putz auf Wlrmedämmung nach Vor­
schrift des Herstellers und der g6ltigen 
Wärmeschutzverordnung oder mehrlagiger 
Mineralputz. 

Die Farbgestaltung erfolgt in Absprache mit 
der Baugenehmigungsbehörde. 

Wandfliesen 10 x 10 cm nach Angabe des 
Architekten. 
60 cm hoch im Arbeitsplattenbereich. 

Wandfliesen 15 x 20 cm nach Angabe des 
Architekten. Die Fliesen werden raumhoch 
verlegt und verfugt. 

Bodenfliesen nach Angabe des Architekten in 
Dusche. 

Alle Beläge werden auf schwimmendem Estrich 
verlegt. 



Außenanlagen 

Sonstiges 

4 

Alle Appartements einschl. Flur werden mit 
Velours-Teppichböden nach Ausstattungsmustern 
ausgestattet und Teppichsockelleisten. 

Die Aufenthaltsräume erhalten einen PVC­
Bahnenbelag mit PVC-Sockelleisten. 
Versorgungsräume mit geglätteten Verbund­
estrich. 

Humusiert und begrünt, Zugangswege 
gepflastert. 

Änderungen, die baulich keine Nachteile her­
vorrufen oder keine Qualitätsminderung mit 
sich führen, sowie Änderungen, die durch Auf­
lagen der Bauaufsichtsbeh8rde herbeigeführt 
werden, bleiben vorbehalten. 

Die in den Bauplänen eingezeichneten Ein­
richtungs sch e d 
für die 
nicht v  
zeichnungen bei den Außenanlagen. 

Alle über die Baubeschreibung hinausgehen­
den Arbeiten können als Sonderwunsch nach 
Oberprüfung und Geneh die woh­
nungsbaugesellschaft bzw. der 
Architekten an die a e en Hand­
werker in Auftrag gegeben werden. Die Abrech­
nung erfolgt direkt mit den einzelnen Hand­
werkerfirmen. 

Bayreuth, 17.11.1992 
m-wi-sch 



det F!eiataat BaJm. mt.reteu durci die liJerische Beaatenfaclliomclide •~,~ 

_ Verwaltung - lirt.ist.r, 51, 8676 Bof, dieae 1ieder111 ,ertretea durci füu Ji'illl~ 

riri der nachfolgeiule 

Mietvertrag 

geachloaen: 

t 11 Die Veraieterin ver1iet.et. Kieler die noch :n erricitende lobaaalage in der Enoch• lidam- str.-• 
Hof, 1it m &in- li••r- lpparte.ats uebst. de1 dam gehöreodell _. 

Poaktionsriuen und dea Verkehrsflicien, iie i1 aei 
Aalage 1 

gekenueichnet sind, als Studente111olmhei1. Die geuue der gemtet.en Ri11liclteite1 mi 

der lliet.eria vo11 der ler1ieteria vor der lbergabe der lollnagea scbrif tlich 1it,eteilt.. Sofern die lieteril 

gegea diese Angaben nicht innerhalb eines lmtes sc:hriftlicli Eiuvenclunge:a erbebt, gilt. diese _Qaak•~ 

fär die Dauer des Kie,verbilt.ai111e11)1 verbindlicli. 

l l I Die Qaadrateteruhl pro fir die ein lieuiu uei S 4 dieses Vertrages 111 atricllta ist. 
ist mh oben auf die der nach Abs. 1 1algeblicitn Gnadflkhea der Appute1e1tl C lldpiä . k 
mechenbam Balkoafücben ) 1111d ei•r Pa111ebalf lic:he für alle Geaeiuciaf ts- und Poakt.iouriue • 



.. 

Verkehrif lächen von insgesaat 22 \ der Sune der Appartnentgrundfücben begrenzt. überschreitet die 

nach Abs. 1 1it9eteilte Quadrataetemhl die vorstehende Obergrenie, so ist der übersteigende Teil 1ietfrei. 

( 3 l Die Vermieterin schuldet die überbssulllJ der Kietsache nur in de1jenige1 Ausbauzustand, vie er sich aus 

den noch 10 erstellenden Standardplänen 

- Anlage 2 -

und der beiliegenden Baubeschreibung 

- Anlage 3 -

ergibt, Die Venieterin ist jedoch iu Abweichungen von der Baubeschreibung bmchtigt, sof m diese aufgrund 

der noch ausstehenden Baugenehaigung, die Kieler unveniiglich nach Erteilung wird, oder 

sonstiger Dastände erforderlich werden sollten, Darüber hinaus ist die stets zu solcbeD. 

Abweichungen berechtigt, die nach Art ~nd Auastattung den ursprünglich in der Baubeschreibung genannten 

llerknle11 entsprechen. Die Standardplanung hat jedoch 1indesteas das ,01 Mieter 1it Schreiben vos 15, Kai 

1992 Br. V 2 - H 511 vorgelegte Rau1pro9ra.11 zu 

( 4 1 Die 9e1ieteten läu1lichkeitea sind llohnrä111e 2111 Jweeke der Unterbringung von Studierenden, 

Fachhocbscbullehrern und Gästen der Bayerischen Bentenfachbochschule • Fachbereich Innere 

Verwaltung -. Die Räu1lichkeiten werden den studierenden fur die Dauer ihres Studienaufenthaltes 

in Hof als Wohnpläue überlassen, Die eingewiesenen Studierenden sind liobnplatiinbaber Sinne dieses 

Yertrages, Eine darüber hinausgeheade llnt~r· oder Weiterveraietung an Dritte ist nur ait vorheriger 

schriftlicher Zusti111un9 der Veuieterin 1.ulässig. Die ZustiH11ng hierzu kann jedoch nur verweigert werden, 

sofern in der Person des Dritten ein wichtiger Crund vor liegt, 

l 5 l Der Mieter wird bei Abschluß von Dntenietverhältni&sen auf die die &veckbesti111ung 

des llobnra111es und den Ausscblus von 5 SU b Abs. 1 bis 6 BGB hinweisen. 

1 6 1 Der Mieter verpflichtet sich, die Erfüllung aus diesea Vertrag resultierender Pflichten an die 

Dntenieter vertraglich weitemgeben, sofern und soveit dies zur Verwirklichung der aus diesem Vertrag 

resoltierenden Rechte der erforderlich ist. 

S 2 Übergabe der !Üctaache und Vertra91begina 

1 l I Die Venieterin sichert die bezugsfertige öbergabe der geaieteten Räu1licbkeiten bis 31. Januar 1994 

zu, Die Ubergabe der bezugsfertigen Räumlichkeiten wird in Anvesenneit eines von der Venieterin zu 

beauftragenden öffentlich vereidigten Bausachverständigen durchgeführt, dessen Stellun9nah1e für die 

Vertragsparteien verbindlich ist. 



( 2 J Der lliebertrat.1 beginat jedocb frihestu1 Dl, Februar lffl, Sollte sich die Puti91tella19 aufgrund 

einer nicht rechbeitig erteilten oder aus aaere1 Criinde11 venögen, so beginnt der 

llieuertrag II ersten des llonats, der auf die iibergabe der bmgsf ertigen erfolgt.. De:r 

1viac:he1 ie:1 01. Februar 1994 ud dea tal&ichliche11 Vertragsbeginn ist rei. 

( , l Sofen die Veraieteria aber die Venögerung der Ferti9stellu19 z11 tertreten bat, wird der Miet.er als 

Ausgleich für die ersabveise z.u treffende, 'lorkehmgen fiir die lltterbringung seiner Studieruden von der 

hhlung der ab utncblicien Vertragsbeginn fälligi11 Kiete fiir die leit befreit. die der Zeit zwischen 

f ril:hestlÖglicllen und ut&ichliche1 tertragsbeginn entsprichL gilt jetloch nicht fiir etvdge 

Venogerungea i1 Ba11geneb1i9ungnerfahrea. 

S 3 1lller c1es liettertrages 

1 1 1 llietverhälw.1 vird 1111ieblt fär die laaer tOI 18 Jahren, gerechnet ab fii.r dea Vertra91be9illl 

nach S 2 lhs. 2 diues Vertrage, tertrapbeginn, guablo1sen. II nrliDgert sich danach 111 

jeweils weitere 5 Jahre, ftllll ea nicht 1 Jär "1' &bliaf es lietvertrages schriftlich gekündigt vird, 

-,_ 

1 2 l Du Recht nr limvoa bllerlbrt. 
·") . 

1 3 1 llieter wird das Recht ei~ t0neiti9 aus llietvertrag aumsc•eiden, sofera er der 

Verlieteria einen • f 1h~ II'_* staatliche ltellea mw. jaristiscie Peraot1en des 
~--,--~;!','. 

öffentlicilea Rechts • antrage• ba. -·• .~ ... , Ht. iber die lestlaubeil der vertraglichen 

Kieldauer ein lliet,erhällnis II ie1 .,..,. :ltltitionea abiuschlielen. Wird der Nachmieter dmh die 

.. noeteri, oio, ,; ... fflll;,.,, 7.·,:i•L,. .... ö!lr Biet,, ill lliot,e,lilttil ,,ur Eilliilta ..... 

in S 565 lbs. 2 BGB genannten Pri1t .. ": : 
·::JtW[;,, 
~~--

der f olgenciea 12 

Feststellung der 

-~ -· 
.. = ~~-:-_ .... ~-;-~~-' 

.. i~;_:-: 
~~f. 

'.; "\ ·> .• itf• •ml Jebukntea 
,. ,..., ;j; '-, y.i ,;:,:_' 

· _.',·-let ente1 Vertragsjahres mnichlt DII 17r/12, lieria 1i11d die ~~•: 

i 'ktrag1jahres oder nach der letzten lietanpasmg Dllrchscbaitt 

!llflllll!~a Billdesaat festgestellte Ltbenshaltungskostenilldez von ,. 

_ · bgesttllte11 littlere• I Basis: 1980 = 100 l 111 als 

·· ;'•ifes Jahres tor Vertragsbeginn oder vor der letztea Kietanpassuag, ao 

-·•:,_: ins e1taprechead Begi111 des llmts, cler auf de1 lebten iur 

lnat folgt. Elner beso11dere11 luf forderaq hierzu bedarf e1 nicht. 



1 3 l Sollte aiese llmel toll der Landeae1tnlba1k nicht geeiligt werden. 10 verpflichten sieb aie Put.eien 

URter entsprecbenaer lnvenaung. des Abs. 2 bei einer lnäeruag de1 geuuten Lebeuhdtun91kostenilde1 u1 aehr 

als 10 Punkten gegeniiber dH Stand bei Vertngshegia1 bzv. der lelzte1 lliebnpauaag. i1 Verlrag,veriandlungen 

über eiae lbiademg des llielzi11&e1 eimtreten, Wirä keiae Einiga119 erzielt, ao vird eia von der lnd111trie­

and Budelakaa•er für Oberf riDken zu benennender Sachverständiger als Schiedagutachler entscheulen, wobei 

sieb deuea !ntscbeiduag an der lnderuag der Lebensialtungskosten 1ad aa der Entwicklung der ltietpreise för 

geverblicb geautzte GrundBtiicke orientierea aoll, Die loalel des Sacllver1U1digen tragen die Parteien je m 

lälfte, 

( 1 ) Die 1it in S l beaaaatea Objekt verbundenen Betriebs- and le~11ko1ten trägt der Bieter, Unter die 

vorbeaautet Betriebs- und lebenkostea falle• alle ia der lnlage 3 zu 1 11 Abi. l der IL BV iD ibm jeveila 

geltenden Fassung be&eiebaeten losten 1it folgender lalgabe: 

al Sofern baubehiirlllicherseita Criiaanlagen gefordert verden, vird die Verlieterin tine Bepflwung lit 

il1er9riinea Bodendeckera 1111d anderea pflegeleichten, eatsprec•nd aer kuaufü.ge sef orderten P!JanzeD 

fachgerecht vornehaea lane11- Der llieter mpflichtet sieb, diese Crüaanla,en 1,u pflegen und Raber1.ubil)te11, 

bl fü das gesaale lietobjekt aovie die a.ngmzenden offeatliehe1 lege- und St.ralelflicben iberni1Ht der 

Kieter die anfallenden leinigungsarbeiten, iubesoadtrt die Scnee-- und lilbueitig1111J. 

cl Eine .lufmgualage ial nicht a19taietet. 

dl lausvartleistungen werden von der Ver1ieterin Dicht erbracht. 

el Pir die aalagefibige 9eraicheruagen sind abscbfülead: 

- Braadversicherv.19 

• Ver1icherung des Gebäudes gegen Stun- und ~it.un.gna.aenc•iden 

• Cla:ner1icherung 

- Gebiudebftpflicht,eraicberung 

Piir den U•fang der Risikoabdeckung ist die mtragliclie Baf tung des llieters, du eingewiesenen 

llobaplatzi11baber b&,i. der U1ter1ieter zu berücksicbtigea. 

fl lascbiaelle Inch- uad Trockel'ltiarichtungea verde11 ,oa der Ver1ieteri1 nicht gestellt. 



Die 111teillälige lbgmmag der ~iston9e1 cJes llieters 11ach Bucat. lt' ·• 

wird in einer 9tsoaderte1t VereinbaIUng festgelegt. 

1 2 1 Der llieler mvaltet die von ib1 gelietetea liu1lichkeitn il · ·< direkt 1it 

den l!lllsprecbendea Versoil]ungsträgm ud anderen 

soveit IÖg.lich • u111ittelbar abrecne11o 

1 3 1 Die inaoveit 1ocb verblei.benKlea BetrieJ.. und le:beakoste11 für Ge 

de:a llieter vervaltet ve:rie1 uacl für cim losten er aicht bereits Rlwl '. von der 

Venieterin eatsprecbend del 9mtzlia11r:ibtecbnugsaaasUhen uagelegt 111141 tilllii. i'lit" it lechnung 
; . .:;:,....,,._ 

gestellt. 

1 l I Der lliet.ziu vird mtaals ia iel B:, .•. lallaJiiHitr 1a e, der Kietvertrag beginnt. 

( 2 1 Der Kietzins ist jeweils n · ' 

kostenfrei auf das loato der V 

38 Tage nach lagang der 

der Ver1ieterin zu äbenreillL 

Kietsacbe und für 

iiberachreitea. 

. 

• 0 j!8d Konats i• voraus :ur h'bllng fillig und 

:letriebs-und llebenkosten sind voa • llieter 

· fülig und ebenfalls kostenfrei auf das lonto 

geaeinscbaftliche1 Benutzung besti11tea iäi.~ 

a. Br hat fir Reinigung der 

•• · lberlanenen Riu1llchkeiten zu sorgen. 

die zur Wiederherstellung eines ordnungageaälen 

aufgetretenen !angel durchzuführen sind, und der 

.... ~:tie mr Erhaltung des besti11u11gsqe1älen Gebrauchs der 

~~itigen Verschleiß oder Defekt verhindern sollen. trägt 

· · l geregelten Fällen • nicht f iir sog. lleineparatum in 

11nc1 lalenderjahr einen Betrag von DII 100.- nicht 



( 3 l Der l!ieter haftet für die Schäden, die d11rch schuldhafte Verleuu~ der ih1 obliegenden Sorgfalts· und 

Anzeigepflicht entstehen, insbesondere wm technische Anlagen 1111d udere tinricbt11119!D u:wcbgeaiB behandelt., 

die überlassenen Räuae nur unmeichend gelüftet., gcheiz.t oder ~• lroat gcschütz.t werden. Insoweit baf tet 

der !lieter nicht nur für du Verschulden ü1tlicber Personn, an die die Biu1lickkeiten berechtigterveise 

untcrver1ietct oder sonst überlassen worden sind, sondern 1111ch für du Versdulden von deren Paailienan· 

gehörigen und anderen Personen. die sich 1it deren Villen in der Kielsache aufhalten oder diese besuchen. 

1 4 1 Zur Abgrenzung von Geväbdeistu119sauprücben wird de1 11ieter ei1 entsprechendes Verzeichnis zu den 

einzelnen Gewerken, aus de1 insbesondere die jeweiligen ?iraen und die Friate11 ersichtlich sind. 

übergeben. 

1 5 1 Der Verlust von Schlüsseln ist der Ver1ieteria umniiglicb zu aelden. Bei Verlust von Scblüueln trägt 

der Kieter die losten der leumchaf fuug sowie etwaiger SCbloB- und Schließgruppenänderungen. 

Sa Scbönheitsreparuataru 

( 1 ) Die Schönheitsreparaturen, d.h. diejenigen IDSlandseuungsarbeiten, die zur Beseiti911~ eines 

verschlechterten Aussehens der Mietsache bei vertra9s9e•äBe1 Gebrauch der Mietsache erforderlich sind, trägl 

der llieter. Rimu gehören insbesondere das Anstreichen oder tapezieren der Wände, das Streichen der Decke, 

das Lackieren der Heizkörper einschließlich der Rohre 11d sonstiger Versorgungsleitungen, das Streichen der 

Innentüren sowie der lnneunstricb von Fenstern und Aulentiiren. 

1 3 1 Der Zeitpunkt der 'loruhae ,011 S<:hö11heibreparablre11 vird voa Veraieter und Mieter i1 Einvernehvn 

festgelegt. l011t keine Einigung mtande, so werden die Vertragsparteien eine gutachtliche bßerung des 

wndbauates Hof einholen. 

t J l Der llieter bat spätestens bei Ende. des !ietverliilt.niases alle je nach Cnd der lbnuu11D9 oder 

Beschädigung erforderlichen Scbönbeitsrepmturen uuumru. Die Schollheitsreparatureu 1ünen fachgerecht 

ausgef übrt werde.a. lo11t der ltieter seinen Verpflichtungen aicbt uci, 10 kaa.1 die Ver1ieterin aacb 

fruchtloser Aufforderung Ersatz der loatea ,erlauge11t die zur lufiimug der Arbeitet erforderlic~ waren, 

5 9 Jläagel cler liewche. .l11frecinug, larictbeultug 

C 1 1 leigt sieb vUrend der Dauer dea lietverhiltnisses ein llangel au der Kietsache oller wird eine Vorkehrung 

1111 Schube der l!iet.aacht gegen eine unvorhergesehene Geb&r edorderlic._ so bat der Mieter der 

un,enüglich Anzeige %11 



\ J htuliat der llieter die Anieige, 10 ist er :m !rsau C!S dm.u u 

l l Die Geltendaachung von Schadenremtmsprücben durch den lietu -.a 
n Verzugs der Venietedn •it der Beseitigu19 eines Kangels ist. -

. ler•ieterin. nicht voraättlich oder grob f ahrlissig verschuldet 1f01'8a ist. 

· abderung des lliebiMes berecbtigL Der Anspruch des !ieters auf 11a 

lo11t die Veraieterill· 1it der Beseitigung eines Mangels- in Verzug, • im 

beseitigen und den Ersau der erforderlichea Aufwendungen verlangen 

lebenkostenabrechnung aur uabestritteaea ader rechtskräftig 

etwaigen aus S 9 Abs. l S. 4 aufrechnen. 

1 5 l !in Zurückbehaltungsrecht kaDD du tieter 1ur ~bell. vean er seine Absicht der Ye~'illiestens 

einen Monat vor Fälligkeit der zuvor gm111tea Forderuuge1 ageküadigt bat und sich tdiit litlidlungea 

nicht Rückst.ad befindet. 

S 18 8eewgng des lietftdrages 

1 1 l Der Kieler ist verpflichtet, die llietaaclie aaci Bmcligung des Kietverhält11isses gerä1t1t und • 

vorbehaltlich der aach Art und llafang iblic:hea lbllltu119 dea llohilim - in bezagsf Zustand 

iurüeuugeben. Beschädigungen der ltietsacbe, die der Bieter oder Personen, denen die llohnungen untervenietet 

oder sonst öherlaaen worden sind, schuldhaft mumcit uhen, sind za beseitigen, Sofern eine Bescbädignng 

a Mobiliar oder sonstige• Einrichtungen llicht ia beheben ist, bat ier Kieler für entsprer:he11de11 Ersau ia 

sorgen. Sofern eil e11tsprechender lrsau in latur aicht IÖgliei ist, wird Sr::badensersati in Geld geleistet. 

( 2 l Alle iibergebeen Schlisse} sind der Vmieteria micmgeheL llldernhlls ist die berechtigt, 

auf losten dea llieten die tietsac:he biw, die liaalicilteilen za öffnen und neue Sr::hlöuer sowie 

Schlüsstl anfertige zt lassen. 

1 31 Der llieter haftet i111NS011clere für alle Schaden, dit der dmns entstehen, daB sieb eiuelne 

auf die lildigungsschut.zbesti11u119en des lietrechtea berufen und die entsprechenden Wohnungen 

nicht täDlea. 

( 4 l Der 11.iet.e.r J~ _ ierecbtigt, eine Einrichtung , lit der er die llietsacbe versehen hiit, Die 
_- .:...:,, ,- . 

ba ä Jaribung des ~nabterecbtes des ltieters durch tahlung einer angeaessenen Entschädigung 

abwenden, es ~,len. dal der llieter ein berechtigtes Interesse an der Wegnilhae baL 

l:~ 

1 
-~,~-a_,_:_._=-:_:. 

{"" 

- . 
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1 S l Die Vorscbrif t des S 561 BCB findet keine laweodung, 

111 Betretea der lietsaehe 

( 1 1 Die Veraieterin oder die von ihr Beauftragten dürfen die ltietsacbe zur Prüfung ihres lustandes oder ZH 

Ablesen von lle8geräten in angeaessenen Abständen nd nach rechtzeitiger Ankündigung wahrend der üblichen 

Besuchszeiten betreten. 

1 2 l Vill die Ver1ieterin die Mietsache gani oder teilweise verk.anfe11 oder iat das Kietverhiltnis geklindigt, 

so sind die Ver1ieterin oder die voa. ihr Beauftragten auch iusaaaen nt lauf- oder llietinteressenten 

berechtigt, die Kietsache nach rechtzeitiger Ankündigung in beaichtigea. 

( 3 1 ln Fällen dringender Gefahr km die 9er1ieteri11 die !ietsache auch ohne Vorankündigung sowie bei 

Abwesenheit des !ieters bzv. dessen 8nter1ieter betreten. 

1 4 ) Der Kieler wird daf iir Sorge tragen, da! ein ungehinderter lugang au den von ibl 1111tener1ietete11 

RäU1lichkeiten bei Vorliegen obiger Vomssetzungen gevibrleistet ist. 

5 12 Soutige Verilibannge1 

( 1 l Die Ver1ieterin haftet ferner nicht für durch Feuer, Rauch, Sott, Schnee, Wasser, und ähnliche 

Einvirkungeu von Feuchtigkeit entstandene Schäden art Sachen des Kielers, dessen Dnteraieter oder sonstigen 

Personen, denen die Wohnungen überlassen vorden sind oder die sich berechtigterweise in cliese11 infbalten, es 

sei denn, daA die Schidea d11rch Vernachlässigung des Grundstückes entstanden sind und die Veniieterin trou 

rechueitiger Anieige durch den lliete~. es unterla.ssen hat, die Kängel tu beseitigen. Dieser Biftungsausschlu! 

gilt aoch für anfüg liehe Hinge] der Kietsacbe, 

1 2 1 Jede der beidea Vertragsparteien ist iua iäcktri tt von diue1 Vertrag bere<:btigt, falls aa 01. Juni 1994 

feststeht, daß dae Obergabe der bezugsfertigen iä11a,lichkefü11 bis spätestens 31, August 1994 nicht 1öglich 

ist. 

5 13 Schlulbesti.11111ge1 

( l l Andere als in diesem Vertrag getroffene Vereinbarungen bestehen nicht. lnderungen oder Erga.iuungen 

dieses Vertrages bedürfea der Schriftfora. 



_, 
·+ 

ms Vertrages gau oder teilveiR rechtlllawirbn aeia: ,. vertla, IO 

örigea latiuuge1 ücrton Dicht lieribtt. Die Parteiei sill1 ftllfllwtet. eile 

lestim19 eine tieler Beati1auag wirtdaftlidi läglmst 11~ 1irb11e 

:--um gilt fit aulftUangsbtiirft.ige Vertngalicbt. 

_ d fir li1Uiebe streiligkeitu lasu1UU119 lit tiael Vertrag ist der Sitl der 

.. ..,. 
-=:..: .\ v, t,.., den 115. .Juni 1992 • .,. ..... < 

-~;t~,_·.,a,;, 
7 

achhacb:bule 
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rl.klle •• 1 ae1at m• 1 AU11t&t~ Ca1.-111J1) 

15*1 1 650 •J 7llcbenangabe incl. ei;. BaJzelle lllit 
- WC 
- HAndwuchbecken. 
- Duschkabim 

1.1 Garderobenschrank (Einbawichrank oder freistehender Standard· 
sehrankt 
- llli.Ddest Abna' 150 x 60 .x 200 cm 
- möglichst 1/3 ohne 1"ilr als offener Staurawn mit Fi.chern 

1.2 Schl:e1bti1ah/Arbeit1platz, 140 x 80 cm 
mit aiuea seitlicllen Sebubiadenteil 

1.2.1 Schreibtl.schl1111P9 

1.3 Beisteiitiach, aa x ao e11 

1.3 ._1 kompakter St\Lhl 

1.4 Bett. 200 x 9D ca mit Matratze; ohne Bettzeug-

1.4„1 l.AtSelaJll)t 

1.5 H4ngeregal/BO.cherbrett, 5 lfd. x 30 an. 
Aufteilung entspJ:eebend der Jtaumgestaltung 

l.6 vorbanoscb.iene mit Oberqu1Unen 
(in einsebbarea Bereiche.D 1usit1lich Gardinen) 

1.1 Teppichbode:a ia lfolmbereich 

.. 
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URNr. 2493 R/1993

Erster Nachtrag
zur Urkunde des Notars Dr. in Bayreuth
vom 26. Oktober 1992, URNr

tun dritten Augrust
neunz ehnhund.er tdr e iundneu nz ig

03. August l-993
erschien vor mir,

Notar mit dem Amtssitz in BaYreuth,
stelle in Bayreuth, Mainstraße 3:

an meiner Amts-

hier handelnd für die

als Bevollmächtigter laut der in Ausfertigung vorgre-
legten und díeser Urkunde in beglaubigter .Abschrift
beigehef teten Vollmacht .

Àuf A¡suchen des Erschienenen und aufgrund seiner vor
mir abgegebenen Erklärungen habe ich beurkundet was
folgÈ.:

T.
Sachstand

In der urkunde d,es Notars Dr. in Bayreuth
vom 26. Oktober 1992, URNr. 3 enden
stets a1s Vo ichnet - hat die wohnunqsbau-
gresellschafE mit dem Sitz in Bayreuth in
ihrer Eigens ntämerin der Grundstücke
Fl.Nrn. 2¡gO und 2381- Vorkehrungen getroffen, daß die
durch Neuparzellierung aus diesen Grundstücken gebil-
deten künftígen drei Parzellen - in der Vorurkunde als
BA I - BA III bezeichnet - funktionell bebaut werden
können.
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Zíe1 der getroffenen Regelungen war es' sowohl hin-
sichrlich der ããõïã"r.n-rieféarag:e, als auch bezüslich
der Hochlrauten"bãstehende oder zu er$/artende ver-
schränkungendurchEinräumungentsprechenderDienst-
¡ãitàit"n und Reallasten zu lösen. Teilweise waren zum

zeitpunkt der Ëiiicrrtrrng der vorurkunde die zu treffen-
den Vorkefrrungrãn schon ão konkret darstellbar' daß die
,r, z*ã"1*"rr.iãt*g notwendigen Dienstbarkeiten bzw.

Reallast"r, ¡er.icS'uestellt und zur Eintragrung bewil-
ïi;t-;;tden konniãtt. rm übrigen jedoch- war zwar abzuse-
;;; åãã-¡ã=ti**i" baurechtriche vorsaben durch ent-
õ;å"h;;aå pi."=i¡artei¡en zu sichern sind' ihre Kon-

krerisieruns ;;-l;ã;ch noch nichr soweir fortseschrit-
lã,', -ã"e eiãe'ãtreÉpt.chende Dienstbarkeitsbestelluns
schon möglich ger¡tesen wäre '

EinMessungsergebnísfürd'ieParzellierungrdesGesamt-
areals liegt áåiràit noch nicht vor. Die Baugenehmigung

für die aur aãn parzellen BA I und BA II zu errichten-
den Bauwerke i.ãt-¡ãt"its erteilt. Mit der Errichtungl
dieser Bauwerke ím erst'en und zweiten Bauabschnitt wur-

de bereits begonnen'

ungeachtet der bereíts ert,eilt.en Baugenehmigung liegen
die Abgescrrrossãnñ"íts¡"scheinigungren der stadt Hof für
die im ersten irra "*eiten 

Bauabãctrni.t zu errichtenden
baulichen anraää; ;;;ñ "ichr vor. Aus diesem Grund und

$¡egen der nocil.=ãusstetrenden vermessung konnte die Auf-
lãii""s in woLurãi: und Teileisenrum semäß s 8 wEG

dieser Crrrttast''.iã*ã im Grundbuch noch nicht eingetragen
werden.

II.
Bauvorhaben B.A' III

Zwischenzeitlich hat die t
bayreuth m¡it mil ãem Sit enden
kurz als wbg ¡""",iårntet - eine eaugenehmigung für den 

-
in der vorurkuããã-i" zíff' r" 3' tj bezeichneten Grund-

stücksteil BA iir .r-," den Grund.stücken Fl.Nrn. 2380 und

238L von etwa 5.500 qm beantragt'

Im Zuge der Baugenehmigungsverfahren für d'ie Mehr-
familienwofrrrirá"ããi auf-deã parzellen BA I und BA II
har sich .rq.bIãl-aãe aie in der dorr geplanten Tief-
;;;.;;;rã í*"rïåiã" auf diesen Grundsrücken vorsesehe-
nen Kraftfahrzeuãstellplätze sämtlich für d'ie dort
geplant.ett eu".tãiña¡en Ëenötigt werden' ?i" ursprùngr-
liche Absicht, 

-ái. für das auf dem Grundstück BA III z1r

errichtenAe ¡,1ånfi"*if iutttohnhaus notwendigen Kraf tiahr-
zeugstelfpfaczã in der Tiefgarage unter-9"* Grund-
str.icken BA I und BA II unteizubiingen (zíff ' L ' 4 ' der
vorurkunde), iãSt sich somit nicht verwirklichen'
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Zur Erreichung der Baugenehmi-gung auf dem Grundstücks-teil BA rrr müssen somit auf d.ieãem Grund.stück die not-
wendigen Kraftfahrzeugstellplätze nachgewiesen werd,en.Sie sollen in einer Tiefgaràqe enthaftãr, sein, dieunter diesem Grundstück errichtet wird.
Dâ, wie in der Vorurkund,e dargestellt, die parzelle
BA rrr selbst nicht unmittelbar an der öffentlichenStraße (Enoch-Widman-Straße) liegrt, kann die unter
diesem Grundstücksteil zu erstelrende Tiefgaragie nurüber die vorgelagerte Tiefgarage unter den Grundstücken
BA I und BA II angefahren werden.

um diese Anfahrtsmöglichkeit zu schaffen, mußte inner-halb der Tiefgarage, und zwar in d,em Teil, der unter
dem Grundstücksteil BA II liegt, eine Umplanungr dahinerfolgen, daß im Bereich der Durchfahrt zur nunmehrunter dem Grundstückst.ei1 B^A. rrr zu erstellenden Tief-garagre 6 vorgesehene Stellplätze dort. entfallen.
Somit werden in dem Tiefgaragenteil auf dem Grund-stücksteil BA II statt der vorgesehenen 133 Ste11-pIät,ze nurmehr 127 stel1plätze entstehen. Dieser Tat-
sache wird in einem Nachtrag zur Teilungserklärung desGrundstücksteils BÀ rr Rechnung getragen werd.en, sobald
das Messungsergrebnis für dieses Grund.stück vorliegrt und.die Abgeschlossenheitsbescheinigung erteilt wurde. Diebisherigen Käufer von wohnungs- unã Teileigentumsein-
heiten an diesem Grundstück haben hierzu die wbgbereits vorweg ermächtigrt.

ITI.
Mitbenutzungsrecht an Tie fgaraqeneinrichtungen

Die zufahrt zur nunmehr unter dem Grundstücksteil
BA III zu errichbenden Tiefgarage
- erfolgt über die Einfahrtsrampe auf dem Grund-

stück BA II;
- passiert dann die Garagentoranlage auf dem Grund-

stück BA II;
- führt sodann zunächst über einen Teil der Durch-fahrtsfläche in der Tiefgrarage unter dem Grundstück

BA rr, anschließend über die Garagrendurchfahrtsfläche
unter dem Grundstück BA I und schließlich bis zvrEinfahrt in die eigene Tiefgarage wied.erum über die
Garagendurchfahrtsfläche unter dem Grundstück BÀ rr;

- bei der Ausfahrt wird die Durchfahrtsfläche der Tief-garage unter dem Grundsbück BA If überfahren.

Diese t-ber- und Durchfahrtsflächen stehen nach Auf-teilung der Grundstücke BA I und BA II gemäß S g WEcsämtlich im gemeinschaftlichen Eigencum d.er jeweiligen
Wohnungs- und Teileigentümer.
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Die ungefähre Lage der Garagienzu- und -durchfahrt
ergibt sich aus dem beigefügten Plan'

in-
ãïqã"!ür.", â., aus dem Giundsrück 2380 
Cãñ.,"rL,rng Hof zu bildenden Teilflächen von etwa 2280 sm

(BAI)undetwa5600qm(BAfI),bestellthiermitje
"ugrunsten 

des jeweiligen Eigentijmers d-er-aus den
Grundstücken r-1.Nrn. ã¡AO und 2381" zu bildenden TeiI-
fläche von etwa 5500 qm (BA III)

a)amGrundst'ückBAlleineGrunddienstbarkeitzur
Sicherung des Mitbenützungsrechtes an der Tief-
ããr.'.rr"úf.trt, der Tiefgaragentoranlage samt zuqe-
Ëoiié., Einrichbungen und der Tiefgaragendurch-
fahrtsflächen,

b) am Grund.stück BA I eine Grund'dienstbarkeit zur
Sicherung des Mitbenutzungisrechtes an den Tief-
garagendurchf ahr E s f 1 ächen

und.bewilligrt'dieEint'ragunqd'ieserGrunddienstbar-
keiten im Grundbuch im Range vor den Vormerkunqen zur
sicherung aes Anspruchs a.ri eigentumsüberEragung der
xa'*f"t vón wotrnunãs- und reileigentumseinheiten'
Hierzu stellt d'ie wbg fest, daß sie in ihren abge-
schlossenen Kaufvertiägen mit solchen Käufern ermäch-
;iæ-*";ãã, i* Rang voi deren Vormerkungen Dienstbar-
kelten dieser Art zu bestellen'

DerEintragunqsantragsollzusanìmenmiteinerBeschrei_
bung d.er herrËãrrenaen und dienenden Grundstücke nach
vàtít""=r-,ng der Parzellen gestellt werden'

Auch auf dem Grundstück BA III soll durch Aufteilung
gemäßsSWEGWohnungs-undTeileigentumentstehen.
Bei dieser euflåi-fntt! werden nach den d'erzeit bestehen-
ããr, pfanen in der tiãfgraraqe insgesamt 53 Kraftfahr-

"ãt,q"¡=t.e''ptätze 
enest'eheá, von denen 52 in 1-3 Vier-

fachpark.rrr rrã"rrgewiesel werden. Diese vierfachparker
t.táãtt je als seiustandige Teileigrentumseinheit aus-
gewiesen. euãft-ã* á"* Eiãzelstellplatz wird Teileigen-
tum gebildet.

NacherfolgterAufteilungsollnichtmehrderjeweilige
iigentümer des qanzen Grundstücks BA III Berechtigter
aus der Crrrrrããiãtst¡atLeit sein, vielmehr sollen ledig-
liãrr-die jur;ili;¿n Eigentümer der Teileisentumsein-
itãii"" an-riãiõ"i.g.tt=tellplätzen Berechtigte aus der
ãinzutragenden Grunddienst'barkeit werden'

sollten somit nach vorliegen des Messunqsergebnisses
fürdieGrundstückeBAIundBÀIldieAufteilungdes
Grundstücts iÁ rrr ín Wohnungs- und Teil-eigentum be-
reits voffzuããrãif sein, sollen von vornherein an den
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Grundstücken BA I und BA If die vorbestellten Grund-
dienstbarkeiten nur zugrunsten der jeweiligen Teileigen-
tümer an den Tiefgaragenstellplätzen auf dem Grundst.ück
BA IfI eingetragen werden.

Sollte bei Vollzug der Vermessungr für die Grundstücke
BA I und BA If diese Aufteilung gemäß S 8 WEG des
Grundstücks BA IIT noch nicht erfolgen können, soll die
Grunddienstbarkeit zunächst zugunsten des jeweiligen
Eigentümers d.es Grundstücks BA fII eingetragen werd,en
und nach Vollzug der Teilungserklärung für dieses
Grundstück beschränkt werden auf die jeweiliqen Teil-
eigentümer an Tiefgaragenstellplätzen.

Sofern die Stadt Hof dies zur Voraussetzung für die
Erteilung der Baugenehmigung für das auf dem Grund.stück
BA IIf zu errichtende Gesamtobjekt davon abhängig
macht, daß die Mitbenutzungrsrechte der jeweiligen
Eigentümer der auf diesem Grundstück gelegenen Tief-
qaragienstellplätze, wie sie durch die vorstehend ein-
geräumten Grunddienstbarkeiten gesichert werden, auch
zugrunsten der Stadt Hof in Form einer beschränkten
persönlichen Dienstbarkeit gesichert werden, wird. die
wbg eine solche Dienstbarkeit auch zugrunsten d,er Stad.t
Hof an den GrundsLücken BA I und B.â, II bestellen und
zur Ei-ntragung bewilligen und beantragen.

ÏV
Kostenbeitraq sverpflichtunq

Im Hinblick darauf, daß aufgrund der in dieser Nach-
tragsurkunde vorgenommenen Dienstbarkeitseinräumung die
Teileigentümer an Tiefgaragenstellplätzen unter d.em
Grundstück BA III die Garaqenzufahrt und die Garagen-
toranlage samt zugehörigen Einrichtungen auf dem Grund-
stück BA If sowie die Garagendurchfahrt auf dem Grund-
stück BA II und auf dem Grundstück BÀ f mitbenutzen,
erscheint es gerechtfertigt, daß die Nutzungrsberechtig-
ten an diesen Anlagen entsprechend ihrem Nutzungsumfang
auch die Kosten der auf den Grundstücken BA I und, BÀ II
gelegenen mitbenutzten Einrichtungen unC Anlagen an-
teilig mit.tragen.

Im einzelnen handelt es sich um folgende, von d.en
Dienstbarkeitsberechtigten rnitzutragenden Kosten an d.en
unter den Grundstücken BA I und B.A, II liegenden Tief-
garagren:
a) die laufenden Betriebskosten, insbesondere für Strom

(Toranlage und Beleuchtung) und Reinigung der Zu-
und Durchfahrts f lächen ;

b) die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung der
Zufahrtsflächen selbst, der elektrischen Anlagen,
der Toranlage, der Be- und Entlüflungsanlagen und
der sonstigen der Tiefqarage und ihrem Betrieb die*
nenden Einrichtungen.



6

Nicht mitzuEragen sind von den Dienstbarkeitsberechtig-
ten die Kosten der baulichen Unterhaltung des Garagen-
baukörpers unter den Grundstücken BA I und BA IT ein-
schlie-ßlich der Notausgänge und die Instandsetzungs-
;;;t;;;-soweit sie den Garagerrbaukörper selbsr betref-
fen "

Nach der Teilungserklärung für die Wohnungseigentums-
anlagen BA r t t'ã sa rl ermittelt der Verwalter der
WohnanlageBÀIImitUnterstützunqdesVerwaltersd'er
WohnanlageBAldieKostenderSauberhaltung,Instand-
haltung, fnstandsetzung und' die laufenden Betriebs--k;;t;;-åer 

Tiefgaragre ùnter beiden Grundstücken' sie
sind dann .rorr-ããtr nLgenttimern aller Tiefgaragenstell-
;iãi"; zu gleiihen rãiten zu Èragen. sobald. die st.ell-
ifat"u in áer Tíefgarage.auf dem Grundstück BA III be-
nutzbar erstelil-sitra, sind die vorstehend von den je-
,ãiiig"" Eigentümern der Teileigentumseinheiten Tiefga-
ragrenstellplätze auf dem Crund'stück BÄ III zur Mittra-
gungderihnennachdenvorstehend'getroffenenVerein_
ilñ";;; à¡ri-ãg"nden Kosten verpf lichtet. Sie sind so

umzulãgen, daß diese Kosten von den Teileig¡ent1imern an-

TiefgaragensL;1i;iátr.tr der dienenden Grundstücke (BA I
undBAII)und'vãndensåi¡ntlichenDienstbarkeitsberech-
Iiðtã" (õeifeigentümer an TiefgaragensEellplätzen BÀ

III) zu gleichãn teilen zu traéen "it{' 
wobei jedoch

bei den "ir, .irr"iges TeileigenÈum bildenden Mehrfach-
pãrt.i" je¿er-ããnã entst.andãne srellplatz für die Ko-

;Ë;"*i"ée wie- åitt g""ondertes Teileigentum zu behan-

deln ist.

ÐaindendreiTíefgaragenínsgesamt245zuTeileigen-
rum auszu¡iláãnåã SËeffplätze ãntstehen so11en, würde

ù.i n.afisierung dieser ZahI auf jeden Tiefgaragen-

"cãiïprãi, 
ir, ããr Tiefgarage BA rrr als.Berechtister

bzw . ¡titberecttiiétet ¿ãr l¿it¡enuLzungisdienstbarkeit ein
t/245-P{Lt.ei1 tref f en.
Zur Sicherung 

-á"r 
.roteingegangienen Kostenbeitragsver-

pf lichtungen'zur Tiergrarágãnbewirtschaf tung, Zuf ahrts -
und Durchfafrrlswegeuttt.rhaltung und - instandhaltung
bes¡ellÈ hiermiE die wbg an d.eã Teileigentumseinheiten
(TiefgaragenstellplätzeunterdemGrundstückB.AIII)
",rg,rtãt"n-¿ei 

jewãirigen.Eigentüme': der- in wohnungs-
lrtá t.ireiget tú; aufgrãteirtãn Grundstücke BA r und
BÀ rr eine 

Realrast
und bewilligt d,ie Eintragung im Grundbuch '

Der Eintragungsantrag und die Beschreibung der herr-
schenden Crunåãtticke und der dienenden Teileigrentums-
ãirrt"it"n ¡tej-¡en bis zur Bildung der Teileigentums-
einhei¡err rrnã-Vurmessung der herrschenden Grundstücke
vorbehalt.en.
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Der mit der Abrechnungr der Bewirtschaftungs-, rnstand.-
haltungs- und -rnstandsetzungskosten des gesamten Tief-
garaqenbauwerks auf den Grundstücken BA I und BA II
beuftragte Verwalter der Wohnanlage B^A, II wird. die
Kostenermittlung für solche Bewirtschaftungskosten, die
auch d.ie Teileigenttimer an Tiefgraragensterlplätzen in
der Tiefgraragre auf dem Grundstück BÀ rrr betreffen, dem
verwalter der wohnanlage BA rrr zugänglich machen. Die
Teileigentümer d.er Tiefgarageneinheiten beauftragen den
Verwalter der Gesamtanlage am Grundstück BÀ III, diese
ihm übergebene Kostenaufstellung und die umlage auf die
Eigenti.imer von Tiefgaragenstellplätzen zu prüfen und,
ihnen bekanntzugeben. Sie verpflichten sich, ihrer
durch Reallast gesicherten Kostentragungrsverpflichtung
zu Händen des Verwalters der Wohnanlage BA ITf zv
genügen. Sofern dieser das Inkasso dem jeweiligen Ver-
walter der Anlage BA If überträgt, werden sie ihre
Kostenbeiträge direkt ihm übermitteln.

V
Ste1lp1at znachweise

1.
Die für das Bauvorhaben im 2. Bauabschnitt auf dem
Grundstück BA II erforderlichen Ste1lplätze können
nicht vo11st.ändig in der Tiefgaragre und. im Freien auf
diesem Grundstück nachgewiesen werden. Es fehlen auf
diesem Grundstück sechs Ste11p1ätze. Síe sollen auf dem
Grundstück BA IfI nachgewiesen werden. hlie in dieser
Urkunde dargrest.ellt, entstehen auf dem Grundstück
BÀ ITf 53 SÈellplätze, die sich sËimtlich in der dort
zu errichtenden Tiefgarage befinden. Es hand.elt sich
hierbei um 52 Stel1p1äÈze innerhalb zu eigenem Teil-
eigentum auszubildenden Vierfachparkern und einen
einfachen AbsEellplatz, der ebenfalls Teileigentum
bilden soll.
Die für das Grundstück BA II in der Tiefgarage auf dem
Grundstück BA rrr nachzuweisenden stellplätze befind.en
sich in zu eigenem Teileigentum auszubildenden Vier-
fachparkern, und zwar
a) vier Ste11plätze im Teileígentum, bestehend aus

einem ttit.eigentumsanteil von 4ILOOO, verbund,en
mit dem Sondereigentum an den mit Nrn. 1 - 4 be-
zeichneten Abs te1 Ip1ätzen,

b) zwei Ste1lplätze im Teileigentum, bestehend aus
einem 4/10O0-Miteigentumsanteil, verbund.en mit d.em
Sondereigentu.m an den mit Nrn. 5 - I bezeichneten
SÈe1lp1älzen, wobei die beiden beEroffenen Stell-
p1ätze d.ie in Draufsicht links unten und oben
gelegenen SLe11plätze mit den Nrn. 5 und 6 sind.
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2.
Die wbg wird im Zuge des Verkaufs von einzelnen Stell-
ãiãt"ã" in einem Vierfachparker so verfahren, daß sie
d.em Käufer am Teileigentu¡n an einer solchen vierfach-
pãiLãiåinheit einen llit.eigentumsanteit zu einem Viertel
'verkauft und hierbei a1s vereinbarung unter den Mit-
eigentümern gemäß S LOlO BGB festlegE, daß
ál-4"" Recht der Mi¿eigrentämer, die Aufhebung der

Gemeinschaft"uverlang|enfürimmerausgeschlossen
ist und

b) jeder Erwerber eines L/4-MiEeigentumsanteils das
áusschließliche Nutzungisrecht an einem bestimmten
mit einer Nummer versehenen Stellplatz irrnerhalb des
VierfachParkers erhält .

Diese t"titeigentümervereinbarungen sollen mit Vollzug
der Eigentumsumschreibung an dàn Miteigentumsanteilen
im Cruãdbuch eingetragen werden und damit für und giegren

ãiu- jàweitigen sónderiechtsnachfolger im Miteigentum
wirksam sein.

3.
Zur Erfül1ung ihrer Stellplatznachweispfticht wird die
wbg an sechs Káufer von Wõhnungseigentumseinheiten, die
am Grundstück BA II gebildet sind, einen laiteigentums-
.rrt"if zu insgãsamg ãin"* Viert,el an einem der beiden
unter l_. gurr.ãrrt.n Teileigentumseinheiten -vierfach-
parter- vãrta,rien und mit dem Käufer im Kaufvertrag die
ünter 2 . beschriebenen MiEeigentümervereirrbarungen
iietten, kraft deren d.er Käuier eines L/4-Miteigen-
tumsanteils zur ausschließtichen Benutzung: eines
best,immten Kraftfahrzeugstellplatzes innerhalb der
Vierfachparkereinheit berecht'igt ist'

4.
Um sicherzustellen, daß die wbg ihre unter 3 ' be-
schriebene Absicht zum verkauf von insgiesamt sechs
Tiefgaragenstellplätzen auf dem Grundstück BA III an

Käufãr von Wohnungseigentum am Grundstijck BA II er-
füllt, verlanqe die St'adt Hof , daß bis zur Eigentums-
umschreibung áer entsprechenden Stellplätze auf Käufer
vonWohnungseigentumamcrundstückBAIIdurchent-
õ;.;h;4"-piãã"tbarkeit.en sichersestellt wird, daß die
zirr ergeilung dãr eaugenehmigungen erforderliche Stell-
piåtã"ã"ttw"i.ã"trg auch tatsächlich erfüllt wird.

Diesem zweck dienen die nachfolgenden Dienstbarkeits-
bestellungien.

Die miE dem sitz
in Eigentümer des

noch 
".r, 

.r"r*å="år,¿u" GrundstücÈs BA II das ausschließ-
liche Kraf tfahrzeugrstellplatznutzungsrecht ein
a) an den "a*iri"rrãn 

vier steIlplätzen in der Teil-
eigentumseinheit, bestehend ãus einem 4/1000-Mit-
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eigentumsanteil, verbunden mit dem Sondereiqentum am

Vierfachparker mit den Nrn. 1- - 4 bezeichnet,
b) am Teileigrentum, bestehend aus einem 4/LAO0-Mit-

eiqentumsanteil, verbunden mit dem Sondereigentum am

Vierfachparker mit den Nrn. 5 - I bezeichnet, be-
schränkt jedoch auf die in Draufsicht links unten
und oben gelegrenen Ste11p1ätze mit den Nrn. 5 und 6

im Auf teilungsplan bezeichnet,
je gebildet am noch zu vermessenden Grundstück BA III.

Die Eintragungr dieser Dienstbarkeiten kann erst nach
Vermessung der Grundstücke BA II und BA III erfolgren.
Sollte mit Vollzug des Messung:sergebnisses, innerhalb
dessen diese Grundstücke entstehen, die Aufteilungr des
Grund'stücks BA rrr in wohnungs- und Teileigrentum im
Grundbuch noch nicht vollzogen werden können, soll die
Eintragrung zunächst am ganzen Grundstück BA III er-
folgen, jedoch unter Eint.ragrung des beschränkten Aus-
übungsbereichs. Sobald die Teilungserklärung am Grund-
stück BA fII vollzoqen ist, sol1 die Dienstbarkeit
beschränkt werden auf die beiden betroffenen Teileigen-
tumseinheiten (Vierfachparker Nrn. 1 - 4 bzw - 5 - 8),
wobei jedoch bei d.er Eintragung der Grunddienstbar-
keit an der Teileigentumseinheit vierfachparker mit den
Nrn. 5 - 8 laut Aufteilungsplan wiederum die Beschrän-
kung des Àusübunqsbereichs angegeben werden sol1.

Entsprechend. ihrer Zwecldcestimmung stehen die an den
beiden Teileigentumseinheiten (Tiefgaragenstellplätze)
unter der auflösenden Bedingung der Umschreibung des
Eigentums
aa) an der Teileigentumseinheit vierfachparker mit den

Nrn. 1 - 4 insgesamt auf Eigenttimer, die zugleich
såimtlich Eiqenti.imer von Wohnungseigentum am Grund-
stück BA II sind;

bb) an der Teileigentumseinheit Vierfachparker, deren
Sond.ereigentum mit Nrn. 5 - I bezeichnet ist eines
halben lcit,eigentumsanteils, mit dem das ausschließ-
liche Nutzungsrecht an den Stellplätzen 5 und 6

verbunden ist, auf Eigentümer, die zugleich auch Ei-
gentümer von Wohnungseigentumseinheiten am Grund-
stück BA II sind.

Die mit dem Sitz
in intragung der
auflösend bedingten Grunddienstbarkeicen zur sicherung
des TiefgaragensEellplatzrechtes zugunsten des jeweili-
gen Eigentümers des Grundstücks BA II am GrundsEück
BA III, jedoch bezogen auf die zu bildenden Vierfach-
parker und, nach Bildung der Teileigentumseinheiten
Vierfachparker, deren Sondereigentum mit Nrn. L - 4

bzw. 5 - I ím .A,uf teilungsplan bezeichnet sind an diesen
Teileigentumseinheiten. Der Eintragungsantrag und die
Beschreibung des herrschenden Grundstücks und des dien-
enden Grundstücks bzw. der dienenden Teileigentumsein-
heiten bleiben bis zum Vorliegen des amtlichen Mes-



sungrsergebnisses ausgesetz t'
6.

Eine Verpflichtung grleichen Inhalts, wie unter 5., qe-

õã""Uåi-ãã* :eweil.iéen Eisentümer des Grundstücks BA rr
s;i;;-hi"r*ir-die w¡é seseãüber der sradr Hof ein und

Ëestetlt zu deren Gunsten am vorbezeichneten dienenden
Grundstück bzw. den d.ienenden Teileigientumseinheiten
åin" auflösend bedingte beschränkte persönliche Dienst-
barkeit' sie bewillitt deren Eintragung im Grundbuch'

Der Eintragrungrsan¿rag wird' gleichzeitigr.mit demjenigen
für die CrunAáienstbãrkeit gestellt. Beide Dienstbar-
keiten erhalten Gleichrang miteinander'

Die stadt Hof soll aus der voreingegrangienen verpflich-
l""g-zur einraumungr des auflösend bedingÈen Stellplatz-
benut,zung¡srechtes und der Bestellung der Dienstbarkei-
ten zu dessen Sicherung unmittelbar berechtigt sein.

vf.
Schlußbestimmungen

1_.

Die wbg verpflichteÈ sich, sofern sie Teileiqentums-
einheiten des Grundstücks BA III vor Eintragung der
Reallast daran verkauft, die vorstehenden Kosten-
Eragungrsverpflichtungen aus Ziff ' IV' d'em Käufer mit
weiteréa¡evãrpflichtung aufzuerlegen und ihn zur
tj¡".t.i*e der Reallast zu verpflichten'

2.
Der Notar wird beauftragt und ermächtigt, alle zum

Vãff""g dieser Nachtragãurkunde erforderlichen und

"*ããLåi.nlichen 
rrklärungen abzugeben und Anträge

jeder Art zu stellen.
3.

Die Kosten dieser urkunde und ihres Grundbuchvoll-
zugrs tägt die wbg.

4.
Von dieser Urkunde erhalten

beglaubigte Abschri f ten
die wbg,

Hof /Saale,

-10



uRNr. Ab30 R/ r-9 93

Zweíter Nacht,rag
zur Urkunde des Notars Dr. in Bayreuth
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neun z ehnhunder tdre iundneunz i g

- 11. August t993
erschi

Notar r Amts-
steIle

"wohnungrsbaugesellschaf t "
mit dem Sitz in Bay

in seiner Eigenschaft als einzelvertretungsberechtigter
Geschäftführer ausweislích der dieser Urkunde beigefüg-
ten Vertretungrsbescheinigung .



Auf Ansuchen des Anwesenden und aufgrund seiner
abgegebenenErklärungenhabeichbeurkundetwas

I.
Sachstand

Die
in 5
fOOSZ- Alleineigentümerin der Grundstücke der

)

Gemarkung Hof
An d.er Enoch-Widman-Straße,
Ackerland zu
Bei der Dr. -Dietlein-St'raße,
Landwirtschaf ts f Iäche zu

vor mLr
folst:

dem Sitz
Blatt

8.544 qm,

4.842 qm.

mit einem
Stadt Hof

F1.Nr.

F1.Nr.

23 80

238L

Beide Grundstücke werden mit Buchgrundschulden über
5Mio.DMund?Mio.DMjezugunstenderKreissparkasse
Bayreuth - Pegnitz belastet sein'

Das Grundsück Fl.Nr. 238L ist darüber hinaus
Kanalleitungrsrecht samt Nebenrechten für d'ie
belastet.

2.
ïn der urkunde über d.ie Begründung von Benützungrsrech-
ten, An1agen, Outdungen uná tfcernahme von Kostenbeiträ-
g";, ,ro* ã6. oktobet L992, IIRNr ' 31-17 R - im folsenden

beiden unter Ziäár 1. bezeichneten Grundstücke rei
parzellen auft.eilen will, deren jed,e dann mit einer Ei-
grentumswohnanlage bebaut werden soll'

Diese noch zu vermessenden Parzellen sind in der vor-
urkunde mit, d.en Bezeichnungen BA I, BA II und BA III
bezeichnet.

3.
fn der vorurkunde ist dargestellt, daß trotz der recht-
lichen Selbsländigkeit dei drei zu bildenden Parzellen
und deren zur Errlchtung kommenden Bauwerke Verschrän-
L*rrq"r, besEehen, d'ie es erforderlich machen' zur Siche-
;;é-ã.; jeweiligren Bebauung:, künfrigen Nurzung und Be-

wirtschaftung Diãnstbarkeiten und. Reallasten für Kosten-
¡.iÈi"g=verp¡lichtungen einzutragen. Soweit zum dort-
ããiig"ã Zeii,punkt sich die Art. und Weise der Bebauuns
;h;; so weil konkretisiert hatte, daß Dienstbarkeiten
best.e1lt werden konnten, wurden die Bestellungen in der
Vorurkunde vorgenommen und die Eintragung bewiltigt'
piã-gã".hreibuãg der herrschenden und d'ienenden Grund-
ãiti"t., sowie der Antrag auf Eintragung d'er Belastun-
éå" ¡ri.ben bis zum vorliegen des Messungrsergebnisses
vorbehalten.
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Soweit die Planungen noch nicht ausreichend fortgre-
schritten waren, wurden ledigrlich mögliche Dienstbar-
keitsbestellungen aufgezeigt und die Verpflichtungr
übernommen, sie bei eintriCt der Voraussetzungen zu
bestellen.

4.
Bei Errichtung der Vorurkunde wurde davon ausgiegangen,
daß unter der südlichen im 3. Bauabschnitt zu bebauen-
den Parzelle BA III keine eigene Tiefgarage zu errich-
ten ist. Die für diese Wohnanlage vorgesehenen StelI-
plätze waren ursprünglich auf den Grundstücken BA I und
BA II geplant.

AIs sich ergab, daß diese A¡rnahme unzutreffend ist und
unEer dem Grundstück BA IfI doch Stellplätze in einer
zu errichtenden Tiefgaragre auszuweisen sind, wurde zur
Urkunde des beurkundenden Notars vom 03. August L993,
URltr . 2493 R ein Nachtrag zur Vorurkunde errj-chtet.
Darin hat die wbg die Zufahrts- und Durchfahrtsflächen
in den Tiefgaragen BA I und BA II sowie die gemeinsamen
Einrichtungen d.ieser Tiefgarage, insbesondere die Gara-
gentoranlage, der Mitbenr.itzungr durch die jeweiligen
Teileigentümer an Tiefgaragenstellplätzen in der Tief-
garage BA III zugänglich gemacht und andererseits eine
Kostenbeitragsverpf lichtungr der künf tig Nutzunqsberech-
tigten an diesen Gemeinschaftseinrichtungen in den
Tiefgaragen BA I und, BA II begründet.

Weit,erhin hat d.ie wbg entsprechend einer A,uflagre der
Stad.t Hof an sechs Ste11p1ätzen in der Tiefgarage unter
B.A, III ein ausschließliches Nutzungsrecht zug'unsten des
jeweiligren Eigentümers des Grundstücks BA If, gesichert
auch durch eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit
zugunsten der Stadt Hof, eingeräumt.

II.
Vermessung

L.
Ðie Vermessunq der Grundstücke F1.Nrn. 2380 und 2381
dergestalt, daß daraus drei eigenständige mit Wohnanla-
gen zu bebauende Bauplätze entstehen, ist durchgeführt.
Das Messungrsergebnis ist ausgewiesen im Veränderungs-
nachweis Nr. 4277 der Gemarkung Hof.

Danach wurden abqemessen

a) aus dem Grundstück FI.Nr. 2380 eine Teilfläche von
2.360 qm, die das neue Grundstück

F1.Nr. 2380/27 Enoch-Widman-Str . 82,
Bauplatz zu

biIdet.,

2.360 qn
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b) aus d.em Grundstück Fl.Nr. 2380 eine Teilfläche von
640 ç[m, die dem Grundstück Fl.Nr. 238L zugemessen
wurd,e, welches sich nach dieser Zumessung beschreibt
als

FI.Nr . 238L Nähe Enoch-Widman-Sbraße,
Bauplatz zu 5.482 qm,

c) das nach dieser Abmessung verbleibende Restgrund-
stück 2380 beschreibt sich d'ann als

F1. Nr. 2380 Enoch-Vriidman-Str- 84 u'
Bauplatz zu

2.
Die wbg bewilligt und

beantragt
hiermit im Grundbuch einzutragen

a) die AbEeilung der Tei1fläche von 2.360 Çffi = FI.Nr.
2380/27, aus dem Grundstück F1.Nr' 2380¡

b) die Abteilung zu Fl.St. 238L aus dem Grundstück
Fl.Nr. 2380 von 640 qm und die Bestandteilszuschrei-
bung gemäß s 890 II BGB d,ieser Teilfläche von 640 qm

zum Grundstück Fl-Nr - 2381¡

c) d.ie Erstreckung d.es auf dem Grundstück Fl.Nr. 238L
last,enden ¡<analleitungsrecht,s samt Nebenrechten für
die stadt Hof auf die zugiemessene Teilfäche von
640 qm ohne Ausdehnung des räumlichen Ausübungsbe-
reichs, so daß nach dieser Pfandunterstellung das
giarrze i;rundstück Fl.Nr. 238L zu 5.482 qm mit diesem
xanalleitungsrecht belast,et ist ;

d) den vollzug des Veränderungsnachweises Nr. 4277 der
Gemarkung Hof.

Nach Vollzug des Veränderungsnachweises werden die neu-
qebildeten Grundstücke FI.Nrn. 2380 und 2381- und 2380/2'7
in Globalhaft mit den Buchgrundschulden über 5 Mio. DM

und ? Mio. DM d.er Kreissparkasse Bayreuth - Pegnitz be-
lastet sein.

3.
Zu den Vorurkunden stellt' die wbg fest:

Soweit d,ort vom Grundstück BA I die Rede ist, handelt
es sich dabei um das Grundstück

F1.Nr . 2380/27 Enoch-Widman-Str. 82,
Bauplatz z\L 2.380 qm,

soweit vom Grundstück B.A, II die Rede ist, handelt es

sich um das Grundstück

86,
5 .544 qn
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Enoch-Widman-Str. 83 u
Bauplatz zu

. 86,
5 .544 qm,

ist, handelt essoweit vom Grundstück BA III die Rede
sich um das Grundstück

Fl.Nr. 238t Nähe Enoch-Widman-Straße,
Bauplatz zt) 5.482 qm

III.
Belastungren

am Grundstück Fl.Nr. 2380/27 der Gemarkungr Hof (BÀ I)
Die wohnungsbauqesellschaft mit dem Sitz
in Bayreuth bestellt hiermi k Fl.Nr. 2380/ 27
der Gemarkung Hof

L.
Grunddienstbarkeiten zur Sicherunq des Tiefgaragen-
durchfahrtsrechts samt Unterlassungsverpfliehtung -
Frei-haltung von Hindernissen - gemäß Ziffer II. 3. der
Vorurkunde je zugunsten der jeweiligen am Grundstück
F1.Nr. 2380 gebildeten Teileigentumseinheiten an Tief-
graragenstellplätzen, deren Sondereigentum die Nummern
5 - 19, 2g - 43, 52 - 6"7, 79 - 95, 101 - 1-1-7, !27
!42, L54 - t69 und l-81- - 1-95 trägt.

2.
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherunq der Duldungr und
MiEbenützvrrg des Tiefgaragennotausgangs zugunsten der
jeweiligen Eigentämer des Grundstücks FI.Nr. 2380 gemäß
Ziffer 1T. 4. der Vorurkunde, mit der Maßgabe, daß sich
die Lage des betroffenen Notausgang aus dem der Abge-
schlossenheitsbescheinigung zugrundegeleqten endgü1-
tigen Aufteilungsplan für das Grundstück F1.Nr. 2380/27
ergibt., der dem Grundbuchamt vorliegt..

3

eine Reallast je an den gebildeten Teileigentumseinhei-
ten - Tiefgaragenstellplätze - t bestehend aus je einem
L/L.000 Mit,eigentumsanteil am Grundstück F1.Nr . 2380 /27
verbunden mit dem Sondereigentum an den dauerhaft mar-
kierten Tiefgraragenstellplätzen, die mie 1 - 4, 20 - 21 ,

44 - 51, 68 - 78, 97 - 100, LLg - L26, 143 - i-53 und
170 - L80 bezeichnet sind zur Sicherung der Kost.enbei-
traqsverpflichtunq nach Ziffer IIT. der Vorurkunde je
zugiunst,en der jeweiliqen Eigentümer des Grundstücks
Fl.Nr. 2380.

4.
eine Grunddienstbarkeit. zur Sicherung des Zufahrtsrech-
tes durch Sonderfahrzeuge, insbesondere Feuerwehrfahr-
zeuge, auf der im Aufteilungsplan für das Grundstück
FI.Nr. n1A/27 entlang dessen Westgrrenze eingezeichne-
ten Feuerwehrzufahrt gemäß Ziffer IV. L. der Vorurkunde
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zugiunsten des jeweiligen Eigent'üimers des Grundstücks
F1.Nr . 238L

5.
eine Grunddienstbarkeiþ zur Sicherung eines Gehrechts
entlang der ostgrenze des Grundstücks in dem umfangi,
wie im beigefüglen Lageplan blau eingezeichnet gemäß

zlffer ÍV. 1-. ãer Vorurkunde zugrunsten der jeweiligen
Eigentümer des Grundstücks F1.Nr. 238I.

6.
eine Grunddienstbarkeit zur sicherungr der dauernden
Duldung von versorgrungsleitungen aller Art, insbesonde-
re für Gas, Strom und' Wasser gemäß Ziffer IV' 2 ' der
Vorurkund.e auf der noch festzulegenden Trasse zugunsEen
des jeweiligen Eigentümers des Grundstücks Fl.Nr. 238L.

'1 .

eine Grunddienstbarkeit zur Sicherung eines Grenzbebau-
ungsrechts für die Eigentumswohnanlagie an der Südgrenze
im östlichen Bereich, wie es sich aus dem im beigefüg-
ten Lageplan eingezeichneten Baukörper ergibt, zugun-
sten dãs-jeweiligen Eigentümers des Grundstücks Fl.Nr.
23gL (die Baulinie d.es Grenzbaues ist im Plan grün mar-
kiert) .

8.
eine Grund.dienstbarkeit zur sicherung einer hiermit
eingegangenen BauunterlassungsverpflicÞt9ttg im nördlich

"n áiã Gienzbebauurrgr angrenzenden Bereich d.es Grund-
stücks bis zu einer Linie, die im Norden durch die ver-
Iängerung der südlichen Außenwand des auf dem Grund'-
stü¿k rl.Nr. 238A der Gemarkung Hof sÈehenden Gebäudes
(westflügrel) nach westen gebildet wird zugrunsten des
jeweiligrãn eigentíjmers des Grundstücks Fl.Nr. 238I.

9.
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherunq des Tiefqaragren-
durchfahrtsrechts gemäß ziffer II. der ersEen Nach-
tragsurkunde zugunsten des jeweiligen Eigentümers des
Grundstücks FI.Nr. 238t -

L0.
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherung eines Fahrtrechts
entlang der Ostgrenze des dienenden Grundstücks von der
Snoch-Widman-Straße aus bis zur westlichen Verlänge-
rungi der südlichen Außenwand des Vrlestflügels des Gebäu-
des auf dem Grundstück Fl.Nr. 2380 - die Fläche ist in
ihrem nördlichen Teil blau eingezeichnet und unterliegt

""ãrr 
gleichzeitig dem Gehrecht für den jeweiligen Ei-

gentiiñrer des crundstücks F1'Nr ' 238t (vgrl' z'iffet 5)'
ói"=. Dienstbarkeit dient der Sicherungi der Zu- und
Abfahrt zu den an der westgrenze des Grundstücks Fl.Nr-
2380 gelegenen L5 Kraftfahrzeugabstellplätzen zugunsten
des jãweifigen Eigentümers des Grundsgücks Fl.Nr. 2380.
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Zu den vorstehenden Belastungen wird festgesbellt

die Grunddienstbarkeit unter Ziffer 9. wird nach Bil-
dung von Wohnungs- und Teiteigentum am herrschenden
Grundstück auf die jeweiligen Teileigrentümer von
Tiefgaragenstellplätzen einqeschränkt (vgr1. Ziffer
II. der ersten Nacht.ragsurkund.e zur Vorurkunde),

entgregen der Annahme in der Vorurkunde wird díe Ent-
sorgungr des Grundstücks Fl.Nr . 2381" nicht. zur Enoch-
Widman-Straße hin erfolgen, so daß Entsorqungslei-
tungsdienstbarkeiÈen an den dem Grundstück F1.Nr.
238L nördlich vorgrelagerten Grundstücken nicht erfor-
derlich sind.

Belastuncren
IV.

am Grundstück Fl.Nr. 2380

Die wbg bestellt hiermit an ihrem Grundstück Fl.Nr.
2380 der Gemarkung Hof

1.
eine Grund.dienstbarkeit zur Sicherung des Mitbenützungs-
rechtes an der Tiefgaragenzufahrtsfläche, insbesondere
der Zufahrtsrampe, der Garaqentoranlage samt allen dazu
gehörenden Einrichtungen und der Tiefgraragendurchfahr-
ten unter Einschluß der Verpflichtung, die Blockade der
Durchfahrtsflächen durch Hindernisse zur unterlassen,
gemäß Ziffer TI. 1-. - 3. der Vorurkunde je zugunsten
der jeweiligen Eigentümer der Tiefgaragenteileigentums-
einheiten arn Grund.sEück Fl.Nr. 2380/27 der Gemarkung
Hof, deren Sondereigentum die Nummern 1 - 4, 20 - 27,
44 - 5l_, 68 - 79, 97 - 100, tt9 - 1,26, !43 - 153, 1-70
1-80 träst;

2.
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherung der Duldung eines
Garagennotausgrangs und dessen Mitbenutzurrg zugunsten desjeweiliqen Eigentümers des Grundstücks Fl.Nr. 2380/27,
wobei sich die Lage des Notausgangs aus dem der Abge-
schlossenheitsbescheinigungr für das dienende Grundst,ück
zugrundeliegenden endgültigen Aufteilungsplan ergibt ;

3.
an den am Grundstück FI.Nr. 2380 gebildeten Teileigen-
tumseinheiten - Tiefgaragenstellplätze - deren Nummern
im Aufteilungsplan mit Nummer 5 - 18, 28 - 43, 52 - 67,
79 - 95, 101 - II7, t27 - L42, !54 - t69 und 181 - 195
bezeichnet sind, je eine Reallast zur Sicherung der Ko-
stenbeiLragsverpflichtungen aus Ziffer III. der Vorur-
kunde zugunsten des jeweiligen Eigentümers des Grund-
stücks Fl.Nr . 2380 /27 ;
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4.
eine Grundd,ienstbarkeit zur sicherung des Zufahrts-
rechts für Sonderfahrzeuge, insbesondere der Feuerwehr'
am ent.Iang d.er ostgrenze verlaufend.en im Aufteilungs-
;i.* ;ú;å"àicrtnet'ãn zufahrtswesr zusrunsten des jeweili-
õen eigeãtü*ets des Grundstücks Fl'Nr ' 238L gemäß Àb-
ãchnitt rv. 1-. der vorurkunde;

5.
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherung eines Gehrechts
entlang der oslgrenze des Grundstücks in dem Bereich'
der im beigefüõËãn Lageplan blau eingezeichner ist,
ðã*ag Ab"ãñnieÉ rv. 1. ãer Vorurkundã zugunsten des je-
*ãifig"t Eigentijmers des Grundstücks Fl'Nr' 238L;

6.
eine Grunddienstbarkeit zur sicherung der Ðuldungi von
v;;;";il;g=i.ii"tsen insbesondere für Gas' strom-"1+-
W;;;;;";uÉ eir,er ãoch festzulegenden Trasse gemäß Zíf-
fer IV. 2. der Vorurkunde für den jeweitigen Eigentümer
des Grundstücks Fl.Nr . 238t¡

7.
eine Grunddienstbarkeit zur sicherung der Duldung d'es

Mü11tonn"tt"t..tãplatzes und d'er darauf befind'lichen
Müllentsotgnttg"ãnlage, sowie der Duldung der Mitbenüt-
;;;;;ál- zil¡", rü. ¡. der vorurkunde zusunsten des

:ã*Ërirg.r, eigà"rümers_ des.Grundsrücks Fl.Nr . 238L, wo-

bei sich ¿"r Ãusti¡ungrsbereich auf den im anriegenden
Lageplan rot markierEen Bereich bezieht;

8.
eineGrund'dienstbarkeit'zurSicherungderDuldungder
Grenzbebauungi entlang d.er südgrenze im im beigefügten
iãgã;r".t gelb markierten Umfang d9r geplanten Grenzbe-
bauung zugunstet ¿"= jeweiligeã eigentümers des Grund-
stücks Fl.Nr. 238L¡

9.
eine Grund.dienstbarkeit zur sicherunq einer Bauuneer-
iã""rrrrg".r"rptfiãftt,-tng im süd,lichen Teil des Grundstücks
gegentiber der Außenwãnd der erlaubten Grenzbebauung bis
zu einer Geradàn, die durch die südliche Außenwand des

W.=ieftigels der Wohnanlage auf dem dienenden Grundstück
und ihre V"riã"gurung g.Ëitd"t wird, zugunsten d.es je-
*"ifi-g"tr Eigentú.mers-dãs Grundstücks Fl.Nr. 238L¡

10.
eine Grunddienstbarkeit, zur sicherung der Duldung aer
Anlage und des Betriebs sowie d.er Mitbenützungr des Kin-
á.t"ii.fplatzes in dem Bereich, der von der vorstehen-
den Bauunteriåssungrsverpflichtung betroffen wird und in
seiner verranõei,r"õ 1-racir osten zugunsten der jeweiligen
Eigentümer dei Cruñdstticke Fl.Nr. 2380 /27 und 2381- mit
der Maßgabe, ãaß die Eigentümer der herrschenden Grund-
stücke ãi.ft an den entslehend.en Unterhalts- und In-
standset",-,rrg;ko"ten anteilig im umfang der wohnheiten
beteiligen;
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11.
eine Grunddienstbarkeit zugunsten des jeweiligen Eigen-
tümers des östlich angrenzenden Grundstücks Fl.Nr.
2379ll- der Gemarkung Hof , ztJr Sicherung der
Verpflichtung díe
Anlage von Ste11p1ätzen
und Garagen in einem Abstand von 25 m von der gremein-
samen Grenze zu unterlassen;

L2.
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherungi des Mitbenützungs-
rechtes d.er Garagenzufahrtsfläche, der Garagentor-
einrichtungen samt Nebenanlagren und der Garagendurch-
fahrtsfläche qemäß Ziffer IfI d.er ersten Nachtragisur-
kunde zur Vorurkunde zuqunsten der jeweiligen Eigen-
tümer des Grundstücks Fl.Nr . 238t, wobei diese Ðul-
dungsverpflichtungr nach Bildungr von V'lohnungseiqentum am
herrschenden Grundstück auf die jeweiligren Eigentümer
der Teileigentumseinheiten an Tiefgaragrenstellplätzen
beschränkt werden wird.

Belastunc¡en
V.

am Grundstück F1.Nr. 23Bt

Di-e wbg besEellt hiermit an ihrem Grundstück Fl.Nr
238L

a)
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherungr der Duldung des
Bestands und der Mitbenutzung des auf ihrem Grundstück
liegenden Garagrennotausgang gemäß Ziffer IT. 4. der
Vorurkunde je zugiunsten der jeweiligen Eigentümer der
Grundstücke Fl.Nrn. 2380/27 und. 2380.

b)
eine Grunddienstbarkeit zur Sicherung der Duldung des
Bestandes und der Uitbenützung des auf diesem Grund-
stück liegenden Entlüftungsschachtes für die Tiefga-
ragre gemäß Ziffer II. 5. der Vorurkunde je zuqunsten
der jeweiligen Eigentümer der Grundstücke Fl.Nrn.
2380/27 uns 2380.

2.
Weiter bestellt hiermit die wbg am Grundstück Fl.Àlr.
2381 gemäß Ziffer V. des ersten Nachtrags zur Vorur-
kunde zur Sicherungi des dort eingeräumten auflösend
bedingten Stellplatznutzungsrechts, im Ausübungsbereich
bezogen auf das am dienenden Grund.stück noch zu bilden-
de Teileigentum Vierfach-Parker, d.essen Sondereigentum
mit den Nummern 1 - 4 bezeichnet ist, und die leilei-
grentumseinheit am Vierfach-Parker mit den Nummern 5 - I
bezeichnet, jedoch hier wiederum einqeschränkt auf die
Ste11p1ätze 5 und 6, - die Einschränkungen werden mit
Bildung des Teileigentums am dienenden Grundstück auch
g:rundbuchrechtlich vollzogen, dadurch daß nur noch die-
se Teileigentumseinheiten unter pfandfreier Abschrei-
bung al1er übrigen Einheiten davon belasEet. bleiben
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a)
eine Grunddienstbarkeit zugunsten des jeweiliqen Eigen-
tümers des Grund'stücks Fl.Nr. 2380 und

b)
eine beschränkte persönliche ÐienstbarkeiE zugunsten
der Stad.t Hof .

VI.
Schlußbes timmungen

L.
Die wbg bewilligt und

beanÈragt
hiermit die Eintragung d'er in Ziffern III" IV' und' V'
bestellten Belastungen mit vollzug des veränderungrs-
nachweises Nr. 3277 wnd soweit Teileigentum dienend
oder herrschend ist, mit Vollzug der enEsprechenden
Teilungserklärungen im Grundbuch'

Entsprechend Ziffer IV- 9. der Vorurkunde soIlen
tn"rtiãt" in dieser Urkund.e am gleichen objekt bestellte
Belastungen untereinander Gleichrang erhalten'

Die wbg wi.inscht nicht, daß die eingetragenen Global-
girr.nasãhulden Rang nach diesen Belastunqren erhalten'

Die Reallasten aus ziffer IV. des L. Nachtrags zur vor-
urkunde so]len erst nach Bitdung des Teileigentums an

F1.Nr. 238L dort eingetragen werden'

2.
Der beurkundende Notar wird beauftragt und ermächtigt,
alle zum Vollzug dieSer urkunde und der vorurkunden
notwendigen erkl.ärungen abzugeben und Anträge jeder Art
zu stellen.

3.
Die Kosten dieser Urkunde un ihres Grundbuchvollzuges
trägt, die wbg.

4.
Von dieser Urkunde erhalten

beglaubigte Abschrift
- die wbg,
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Vertretunqsbescheini gung

Aufgrund meiner am 03 .08 .1993 vorgenoflìmenen Einsicht-
nahme in das lfandelsregister beim Amtsgericht - Regi-
stergericht - Bayreuth stelle ich fest, daß dort in -Ðc-

teilung B unter Nr. 450 die

d.em 

eingetragen ist, und daß Herr 
aIs Geschäftsführer dieser Ge hrer
Vertretung unter Befreiung der Beschränkungen des S 181

BGB 

Bay
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URNT

VO lmac ht

.è¡r zweiundzwanzigsten llai
neun z ehnhunder t e inundneun z i g

ers

Notarmitd,em.âmtssitzeia anneiner¡liìts-
st,eIle ln Bayreuth, Mainstraße 3:

mlr, Notar, PersÕnlich bekannt'

hier hand.eLnd fùr die

.BaYreut'h
alsderenalleinvertret'ungsberechtj-gterGeschäÍts-
führer.

Àufgrund des heute eingesehenen lía::iel-sragisiers bei¡'

Ànrt,sgerlch-u Bayreuth bescheinige ich' Noiar' iaß cie

bayreuih mbÌ:"

Àuf Ànsuchen des Erschienenen beurì<unoe-'e i-ch sei-¡:e:

Erklärungen entsprechend was folgt':
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I

Die bayreuth nch'

bevollnrächtigt
hiennit,

Herrn 
uth'
'

inBezugaufj-hrenGrunobesitzzuihrervert'ret'un-c

L) beim i'Jcschl-uß ïon Kaufvert'rägen (Verl<auf ) '

bei Àbgabe von vert'ragsançrebot'en uni be! Vertraçs-

annahmen (Verkauf),
bei¡nÀbsch}ußvonGrund.abtretungenfùrôffent'llche
Zwecke (auch ln Form von VerÈragsengebot und

Vert,ragsannairme) ,

bei Beurkund,ung von Nachtrågen zu vo=çenannten

Vert,rägen,
beiÀbgabeallerErk]-årungen,d.i-ezLt.:lVo.llzugie:
vorgenannten Urkunden und' Vertråge e:iorde=Licb

sind,lnsbesonderebeiErklårunguncEntgegenna:Le
der Àuflassung;

2) bei
ten,

Belestung d.es Grunobesitzes nj-t Grundpiand:=c!i-

bei Àbgabe von Schuloanerkelntnlssen und be:

der unterwerfung unter d,le sofortlge Zwangsvol-i-

streckung -auch ln dinglicher Welse- sowie bei i=:

Verpfånoung der Rech'ue aus KauÍvertrågen -insbe-

sond.ere ÀuÍiassungsvoräerkungen- uni iåtrelunç v:n

Grundpfancrechten, sowej.t dies n.i c ier Fina:rzle:.Jnçi

von Kaufelgenheirnen od'er von Wohnunç:s- oee: Te!i-

ej-gent,um, cie vom vol-Imachtgebe: ve:kaufc werie:'

!m Zusamnrenhang steht;
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3 ) zur Àbgabe von Teilungserklårunç:en nach de¡n Woh-

nungseigentumsgeset,z (S 3 und S 8);

4) bei oer Belastung des Grundbesitzes n:-" D!e:stba=-
keiten aller Àrt, bej. Abgabe von LÖschungsbewiLl-1-
gungen, LÕschungszustj¡unungen, Piandf=eigaben uii
Rangrücl<tritten sowie bel der .à::'urags-reLlung auÍ
Vollzug von Verånderungsnachweisen uni hierzu e=-

forderli-chen P f andunters tellungen ;

5) bei Àbg'abe von Erklärungen und St,eJ-lu::g von Àn-

trä,gen bei Behörden, <iie zur Baureifnrachung uno

Bebauung ces Grundbesit,zes notweidig sj.nd, ein-
schließLlch Àntrågen beim Vermessungsant'.

Der Bevollmåcht,ige ist nicht berechÈi-gt, dj-ese

Vollmacht ganz oder teilweise auf einen Dritte:1 zu

übertragen -eusgenoîtmen Notare oCer Notarbedj-eistet3-

Von den Beschränkungen ies S 181 EG3 1st d.er E=vol-L-

nåchtigte nicht, befreit.

t,rägen ert,e oô.er haben, 
hiermj-t die bay:euth ìii)h" r.j.t
dem Sitz in kLer Unte:volL-
nacht, so caß dle r erteiit,en Vcll-na:it
f trr die Voll-nachtgeber handeln kan:.

ir.

Dle Kosten dieser Vollmacht trågt, iie Vcil,machi-
geberin.
Von diese= Vollmacht, soLL der Bevollnåch:igi.e eine
Àusfertigung erhalten. Elne weit.ere ÀusÍertig'\::g sc:!
beinr beurkunoenden Notar zur Verwetcung in dessen

Ànt hint,erlegt werden.



Der vorrmachtgeber erhårt eine begr-aubiEte .à-bschrj-ic.

Ausf
Bay

4

\ii¡ceìesai i¡a rÏÛ':?i

vorstehend'e mit d'er Urschrift übereinsti¡im'enCe

h

Bayreuth, d,en zweiund'zwanzlgsten llai
neun z 'n eunz ig'

Ðr. 
Notar

Die Übereinstinrmung d'er Abschrift mit oer
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Auf Ansuchen des Anwesenden und aufgrund seiner vor mir 
abgegebenen Erklärungen habe ich beurkundet was folgt : 

I . 
Sachstand 

ilungserklärungsurkunde des Notars Dr. 
in Bayreuth vom 16. November 1992, UR 1 R 

rur net - hat die 
mit dem Sitz in 

n  bezeichnet - in 
Ziffer II . Al eine noch zu vermessende Teilfläche von 
ungefähr 2.280 qm aus ihrem Grundstück Fl.Nr. 2380 der 
Gemarkung Hof gemäß§ 8 WEG in Wohnungs- und Teileigen­
tum dergestalt aufgeteilt, daß mit jedem gebildeten 
Miteigentumsanteil das Sondereigentum an einer bestimm­
ten Wohnung bzw . einem in der Tiefgarage gelegenen 
dauerhaft markierten Stellplatz verbunden wurde. 

Die Art und Weise · der Aufteilung wurde in der zum Be­
standteil dieser Urkunde gehörenden Anlage 1 niederge­
legt. 

Die Urkunde enthält ferner in Abschnitt III. die Ge­
meinschaftsordnung und in Abschnitt V. die Baubeschrei­
bung für das Gesamtobjekt . 

Grundlage der Aufteilung war ein vorläufiger Auftei­
lungsplan, der mit den Plänen übereinstimmte , die im 
Baugenehmigungsverfahren verwendet wurden. 

Auf der Grundlage dieser vorläufigen Aufteilung in Woh­
nungseigentum, die erst mit Vermessung des aufgeteilten 
Grundstücks und Erteilung der Abgeschlossenheitsbeschei­
nigung grundbuchvollzugsfähig wird, hat die wbg gebil­
detes Wohnungs- und Teileigentum mit Kaufverträgen an 
verschiedene Erwerber verkauft. 

In den sämtlichen Kaufvertragsurkunden haben die Käufer 
in Ziffer II. 2. der wbg unter Befreiung von den Be­
schränkungen des§ 181 BGB Vollmacht erteilt, nach Vor­
liegen des Messungsergebnisses deren in dieser Kauf ver­
tragsurkunde abgegebenen Erklärungen auf das Vertrags­
objekt zu beziehen, wie es sich nach Durchführung äer 
Vermessung des aufgeteilte.~ Grundstücks beschreibe n 
wird . 

In Ziff rurkunde hat die 
schaft in Bayreuth erklä
erfolgt s den Beschrieb des aufgeteilten 
Grundstücks feststellen und nach Vorliegen der Abge­
schlossenheitsbescheinigung auf der Grundlage des die­
ser zugrundeliegenden Aufteilungsplans die Aufteilung 
des vermessenen Grundstücks bewilligen und beantragen 
wird. 
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II. 
Gemäß§ 8 WEG aufgeteiltes Grunstück 

Die Vermessung des Grundstücks Fl .Nr . 2380 der Gemar­
kung Hof ist erfolgt und hierbei das in der Vorurkunde 
gemäß§ 8 WEG aufgeteilte Grundstück gebildet worden . 

Die Vermessung ist enthalten im Veränderungsnachweis 
Nr. 4277 der Gemarkung Hof. 

Das darin gebildete Grundstück der 

Fl.Nr. 2380/27 
Gemarkung Hof 
Enoch-Widman-Str . 82, 
Bauplatz zu 2.360 qm 

ist das von der Aufteilung gemäß
t ne Grundstück . Die 

mit dem. Sitz in Bay  

III. 
Aufteilungsplan 

Die Stadt Hof als zuständige Baubehörde hat unter ~.k­
tenzeichen 343/93 die Abgeschlossenheitsbescheinigung 
zur Vorurkunde, bezogen auf das unter Ziffer II . be­
schriebene Grundstück Fl.Nr. 2380/27 der Gemarkung Hof 
erteilt. Ihr liegt der aus 8 Blättern bestehende Auf­
teilungsplan zugrunde. 

Die mit dem Sitz 
in da ilungsplan ge­
genüber dem vorläufigen der Vorurkunde beigefügten Auf­
teilungsplan keine Änderungen enthält. 

Zur der Vorurkunde als Anlage 1 beigefügten Aufstel­
lung, die die Art und Weise der Aufteilung in Wohnungs­
und Teileigentum enthält, wird unter Bezugnahme auf den 
der Abgeschlossenheitsbescheinigung beigefügten Auftei­
lungsplan, der jedoch auch insoweit mit dem vorläufi­
gen der Vorurkunde beigegebenen Aufteilungsplan iden­
tisch ist festgestellt, daß zum Sondereigentum der :·ioh­
nungen, die im Aufteilungsplan die Nummern 92 bis 95 
tragen, 'je auch ein Abstellraum im Dachgeschoß gehört , 
der die gleiche Nummer trägt, während zum Sondereige ~­
tum aller übrigen Wohnungen ein Kellerraum im Keller ge­
schoß gehört, der die gleiche Nummer wie das Wohnungs­
eigentum trägt . 

IV. 
Grundbuchvollzug 

Unter Bezugnahme auf Ziffer IV. 1. der Vorurkunde be­
willigt und 

t 
hiermit die mit 
dem Sitz in  
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vorn 11. August 1993, URNr. 2631 R 

-----------------------------------------------------------
l.OOOstel Aufteilung 

Wohnanlage Enoch-Widman-Straße, 8670 Hof/Saale 
BAI - Neubau von 110 Studentenwohnungen 

r 

Nr. 01 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel es Nr. 02 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 03 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 04 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel n- Nr. 05 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 06 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 07 Erdgeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
,~r. 08 Erdgeschoß 1-Zimmer · 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 09 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 

· - Nr. 10 Erdgeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 11 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel rn Nr. 12 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8,80/1.000stel a- Nr. 13 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,69 qm 8, 63/1.000stel n Nr. 14 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,69 8, 63/1. OOOstel qm r- Nr. 15 Erdgeschoß 1-Zimmer 15,02 8,25/1.000stel qm 
Nr. 16 Erdgeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel m, Nr. 17 Erdgeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel eh- Nr. 18 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 19 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 20 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 21 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 22 Erdgeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 

hen. Nr. 23 Erdgeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 24 Erdgeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 25 Erdgeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8,80/l.OOOstel 
Nr. 26 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 27 Erdgeschoß 1-Zirnrner 15,69 qm 8, 63/1. OOOstel 

Nr. 28 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 29 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 30 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 31 1. Obergeschoß 1-Zirnmer 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 

u- Nr. 32 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8,80/1.000stel 
nd- Nr. 33 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8,80/1.000stel 

Nr. 34 l. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 35 l. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 36 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 37 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 38 l. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 39 l. Obergeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 40 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 41 l. Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 8, 63/1. OOOstel 
Nr. 42 l. Obergeschoß 1-Zirnmer 15,69 qm 8,63/1.000stel 
Nr. 43 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 44 l. Obergeschoß 1-Zirnrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 45 1. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 46 1. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 47 1. Obergeschoß 1-Zirnmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 48 1. Obergeschoß 1-Zirnrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
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Nr. 49 1. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. so 1. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 51 1. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel lll 
Nr. 52 1. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel lll 
Nr. 53 1. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8,80/1.000stel Hl 
Nr. 54 1. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 55 1. Obergeschoß 1-Zimrner 15,69 qm 8,63/1.000stel 

Nr. 56 2. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 57 2. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 58 2. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 59 2. Obergeschoß 1-Zinuner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 60 2. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 61 2. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 62 2. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 63 2. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 64 2. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 65 2. Obergeschoß 1-Zinuner .. ·15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 66 2. Obergeschoß 1-Zimrner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 67 2. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8,80/l.OOOstel 
Nr. 68 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 69 2. Obergeschoß 1-Zimrner 15,69 qm 8, 63/1. OOOstel 
Nr. 70 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 8,63/1.000stel 
Nr. 71 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 72 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 73 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 74 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 75 2. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 76 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 77 2. Obergeschoß 1-Zinuner 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 78 2. Obergeschoß 1-Zimrner 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr. 79 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 80 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 81 2. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 82 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 83 2. Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 8,63/1.000stel 

Nr. 84 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8, 40/1. OOOstel 
Nr. 85 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.000stel 
Nr. 86 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.000stel 
Nr. 87 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8, 40/1. OOOstel 
Nr. 88 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8, 40/1. OOOstel 
Nr. 89 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8, 40/1. OOOstel 
Nr. 90 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.000stel 
Nr. 91 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,28 qm 8,40/1.000stel 
Nr. 92 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr. 93 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 94 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 95 3. Obergeschoß 1-Zim.mer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 96 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 8,63/1.000stel 
Nr. 97 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8, 25/1. OOOstel 
Nr. 98 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8, 80/1. OOOstel 
Nr. 99 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr.100 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr.101 3. Obergeschoß 1-Zimmer 16,02 qm 8,80/1.000stel 
Nr.102 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,02 qm 8,25/1.000stel 
Nr.103 3. Obergeschoß 1-Zimmer 15,69 qm 8,63/1.000stel 
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llr.104 
llr.105 
llr.106 
llr.107 
•r.108 
Rr.109 
•r.110 

Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgeschoß 
Dachgesqhoß 
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1-Zimmer 
1-Zimmer 
1-Zimmer 
l-Zimmer 
1-Zimmer 
1-Zimmer 
l-Zimmer 

15,28 qm 8, 40/1. OOOstel 
15,28 qm 8, 40/l. OOOstel 
15,28 qm 8, 40/1. OOOstel 
15,28 qm 8,40/1.000stel 
15,28 qm 8,40/1.000stel 
15,28 qm 8,40/1.000stel 
15,62 qm 8, 57 /1. OOOstel 

... 



 

Vertretungsbescheinigung 

Aufgrund meiner am 03.08.1993 vorgenommenen Einsicht­

nahme in das Handelsregister beim Amtsgericht - Regi­

stergericht - Bayreuth stelle ich fest, daß dort in Ab­

teilung B unter Nr . 450 die 

mit dem Sitz in Bayreuth 

eingetragen ist, und . daß Herr  

als Geschäftsführer dieser Gesellschaf hrer 

Vertretung unter Befreiung der Beschr 181 

BGB berechtigt ist. 

Bay







2 

Unter Abstellräume im Sinne dieser Abgeschlossenheitsbescheinigung zählen sowohl diejenigen 
im 2. Obergeschoß als auch diejenigen im Kellergeschoß. 

2. 

Es wird festgestellt, daß ein Zugang zum im Schnitt des Gebäudes dargestellten Spitzboden 
von unten nicht besteht. 

II. 
Nachtrag zur Teilungserklärung vom 26.10.1992 URNr. 3118 R (BA II) 

1. 

Die Aufteilung des nunmehr vermessenen 5.544 qm großen Grundstücks FlNr. 2380 der 
Gemarkung Hof in Wohnungs- und Teileigentum ist in der vorgenannten Urkunde enthalten. 

Nach Erteilung der Abgeschlossenheitsbescheinigung und des Aufteilungsplans durch die Stadt 
Hof v,urde hierzu eine Nachtragsurkunde vom 11.8.1993 URNr. 2632 R gefertigt und der 
Vollzug der Teilung im Grundbuch bewilligt und beantragt. 

Die Urkunden samt Abgeschlossenheitsbescheinigung und Aufteilungsplan liegen beim 
Grundbuchamt Hof zum Vollzug. 

Der Aufteilungsplan bestand aus l O Einzelplänen. 

Beim von der Stadt Hof erteilten dem Grundbuchamt vorgelegten Aufteilungsplan fehlten die 
Schnitte und Ansichten. Sie sind in 3 Plänen enthalten, die die Einzelpläne Nummern 11 bis 13 
bilden. Sie werden zur Vervollständigung des Aufteilungsplans hiermit vorgelegt und sind dem 
Grundbuchamt Hof einzureichen. 

2. 

Die Stadt Hof hat ihre Abgeschlossenheitsbescheinigung korrigiert und anstelle der ursprüng­
lichen Bescheinigung nunmehr eine diese Korrekturen enthaltende neue Abgeschlossenheits­
bescheinigung erteilt. 

Sie steHt zunächst fest, daß der Aufteilungsplan aus 13 Einzelplänen besteht. 

Weiter wird in dieser korrigierten Abgeschlossenheitsbescheinigung bescheinigt, daß auch die 
Keller abgeschlossen sind. 

Unter Bezugnahme auf diese Bescheinigung ,,..ird im Nachgang zur Teilungserklärung samt 
Nachtrag festgestellt, daß zum Sondereigentum jeder Wohnung als Nebenraum auch ein 
Kellerraum gehört, der die gleiche Nummer wie die Wohnung trägt. 

3. 

Es witd hiennif festgestellt, daß kein Spitzboden vorbanden ist, der von unten zugängliches 
Gemeinschaftseigentum darstellen würde. 

•· 
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IV. 
Nachtrag zur Urkunde vom 26. Oktober 1992 URNr. 3117 R 

1. 

Nach Vorliegen der Vennessung der in den 3 Bauabschnitten gebildeten in Wohnungs-und 
Teileigentum aufgeteilten Grundstücke BA I, BA II und BA III wurde auf der Grundlage der 
Vorurkunde und des 1. Nachtrags dazu vom 3.8.1993 URNr. 2493 R, ein 2. Nachtrag vom 
11.8.1993 URNr. 2630 R errichtet, in welchem die Dienstbarkeiten und Reallasten, die zur 
Sicherung der Bebauung und der Bewirtschaftung der einzelnen gebildeten Parzellen 
erforderlich sind, bestellt und zur Eintragung im Grundbuch be\villigt und beantragt \vUrden. 

Auch diese Urkunde liegt dem Grundbuchamt zum Vollzug vor. 

Soweit im folgenden Ven'ieisungsstellen angezogen werden, handelt es sich, sofern nichts 
abweichendes festgestellt wird, um den 2. Nachtrag vom 11.8.1993. 

2. 

In Ziffer lli. 4. und Ziffer IV. 4. wurden je an den Grundstücken FINr. 2380/27 und 2380 
zugunsten des jeweiligen Eigentümers des Grundstücks FINr. 2381 Grunddienstbarkeiten zur 
Sicherung des Zufahrtsrechts durch Sonderfahrzeuge, insbesondere Feuerwehrfahrzeuge, 
bestellt. Diese Bestellung wird wie folgt klargestellt und ergänzt 
a) die in Ziffer III. 4. der Urkunde vom 11.8.1993 bezeichnete durch Grunddienstbarkeit 

gesicherte Feuerwehrzufahrt ist im dieser Urkunde beigefügten Begrünungsplan entlang 
der Westgrenze des Grundstücks FlNr. 2380/27 eingezeichnet. Aus diesem Plan ergibt sich 
auch die im Bereich der Ostgrenze des Grundstücks FINr. 2380 verlaufendeFeuer­
wehrzufahrt, wie sie in Ziffer IV. 4. der Vorurkunde gesichert wurde; 

b) auch der auf den beiden dienenden Grundstücken FlNr. 2380/27 und 2380 der Gemarkung 
Hofliegende Gehweg zum Grundstück FlNr. 2381 der Gemarkung Hof, vergleiche Ziffer 
111.5 und Ziffer IV. 5., dient insgesamt ebenfalls als Feuerwehrzufahrt. 

Die an den beiden dienenden Grundstücken in Ziffer III.4. und Ziffer IV. 5. bestellten 
Grunddienstbarkeiten zur Sicherung des Zufahrtsrechts für Sonderfahrzeuge, insbesondere 
der Feuerwehr,beziehen sich somit auch auf diese F1äche. Sie ist ebenfalls im beigefügten 
Begrünungsplan eingezeichnet. 

Die Eintragung dieser Zufahrtsrechte für Sonderfahrzeuge an den dienenden Grundstücken 
entsprechend der vorstehenden Klarstellung und Ergänzung zugunsten des jeweiligen Eigen­
tümers des Grundstücks FlNr. 2381 der Gemarkung Hof wird hiermit bewilligt und beantragt. 

3. 

Die Garagennotausgänge, deren Mitbenutzungsrecht in der Urkunde vom 11.8.1993 auf 
sämtlichen gebildeten drei Parzellen durch Grunddienstbarkeiten gesichert sind, (Ziffer III. 2., 
Ziffer IV. 2. und Ziffer V. a) sind im dieser Urkunde beigefügten Plan farbig eingezeichnet.Ihre 
Beschriftung gibt die Parzelle an, auf der dieser Notausgang liegt. 

•· 
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Hinsichtlich dieser Dienstbarkeiten zur Sicherung des Mitbenützungsrechts am 
Garagennotausgang \\eird auf den entsprechenden dieser Urkunde beigefügten Plan zur 
Konkretisierung hinge\\~esen. Er wird zum Inhalt des dort gestellten Antrags erhoben. 

4. 

Die Entwässerung der Tiefgaragen und der Hochbauten auf den Grundstücken F!Nm. 2380 
und 2380/27 der Gemarkung Hof erfolgt über das Grundstück F!Nr. 2381 der Gemarkung 
Hof. Der genaue Verlauf der Entwässerungsleitungen kann gegenwärtig nicht angegeben 
werden. Die Trassenführung hat so zu erfolgen, daß sie die Bebauung des dienenden 
Grundstücks FlNr. 2381 der Gemarkung Hof nicht hindert. Im übrigen ist die Trassenführung 
nach Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten festzulegen. Die Festlegung nehmen die Eigentümer der 
herrschenden Grundstücke vor. 

Die wbg als Eigentümerin des Grundstücks FlNr. 23 81 der Gemarkung Hof duldet hiermit auf 
Dauer die Einlegung von Entwässerungsleitungen samt zugehörigen Anlagen, insbesondere 
Kontrollschächte, zur Ent\vässerung der Hochbauten und der Tiefgaragen auf den 
herrschenden Grundstücken F!Nm. 2380 und 2380/27 je der Gemarkung Hof, deren dauernde 
Belassung, des Begehens und des Aufgrabens des Grundstücks zur Kontrolle und Reparatur 
dieser Einrichtungen unter der Voraussetzung, daß hernach der ursprüngliche Zustand \,ieder 
hergestellt wird. 

Zur Sicherung dieser Entwässerungsanlagenduldungs-und -belassungsverpflichtung bestellt 
hiennit die wbg am Grundstück FlNr. 2381 der Gemarkung Hof eine Grunddienstbarkeit je 
zugunsten des jeweiligen Eigentümers der Grundstücke FINm. 2380 und 2380/27 je der 
Gemarkung Hof und be,villigt und beantragt deren Eintragung im Grundbuch. 

5. 

Die in Ziffer III. 8. am Grundstück FrNr. 2380/27 und die in Ziffer IV. 9. am Grundstück 
FlNr. 2380 bestellten Grunddienstbarkeiten zur Sicherung einer Bauunterlassungsverpflichtung 
je zugunsten des jeweiligen Eigentümers des Grundstücks FlNr. 2381 umfassen als 
weitergehende Pflicht auch jeweils die Übernahme des vom Eigentümer des herrschenden 
Grundstücks auf seinem Grundstück nicht eingehaltenen Grenzabstands zuzüglich zum eigenen 
bei der Errichtung eigener Bauwerke einzuhaltenden Grenzabstand. 

Es wird bewilligt und beantragt, die vorgenannten Grunddienstbarkeiten mit diesem 
präzisierten Inhalt im Grundbuch einzutragen. 

6. 

Die wbg verpflichtet sich auch gegenüber der Stadt Hof, die den in Ziffer III. der Urkunde vom 
11.8.1993 genannten Begünstigten versprochenen Leistungen mit dem dort angegebenen Inhalt 
zu erbringen, nämlich 
a) Tiefgaragendurchfahrtsrecht samt Unterlassungsverpflichtung {Ziffer 1.) 
b) Duldungs-und Mitbenützungsverpflichtung des Tiefgaragennotausgangs (Ziffer 2.) 
c) Zufahrtsrecht für Sonderfahrzeuge (Ziffer 4. in Verbindung mit Ziffer IV.2.) dieser 

Urkunde · 
d) Gehrecht (Ziffer 5.) 
e) Versorgungsleitungsduldung (Ziffer 6.) 

.·., 
~:. 
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f) Grenzbebauungsrecht {Ziffer 7 .) 
g) Bauunterlassungsverpflichtung - Bauabstandsübemahme - (Ziffer 8.in Verbindung mit 

Ziffer IV. 5. dieser Urkunde) 
h) Tiefgaragendurchfahrtsrecht (Ziffer 9.) 
i) Fahrtrecht (Ziffer 10.}. 

Zur Sicherung der vorstehend eingegangenen Verpflichtungen bestellt hiermit die wbg am 
Grundstück FlNr. 2380/27 zugunsten der Stadt Hof eine 

beschränkte persönliche Dienstbarkeit 

und bewilligt und beantragt deren Eintragung im Grundbuch. 

7. 

Die wbg verpflichtet sich auch gegenüber der Stadt Hof, die den in Ziffer IV. der Urkunde vom 
11.8.1993 genannten Begünstigten versprochenen Leistungen mit dem dort angegebenen Inhalt 
zu erbringen, nämlich 
a) Mitbenutzungsduldung an der Tiefgaragenzufahrtsfläche, -zufahrtsrampe, -toranlage 

samt zugehörigen Einrichtungen und Tiefgaragendurchfahrt (Ziffer 1.) 
b) Garagennotausgangsmitbenützungsduldung (Ziffer 2.) 
c) Zufahrtsrecht für Sonderfahrzeuge (Ziffer 4. in Verbindung mit Ziffer IV.2. dieser 

Urkunde) 
d) Gebrecht (Ziffer 5.) 
e) Versorgungsleitungsduldungsrecht (Ziffer 6.) 
t) Duldung eines Mülltonnenstandplatzes und Mitbenützungsrecht an der Müllentsorgungs-

anlage (Ziffer 7.) 
g) Grenzbebauungsduldung (Ziffer 8.) 
h) Bauunterlassungsverpflichtung (Ziffer 9.in Verbindung mit Ziffer IV. 5. dieser Urkunde) 
i) Kinderspielplatzduldung und Mitbenützungsrecht (Ziffer 10.) 
j) Garagenzufahrtsduldung und Mitbenützungsrecht, Toreinrichtungsmitbenutzungsduldung 

und Garagendurchfahrtsduldung (Ziffer 12.) 

Zur Sicherung der voreingegangenen Verpflichtungen bestellt hiennit die wbg am Grundstück 
FlNr. 2380 der Gemarkung Hof zugunsten der Stadt Hof eine 

beschränkte persönliche Dienstbarkeit 

und bewilligt und beantragt deren Eintragung im Grundbuch. 

8. 

Die wbg verpflichtet sich auch gegenüber der Stadt Hof, die den in Ziffer V. der Urkunde vom 
11.8.1993 genannten Begünstigten versprochenen Leistungen mit dem dort angegebenen Inhalt 
zu erbringen, nämlich 
a) Garagennotausgangsduldung (a) 
b} Entlüftungsschachtduldung für Tiefgarage (b) 
c) Entsorgungsleitungs-und Entsorgungsanlageduldung (Ziffer IV. 4.dieser Urkunde). 

Zur Sicherung der voreingegangenen Verpflichtungen bestellt hiermit die wbg am Grundstück 
FINr. 2381 der Gemarkung Hof zugunsten der Stadt Hof eine 

•· 
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Grunddienstbarkeit 

des Inhalts, daß er oder der an diesem Wohnungseigentum Nutzungsberechtigte zur 
ausschließlichen Nutzung des in der Anlage 1 bezeichneten numerierten Stellplatzes, dessen 
Lage sich aus dem Begrünungsplan ergibt und der Mitbenutzung der Zu- und Abfahrten zu 
und von diesem Stellplatz berechtigt ist. 

Die gleiche Verpflichtung übernimmt die wbg gegenüber der Stadt Hofund bestellt zur 
Sicherung dieser ausschließlichen Stellplatzduldung zu deren Gunsten eine 

beschränkte persönliche Dienstbarkeit. 

Die Eintragung dieser Grunddienstbarkeiten und der beschränkten persönlichen Dienstbarkeit 
am Grundstück FlNr. 2380 der Gemarkung Hof wird hiermit bewilligt und beantragt. 

3. 

Die bestellt hiermit in Erfüllung ihrer 
Ste
a) eine Grunddienstbarkeit zugunsten des jeweiligen Eigentümers der am Grundstück F!Nr. 

2380/27 der Gemarkung Hof gebildeten Wohnungseigentumseinheit, wie sie in der 

Anlage 2 

zu dieser Urkunde nach der im Aufteilungsplan ausgewiesenen Nummer des 
Sondereigentums bezeichnet ist je an der am Grundstück F!Nr. 2380 der Gemarkung Hof 
gebildeten Teileigentumseinheit, wie sie in der Anlage 2 der Wohnungseigentumseinheit 
zugeordnet ist und dort mit der Nummer des Sondereigentums aus dem Aufteilungsplan 
bezeichnet ist, des Inhalts, daß der jeweilige Eigentümer des herrschenden 
Wohnungseigentums und der daran·Nutzungsberechtigte zur ausschließlichen Nutzung des 
dienenden Teileigentums als Kraftfahrzeugstellplatz und zur Mitbenutzung der Zu- und 
Abfahrtswege berechtigt ist; 

b) je eine 

beschränkte persönliche Dienstbarkeit 

zugunsten der Stadt Hof je an den dienenden Teileigentumseinheiten zur Sicherung der 
~genüber der Stadt Hof eingegangenen inhaltsgleichen Verpflichtung. 

Die wbg bewilligt und beantragt die Eintragung dieser Dienstbarkeiten in den betroffenen 
Teileigentumsgrundbüchem. 

4. 

Die Stadt Hof als Baubehörde fordert durch Dienstbarkeiten gesicherte Stellplatz­
nutzungsrechte für die jeweiligen Eigentümer einer Wohnungseigentumseinheit an den zu 
Teileigentum ausgebildeten Tiefgaragenstellplätzen, auch dann, wenn das Wohnungseigentum 
auf dem gleichen Grundstück wie das Teileigentum am Tiefgaragenstellplatz gebildet wurde 
mit dem Inhalt, daß die Nutzungsmöglichkeit am Stellplatz nur dem die Wohnung Nutzenden 
zur Verfügung steht. 

•· 
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In der 

Anlage 5 

zu dieser Urkunde sind die sechs am Grundstück FINr. 2380 der Gemarkung Hof bestehenden 
Wohnungen nach der im Aufteilungsplan für das Sondereigentum zugewiesenen Nummer 
bezeichnet und der Stellplatz zugeordnet, wie er auf dem Grundstück FINr. 2381 innerhalb des 
zu Teileigentum auszubildenden Vierfachparkers entsteht und zwar mit der Nummer, die dieser 
Stellplatz innerhalb des Vierfachparkers tragen \\~rd. 

Die wbg bestellt hiermit an dem Teileigentum (Vierfachparker) ,,ie es nach erfolgter 
Aufteilung des Grundstücks FINr. 2381 der Gemarkung Hof entstehen wird, zugunsten des 
jeweiligen Eigentümers des in der Anlage 5 genannten Wohnungseigentums am Grundstück 
F!Nr. 2380 am nach der Anlage 5 betroffenen Teileigentum, jeweils hinsichtlich des 
Ausübungsbereichs auf den konkreten mit Nummer bezeichneten Stellplatz bezogen, eine 

Grunddienstbarkeit 

des Inhalts, daß der jeweilige Eigentümer des herrschenden Wohnungseigentums und der daran 
Nutzungsberechtigte zur ausschließlichen Nutzung des betroffenen Stellplatzes als 
Kraftfahrzeugstellplatz und zur Mitbenutzung der Zu- und Abfahrten hierzu berechtigt ist.Zur 
Sicherung der inhaltsgleichen Verpflichtung gegenüber der Stadt Hof bestellt die wbg dariiber 
hinaus an den betroffenen beiden Teileigentumseinheiten (Vierfachparker) je eine 

beschränkte persönliche Dienstbarkeit. 

Da mangels Bildung der beiden dienenden Teileigentumseinheiten derzeit eine Eintragung der 
Dienstbarkeiten hieran nicht möglich ist, die Stadt Hof jedoch die sofortige Sicherung verlangt, 
bewilligt und beantragt die wbg mit Angabe des beschränkten Ausübungsbereiches diese 
Dienstbarkeiten zunächst am ganzen Grundstück F!Nr. 2381 der Gemarkung Hof einzutragen 
und sie nach Bildung der beiden betroffenen Teileigentumseinheiten sodann auf diese zu 
beschränken. Schon jetzt wird beantragt, alle übrigen am Grundstück F!Nr. 2381 der 
Gemarkung Hof zu bildenden Wohnungs- und Teileigentumseinheiten wegen offenbarer 
Nichtbetroffenheit dann von diesen Dienstbarkeiten freizustellen. 

VL 
Rangstelle 

l. 

Soweit aufgrund der Urkunde vom 11.8.1993 und aufgrund dieser Urkunde Belastungen in 
Abteilung II des Grundbuchs am gleichen Objekt einzutragen sind, sollen diese sämtlich im 
Gleichrang miteinander eingetragen werden. Die Eintragung an nächstoffener Rangstelle wird 
gestattet. Sofern eine Gleichrangeintragung aus Rechtsgründen nicht möglich ist, wird 
vorsorglich auch die nachrangige Eintragung gestattet. 

•· 
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Anlage 1 

zur Urkunde des Notars Dr. in Bayreuth vom 5.9.1993 URNr. 2991/93 R. 

Auf dem Grundstück FlNr.23&0 entstehende, Am Grundstück FINr. 2380/27 gebildetes 
durch Dienstbarkeit zur ausschließlichen Wohnungseigentum, das zur ausschließlichen 

Nutzung zuzuweisende Nutzung des Freistellplatzes berechtigt ist 
Kraftfahrzeugstellplätze im freien, (herrschendes Wohnungseigentum), 

bezeichnet mit der im Begrünungsplan bezeichnet nach der Nummer des 
eingezeichneten Nummer Sondereigentums im Aufteilungsplan 

1 19 
2 22 
3 23 
4 24 
5 54 
6 59 
7 63 
8 65 
9 66 
10 69 
11 70 
12 71 
13 73 
14 74 
15 76 

•· 
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Anlage 3 

Zur Urkunde des Notars Dr. vom 5.9.1993 URNr. 2991/93 R. 

Dem Nutzungsrecht unterliegendes Wohnungseigenrum am Grundstück FlNr. 
Teileigentum (Tiefgaragenstellplatz) auf dem 2380/27, dessen jeweiliger Eigentümer am 
Grundstück FlNr. 2380/27, bezeichnet nach nebenstehenden Stellplatz nutzungsberechtigt 

Nummer des Sondereigentums im ist (herrschendes Wohnungseigentum), 
Aufteilungsplan bezeichnet nach Nummer des 

Sondereiaentums im Aufteilungsplan 
1 67 
2 60 
3 61 
4 4 
20 l 
21 16 
22 95 
23 62 
24 58 
25 100 
26 75 
27 72 
44 49 
45 50 
46 51 
47 52 
48 53 
49 97 
50 98 
51 99 
68 28 
69 ·- .. 29 
70 30 
71 31 
72 32 
73 33 - 74 34 
75 35 
76 36 
77 37 
78 38 
97 68 
98 18 
99 12 
100 6 
119 85 
120 84 
121 82 
122 103 
123 101 
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124 102 
125 57 
126 56 
143 86 
144 87 
145 88 
146 64 
147 26 
148 27 
149 14 
150 55 
151 77 
152 80 
153 81 
170 3 
171 7 
172 8 
173 89 
174 96 
175 15 
176 78 
177 79 
178 83 
179 93 
180 94 
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111 61 
112 92 
113 45 
114 88 
115 9 
116 10 
117 28 
128 94 
129 23 
130 24 
131 58 
132 76 
133 72 
134 22 
135 32 
136 91 
137 73 
138 31 
139 71 
140 44 
154 56 
155 51 
156 46 
157 25 
158 7 
159 59 
160 69 
161 6 
162 3 
163 39 
164 48 
165 19 
166 I 
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